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1. Vorbemerkungen 
 

1.1 Erstmalig vergleichende Prüfung aller 11 Kreise 

 

Der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein (LRH) überwacht die Haus-

halts- und Wirtschaftsführung des Landes und der kommunalen Körper-

schaften.1 Der Schwerpunkt seiner Prüfungstätigkeit im kommunalen Be-

reich liegt bei den größeren Kommunen des Landes (kreisfreie Städte, 

Kreise, Städte über 20.000 Einwohner). Erkenntnisse aus diesem Aufga-

benfeld werden in den jährlichen Bemerkungen des LRH nur in Einzelfäl-

len behandelt. Daher legt der LRH regelmäßig auch Kommunalberichte 

vor, um dem Landtag, der Landesregierung, den Kommunen und der Öf-

fentlichkeit Prüfungsfeststellungen von übergeordneter und allgemeiner 

Bedeutung aus dem kommunalen Bereich mitzuteilen.2 

 

In dem vorliegenden 7. Kommunalbericht sind die wesentlichen Prüfungs-

erkenntnisse der vergleichenden Prüfung aller 11 Kreise zusammen-

gefasst. In der Vergangenheit prüfte der LRH die Kreise im Rahmen der 

regelmäßigen Prüfungen einzeln nacheinander. 2009 entschied er sich für 

eine vergleichende Prüfung aller Kreise. So verfuhr er auch schon bei der 

Prüfung der kreisfreien Städte. Geprüft wurden ausgewählte Handlungs-

felder. Ziel war es, durch eine auf Vergleichen basierende Querschnitts-

betrachtung  

 Transparenz herzustellen, 

 die kommunale Verwaltungspraxis im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit, 

Zweckmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit zu überprüfen,  

 notwendige Korrekturen der bisherigen Arbeit zu benennen und 

 Erfolg versprechende Gestaltungsmöglichkeiten für die künftige Aufga-

benerledigung aufzuzeigen.  

Den Kreisen sollte dies die Möglichkeit geben, das Ob und Wie der eige-

nen Verwaltungspraxis zu hinterfragen („Lernen vom Besseren“).  

 

1.2 Prüfung in 3 Phasen  

 

Der LRH ging aus Kapazitätsgründen in 3 Phasen vor. In der ersten Phase 

ab 2009 wurden die Kreise Ostholstein, Plön, Rendsburg-Eckernförde und 

Schleswig-Flensburg vergleichend geprüft. In der zweiten Phase ab 2010 

folgte die Prüfung der 4 südholsteinischen Kreise Herzogtum Lauenburg, 

Pinneberg, Segeberg und Stormarn. Die Ergebnisse der zweiten Phase 

wurden den Ergebnissen der ersten Phase gegenübergestellt, sodass zu 

                                                      
1  Artikel 56 Landesverfassung. 
2  § 2 Abs. 5 des Gesetzes über den Landesrechnungshof Schleswig-Holstein (LRH-G) 

vom 02.01.1991, GVOBl. Schl.-H. S. 3, zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.02.2011, 
GVOBl. Schl.-H. S. 71. 
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diesem Zeitpunkt bereits 8 Kreise miteinander verglichen wurden. In der 

letzten Phase ab 2011 wurden die Kreise Dithmarschen, Nordfriesland und 

Steinburg geprüft. In diesen Prüfungsmitteilungen wurden alle 11 Kreise 

miteinander verglichen. 

 

Für den Vergleich aller Kreise wurde als Prüfungszeitraum 2005 bis 2008 

und als Basisjahr 2008 zugrunde gelegt, soweit ein Jahr für den Vergleich 

ausreichend war. In der zweiten Phase wurden die aktuellen Daten des 

Jahres 2009 und in der dritten Phase auch die des Jahres 2010 einbezo-

gen. Da es zu aufwendig gewesen wäre, Daten bei den bereits geprüften 

Kreisen für die Jahre 2009 und 2010 nachzuerheben, wurde darauf ver-

zichtet. Demzufolge sind in den Tabellen der einzelnen Kommunalbe-

richtsbeiträge die Daten für 2009 und 2010 nur für die Kreise abgebildet, 

bei denen sie im Rahmen der Prüfung erhoben wurden. Dem LRH ist 

durchaus bewusst, dass die Daten teilweise als nicht mehr aktuell einge-

stuft werden. Gleichwohl sind die darauf basierenden Bewertungen in der 

Grundaussage nach wie vor relevant.  

 

1.3 Schwierigkeiten bei der Kennzahlenbildung 

 

In allen 3 Phasen war es problematisch, vergleichbare Kennzahlen zu er-

mitteln. Zum Teil waren die benötigten Daten nicht oder nur lückenhaft 

vorhanden und unterschiedlich zusammengefasst. Sachverhalte wurden 

unterschiedlich gezählt. Manche Daten waren nicht plausibel oder fehler-

haft und damit nicht belastbar. Zusätzlich erschwerte der Übergang von 

der Kameralistik auf die Doppik den Vergleich. Die Rechnungsergebnisse 

2010 und zum Teil auch früherer Jahre lagen nicht vor. Fehlbuchungen 

waren zu bereinigen. Es mussten erhebliche Anstrengungen unternom-

men werden, um einen aussagekräftigen Vergleich herzustellen.  

 

Deshalb war es dem LRH nicht in dem gewünschten Umfang möglich, für 

die einzelnen Aufgabenfelder Leistungskennzahlen zu ermitteln - z. B. 

Aufwand pro Fall. In einigen Fällen wurde daher auf die Kennzahl Aufwand 

pro Einwohner zurückgegriffen. Diese ist gleichwohl aussagekräftig, da in 

den ausgewählten Prüfgebieten die Leistungsmengen in einem entspre-

chenden Verhältnis zur Einwohnerschaft stehen. Auch das Benchmarking-

projekt der Kreise arbeitet bisher überwiegend mit dieser Kennzahl. Im Üb-

rigen ist der Einwohnermaßstab bei den hochaggregierten Prüffeldern 

Finanzen und Personal von vornherein die entscheidende Bezugsgröße.  
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2. Finanzlage - fehlende Jahresabschlüsse erschweren den 
Vergleich 

 

Die Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik seit 2007 

war mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Nach wie vor 

fehlt eine Reihe von Jahresabschlüssen. In der Folge konnte das 

neue Rechnungswesen seine Informations- und Steuerungsfunk-

tion vielfach noch nicht erfüllen. Eine detaillierte Einschätzung 

der Finanzsituation der Kreise auf Basis aktueller Daten war 

nicht möglich. 

 

Der Einbruch der Wirtschaftskraft 2009 traf die Kreise finanzaus-

gleichsbedingt erst in 2011. Zusammen mit der aktuellen Staats-

schuldenkrise werden die Kreise die Auswirkungen noch einige 

Zeit spüren. 

 

2.1 Kommunen haben große Schwierigkeiten, auf das doppische Rech-

nungswesen umzustellen 
 

In den Jahren 2007 bis 2010 haben alle Kreise die Doppik eingeführt. 

Die Umstellung auf das neue Rechnungswesen wurde überall unter-

schätzt. Probleme gab es beispielsweise dabei, das Anlagevermögen zu 

erfassen und zu bewerten. Deshalb wurden die Eröffnungsbilanzen und in 

der Folge auch die Jahresabschlüsse nur mit erheblicher Verzögerung er-

stellt1. In einzelnen Kreisen fehlen noch immer die Jahresabschlüsse von 

mehreren Jahren.  

 

Für die Beurteilung der Finanzlage konnten oftmals nur Plandaten oder die 

Entwicklung des Kassenkreditvolumens herangezogen werden. Diese ge-

ben nicht das richtige Bild wieder. Kassenkredite mit günstigem Zinsniveau 

wurden nicht nur für die Überbrückung von Liquiditätsengpässen genutzt. 

Einige Kreise haben diese Finanzmittel unzulässigerweise auch für Geld-

anlagen oder Investitionen verwendet. Erste doppische Jahresabschlüsse 

einzelner Kreise zeigten im Vergleich zu den Ansätzen der Haushaltspla-

nung Verbesserungen im 2-stelligen Millionenbereich. 

 

Darüber hinaus waren die bereits vorliegenden Jahresabschlüsse u. a. 

wegen unterschiedlicher Bilanzierungspraktiken nur eingeschränkt ver-

gleichbar. So hat es beispielsweise der Kreis Stormarn unterlassen, beim 

Übertragen seiner Gymnasien auf den kreisangehörigen Bereich diesen 

Vorgang als Sachzuwendung zu bilanzieren. Der Kreis Dithmarschen ver-

mengte die für das Westküstenklinikum maßgeblichen Bilanzierungsvor-

schriften nach der Krankenhausbuchführungsverordnung mit der Gemein-

                                                      
1  Vgl. auch Kommunalbericht 2011 des LRH, Nr. 8. 
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dehaushaltsverordnung-Doppik (GemHVO-Doppik). Er hat dabei die 

Rechnungsergebnisse des Klinikums in seinen Einzelabschlüssen für den 

Kreishaushalt zusammengeführt und den Gesamtabschluss in Teilen vor-

weggenommen. 

 

Damit das neue Rechnungswesen seine Planungs- und Steuerungsfunk-

tion erfüllen kann, müssen die Kreise ihre Jahresabschlüsse gemäß der 

Gemeindeordnung (GO) fristgerecht aufstellen und dabei die Buchungs- 

bzw. Bilanzierungsvorschriften beachten. 

 

2.2 Saldo aus Ein- und Auszahlungen ist ein Gradmesser für die Eigenfi-

nanzierung 

 

Wegen der zum Teil noch fehlenden Jahresabschlüsse bzw. deren einge-

schränkter Vergleichbarkeit (vgl. Tz. 2.1) wurde die Finanzsituation der 

Kreise anhand der tatsächlich abgewickelten Zahlungsströme beurteilt.   

  

Aus dem folgenden Diagramm ergeben sich die Netto-Zugänge liquider 

Mittel, die aus der laufenden Verwaltungstätigkeit erwirtschaftet werden 

und zur Finanzierung von Investitionen und von außerordentlichen Tilgun-

gen zur Verfügung stehen (Innenfinanzierungskraft). Dabei wird die Band-

breite zwischen dem höchsten und dem niedrigsten Wert sowie dem ein-

wohnergewichteten Durchschnitt dargestellt. Weil nicht in allen Kreisen 

Jahresabschlüsse vorlagen, sind die Werte für 2009 nur von 10 Kreisen 

sowie für 2010 und 2011 von 5 Kreisen1 enthalten: 

 

 
 

                                                      
1  Stand: 05.03.2013 
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Bis einschließlich 2010 konnten sich die Kreise von der vergleichsweise 

geringen Konjunkturschwäche 2003 (bundesweit -0,2 %, Schleswig-

Holstein +0,2 %)1 erholen. Der Einbruch der Wirtschaftskraft 2009 von  

-4,7 % bundesweit bzw. -1,7 % in Schleswig-Holstein traf die Kreise be-

dingt durch das Finanzausgleichssystem erst 2011. Der Ausgleich der 

damit verbundenen Einnahmeausfälle wird einige Zeit in Anspruch neh-

men. Darüber hinaus ist zurzeit nicht abschätzbar, welche Auswirkungen 

die Staatsschuldenkrise in Europa haben wird. 

 

Die Kreise zeigten 1995 bis 2008 folgende durchschnittliche Innenfinanzie-

rungswerte (= Selbstfinanzierung aus eigener Kraft) (vgl. auch Übersicht 1 

auf Seite 23): 

 
Ø Innenfinanzierungskraft 1995 bis 2008 in € je Ew 

HEI IZ NF OD OH PI PLÖ RD RZ SE SL Ø 

-2 41 -2 9 3 -2 1 12 -1 14 -13 5 

 

2.3 Schulden sind ein Vorgriff auf Einnahmen der Zukunft 

 

Für eine Gesamtbetrachtung der Verschuldung wurden auch die Neben-

haushalte und Mehrheitsbeteiligungen der Kreise einbezogen. Die Höhe 

der Schulden wirkt sich mittelbar auch auf den Kernhaushalt durch gerin-

gere Gewinnabführungen bzw. höhere Verlustausgleichsverpflichtungen 

oder höhere Zuschussbedarfe aus. Die auf den Kreis anteilig entfallenden 

Schulden der Nebenhaushalte und Beteiligungen bilden die Verbindlichkei-

ten gegenüber Kreditinstituten (inklusive Investitionsbank und Kreditanstalt 

für Wiederaufbau) gemäß Beteiligungsverhältnis ab. 

Zum Vergleich ist ebenfalls die Verschuldung in den Kernhaushalten inkl. 

Kassenkredite (Werte in Klammern) angegeben. 

 
Gesamtverschuldung in € je Ew am 31.12.2008  

HEI IZ NF OD OH PI PLÖ RD RZ SE SL 

732 143 438 242 472 370 492 187 255 435 482 

(335) (143) (303) (191) (469) (282) (481) (135) (233) (178) (481) 

 

Nach Herausrechnen der Krankenhausfinanzierung auf Darlehensbasis 

(= Schuldendienst wird vom Land getragen) verbleibt beim Kreis Dithmar-

schen eine effektive Pro-Kopf-Gesamtverschuldung von lediglich 

376 € je Ew. 

 

                                                      
1  Statistisches Jahrbuch des Statistischen Bundesamtes 2011, S. 631, und Volkswirt-

schaftliche Gesamtrechnungen der Länder, Ausgabe 2011, S. 35. 
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Die Verschuldung der Kernhaushalte hat sich bis Ende 2011 gemäß den 

Daten des Statistikamtes Nord1 wie folgt entwickelt: 

 
Verschuldung im Kernhaushalt in € je Ew am 31.12.2011 

HEI IZ NF OD OH PI PLÖ RD RZ SE SL 

746 77 282 101 406 305 397 97 296 165 456 

 

Der Kreis Dithmarschen weist wie erwähnt die Schulden für die Immobilien 

des Westküstenklinikums im Kernhaushalt des Kreises aus. Im Vergleich 

zu den vom LRH ermittelten Werten von 2008 fehlen bei den Kreisen 

Nordfriesland, Plön, Rendsburg-Eckernförde und Steinburg die früheren 

(kameralen) inneren Darlehen. 

 

2.4 Kreditlaufzeiten mit den Nutzungsdauern harmonisieren 

 

Die Belastungen aus dem Schuldendienst sind abhängig von der Schul-

denhöhe, aber auch von den Zins- und Tilgungsmodalitäten. Die Kreise til-

gen ihre Kredite in Zeiträumen zwischen 19 (Nordfriesland) und 42 Jahren 

(Ostholstein). Hierdurch ergeben sich unterschiedlich hohe Schulden-

dienste und Liquiditätsbelastungen. Auch die im kameralen Rechnungs-

wesen ausgewiesenen Fehlbeträge erklären sich in Teilen hieraus, da die 

ordentliche Tilgung in den Verwaltungshaushalten erwirtschaftet werden 

muss. 

 

Die Kreise finanzieren sowohl kurz- als auch langfristig nutzbare Ver-

mögensgegenstände. Die durchschnittliche Nutzungsdauer beträgt bei 

beweglichem Vermögen je nach Vermögensgegenstand 3 Jahre und 

mehr, bei Straßen 35 Jahre und bei Gebäuden 80 Jahre. Der Mittelwert 

der tatsächlichen Tilgungszeiträume liegt bei 25 Jahren.  

 

Bei zu kurzen Laufzeiten könnten die Tilgungsbelastungen die Abschrei-

bungen übersteigen und ggf. zu neuem Liquiditätsbedarf führen. Bei Lauf-

zeiten von mehr als 25 Jahren sollten die Kreise ihre Tilgungspraxis über-

denken, weil nach Ablauf der Nutzungsdauer für möglicherweise nicht 

mehr vorhandene Vermögensgegenstände weiterhin Kredite zu bedienen 

wären.  

 

Die Kreditlaufzeiten sollten an die Nutzungsdauer der zu finanzierenden 

Vermögensgegenstände angepasst werden. 

 

                                                      
1  Pressemitteilung des Statistikamtes Nord 76/2012 vom 12.06.2012, www.statistik-

nord.de. 
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2.5 Unterschiede beim Liquiditätsbedarf sind bemerkenswert  

 

Der Liquiditätsbedarf der Kreise, den diese aus den Einnahmen aus Kreis-

schlüsselzuweisungen, Kreisanteilen an der Finanzausgleichsumlage so-

wie der Kreisumlage decken, differiert sehr stark. Das liegt u. a. an deren 

unterschiedlich hoher Verschuldung (vgl. Tz. 2.3) bzw. den hieraus resul-

tierenden Zins- und Tilgungsleistungen. Werden die Effekte aus der Ver-

schuldung herausgerechnet, zeigt sich das folgende Bild. Die Kreise sind 

darin geordnet nach der Höhe des Liquiditätsbedarfs. Erkennbar werden 

dabei 3 Niveaubereiche, denen zur Veranschaulichung der jeweilige 

Durchschnittswert zugeordnet wurde. 

 

 
 

Dem Schaubild ist zu entnehmen, dass der Liquiditätsbedarf der Kreise im 

Durchschnitt der Jahre 2003 bis 2008 zwischen 313 € je Ew beim Kreis 

Rendsburg-Eckernförde und 384 € je Ew beim Kreis Dithmarschen lag. 

Die Differenz von 71 € je Ew bedeutet, dass der Kreis Dithmarschen im 

Durchschnitt der o. g. Jahre einen um 23 % höheren Liquiditätsbedarf je 

Einwohner und Jahr aufwies als der Kreis Rendsburg-Eckernförde.  

 

Der Liquiditätsbedarf der Kreise ohne Schuldendienstleistungen wird aller-

dings entscheidend von den Ausgabenerfordernissen in der Sozial- und 

Jugendhilfe bestimmt. Auch diese Belastung zwischen den Kreisen diffe-

riert erheblich1, Ein weiterer Vergleich auf Basis der Liquiditätsbedarfe  

sowohl ohne Schuldendiensthilfen als auch ohne die Belastung aus der 

Sozial- und Jugendhilfe ist daher sinnvoll. Hierbei ergibt sich folgendes 

Bild: 

                                                      
1  Vgl. hierzu Nr. 4 dieses Kommunalberichts. 
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Wie erwartet hat sich der (Rest-)Liquiditätsbedarf der Kreise nach Heraus-

rechnen der Sozial- und Jugendhilfebelastungen erheblich verringert. Im 

Durchschnitt aller Kreise beträgt die Reduzierung 230 € je Ew. Die Rang-

folge einzelner Kreise verschiebt sich, je nachdem, ob diese stärker oder 

weniger stark durch die soziale Sicherung belastet sind. Beispielsweise 

verändert der Kreis Stormarn seine Position um 3 Plätze und der Kreis 

Plön sogar um 5 Plätze in Richtung des höheren Rest-Liquiditätsbedarfs. 

Grund hierfür ist, dass sie im Kreisvergleich relativ gering durch die soziale 

Sicherung belastet sind. Dagegen verschiebt sich die Reihenfolge für den 

Kreis Steinburg um 2 Plätze und für den Kreis Pinneberg um 4 Plätze in 

Richtung der geringeren Rest-Liquiditätsbedarfe. Diese Kreise sind dage-

gen erheblich durch die Sozial- und Jugendhilfe belastet. 

 

Geordnet nach der Höhe des Rest-Liquiditätsbedarfs zeigt die Grafik 

schließlich eine Spannweite der Werte zwischen 86 € je Ew beim Kreis 

Rendsburg-Eckernförde bis zu 137 € je Ew beim Kreis Plön. Der Unter-

schied zwischen diesen beiden Kreisen beträgt damit 51 € je Ew bzw.  

- aufgrund der Verringerung der Bezugsgröße - 59 % gegenüber dem rela-

tiven Wert von 23 % nach der ersten Grafik.  

 

Auffällig ist, dass unter den 4 Kreisen mit dem niedrigsten Rest-Liquiditäts-

bedarf die 3 größten Kreise sind und unter den 4 Kreisen mit dem höchs-

ten Rest-Liquiditätsbedarf 3 der 4 kleinsten Kreise. Dies lässt einen Zu-

sammenhang des Rest-Liquiditätsbedarfs mit der einwohnerbezogenen 

Größe der Kreise vermuten. Ordnet man die Kreise vor diesem Hinter-

grund nach ihrer Einwohnerzahl, so ergibt sich das folgende Bild: 
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Mit deutlicher Ausnahme der Kreise Steinburg und Pinneberg ist tenden-

ziell mit zunehmender einwohnerbezogener Größe der Kreise ein fallender 

Liquiditätsbedarf erkennbar. Klammert man den Kreis Steinburg zunächst 

aus der weiteren Analyse aus, so lassen sich folgende 3 Größenklassen 

unterscheiden: 

 Die kleineren Kreise (ohne Steinburg) weisen erkennbar den höchsten 

Liquiditätsbedarf je Einwohner ohne Schuldendienstbelastungen und 

ohne Belastungen aus der sozialen Sicherung aus. Der Durchschnitt-

wert dieser 3 Kreise liegt bei 134 € je Ew. 

 Den geringsten Rest-Liquiditätsbedarf findet man dagegen bei den 

3 größten Kreisen Segeberg, Rendsburg-Eckernförde und Pinneberg 

mit im Durchschnitt 95 € je Ew. Dieser Wert liegt damit um fast 30 % 

unter dem durchschnittlichen Rest-Liquiditätsbedarf der kleineren Krei-

se Plön, Dithmarschen und Nordfriesland. 

 Die mittelgroßen Kreise weisen schließlich einen durchschnittlichen 

Rest-Liquiditätsbedarf von 117 € je Ew auf und liegen mit diesem Wert 

erkennbar im „Mittelfeld“.  

 

Eine detaillierte Auswertung der obigen Schaubilder ist mit erheblichen 

Unsicherheiten behaftet, da viele den Liquiditätsbedarf der einzelnen Krei-

se beeinflussende Ursachen vorliegen. Gleichwohl lassen sich folgende 

Feststellungen treffen:  

 Beim Liquiditätsbedarf der Kreise außerhalb der sozialen Sicherung 

besteht offenbar ein Zusammenhang mit der einwohnerbezogenen 

Größe der Kreise. Dies verwundert nicht, wenn man bedenkt, dass hin-

ter dem Rest-Liquiditätsbedarf vor allem diejenigen Aufgaben- bzw. 

Dienstleistungsbereiche der Kreise stehen, die vorrangig Personalaus-

gaben und damit korrespondierende Sachausgaben verursachen. Sie 

sind weniger durch die Auszahlung von erheblichen Geldleistungen ge-
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prägt. Und da die Personalausgaben je Einwohner der Kreise wegen 

der Größenvorteile der größeren Kreise von der Einwohnerzahl eines 

Kreises abhängig sind, macht sich dieser Zusammenhang auch bei der 

Kennzahl Rest-Liquiditätsbedarf je Einwohner bemerkbar.   

Ein Teil der sowohl unter Herausrechnung der Schuldendienstleistun-

gen als auch der Belastungen aus der Sozial- und Jugendhilfe weiter-

hin bestehenden Unterschiede im Rest-Liquiditätsbedarf je Einwohner 

lässt sich damit offensichtlich durch die unterschiedliche Größe der 

Kreise erklären. 

 Auffällig ist, dass es sich bei 4 der 7 Kreise, deren Werte oberhalb der 

Trendlinie liegen, um diejenigen handelt, die vergleichsweise hohe Per-

sonalausgaben haben (Dithmarschen, Nordfriesland, Schleswig-

Flensburg und Pinneberg - vgl. Nr. 3.2 dieses Kommunalberichts).   

Beispielsweise wäre beim Kreis Pinneberg aufgrund seiner Größe ein 

niedrigerer Rest-Liquiditätsbedarf zu erwarten als bei den Kreisen Se-

geberg und Rendsburg-Eckernförde. Allein der Unterschied zum kleine-

ren Kreis Segeberg beträgt 9 € je Ew bzw. 2,7 Mio. €. Ein Anhaltspunkt 

für diesen überdurchschnittlichen Liquiditätsbedarf ist nach den Prü-

fungserkenntnissen des LRH im Personalbereich zu finden. Hier ist der 

Kreis Pinneberg durch den höchsten Wert der Kennzahl Personalaus-

gaben je Stelle aufgefallen. Zudem ist auch die Kennzahl Stel-

len/1.000 Ew auffällig. 

 Beim Kreis Plön wird deutlich, dass er bei den sonstigen Aufgaben au-

ßerhalb der sozialen Sicherung relativ hohe Ausgaben haben muss, 

weil die Personalausgaben je Einwohner vergleichsweise niedrig sind. 

Unter anderem dürften sich die besonderen Belastungen aus der Betei-

ligungsverwaltung (u. a. öffentlicher Personennahverkehr) und der Kul-

tur (vgl. Nr. 9 dieses Kommunalberichts) auswirken. 

 Auch der Kreis Stormarn hat einen überdurchschnittlichen Liquiditäts-

bedarf außerhalb der sozialen Sicherung. Da er bei den Personal-

ausgaben unauffällig ist und bei der sozialen Sicherung weit unter-

durchschnittliche Bedarfe hat, müssen bei den übrigen Aufgaben 

entsprechend höhere Ausgaben vorliegen. Dies ist jedoch aus finanz-

wirtschaftlicher Sicht insofern zunächst unkritisch, weil der Kreis auch 

über eine ausgeprägte Finanzkraft und eine günstige Finanzsituation 

verfügt.  

 Der Kreis Rendsburg-Eckernförde mit dem niedrigsten Liquiditätsbedarf 

insgesamt behält diesen finanzwirtschaftlichen Spitzenplatz auch nach 

Herausrechnen der sozialen Sicherung. Dies dürfte durch eine jahr-

zehntelange sparsame Haushaltswirtschaft mit entsprechend niedrigen 

Personalausgaben je Einwohner erreicht worden sein. 

 Beim Kreis Steinburg fällt der um 40 € je Ew und damit 30 % geringere 

Liquiditätsbedarf ohne soziale Sicherung und Schuldendienst gegen-

über den übrigen kleineren Kreisen auf. Er erzielt trotz einer ver-
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gleichsweise hohen Belastung in der sozialen Sicherung finanzwirt-

schaftlich günstige Werte dadurch, dass er neben den relativ geringen 

Personalausgaben je Einwohner in seiner Größenklasse (vgl. Nr. 3.2 

dieses Kommunalberichts) offensichtlich auch im Bereich der sonstigen 

Aufgaben geringere Beträge aufwendet. Hier zeigt sich das auch vom 

LRH festgestellte traditionell sparsame Verhalten des Kreises in vielen 

Aufgabenbereichen. 

 

Eine detaillierte Analyse der Gründe für den unterschiedlichen Finanzbe-

darf zwischen den Kreisen sollte im Rahmen des laufenden Benchmar-

king-Projekts der Kreise herausgearbeitet werden. 

 

2.6 Finanzstarke Kreise benötigen systembedingt höhere Kreisumlagen 
 

Die allgemeinen Kreisschlüsselzuweisungen und die Kreisumlage sind ab-

hängig von der gemeindlichen Finanzkraft. Je höher die Finanzkraft aus-

fällt, umso niedriger sind die allgemeinen Kreisschlüsselzuweisungen. Bei 

geringeren Schlüsselzuweisungen muss die Kreisumlage höher ausfallen, 

um Einnahmen in gleicher Höhe zu erzielen. 
 

Steigt z. B. die Finanzkraft um 1 € je Ew, reduzieren sich als Folge die all-

gemeinen Kreisschüsselzuweisungen um 0,50 € je Ew. Die zusätzliche Fi-

nanzkraft wird jedoch nur in Höhe des jeweiligen Kreisumlagesatzes (z. B. 

35 % von 1 € je Ew = 0,35 € je Ew) abgeschöpft. Dieser Zusammenhang 

erfordert tendenziell höhere Kreisumlagen bei den finanzstärkeren Krei-

sen. Der Kreisumlagesatz ist daher isoliert betrachtet kein alleiniges Krite-

rium für die hinreichende Ausschöpfung der Einnahmemöglichkeiten des 

jeweiligen Kreises. Entscheidend aus Sicht der Kreise ist das Gesamtauf-

kommen aus diesen allgemeinen Deckungsmitteln (allgemeine und zu-

sätzliche Kreisumlage, die Kreisanteile an der Finanzausgleichsumlage 

und die Kreisschlüsselzuweisungen). Die nach Kreisumlageerhebung ver-

bleibende Finanzkraft im kreisangehörigen Bereich darf dabei nicht außer 

Acht gelassen werden. 
 

Das folgende Diagramm veranschaulicht diese Zusammenhänge. Es zeigt 

zum einen, in welchen Kreisen das Gesamtaufkommen an allgemeinen 

Deckungsmitteln über bzw. unter dem einwohnergewichteten Landes-

durchschnittswert der Kreise liegt (blauer Balken). Zum anderen wird deut-

lich, ob den kreisangehörigen Gemeinden nach Zahlung der Kreisumlage 

bezogen auf den gemeindlichen einwohnergewichteten Landesdurch-

schnitt eine überdurchschnittliche (Rest-)Finanzkraft verbleibt oder nicht 

(roter Balken). 
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* Abweichung verbleibende gemeindliche Finanzkraft im kreisangehörigen Bereich = 0 

 

Je nach Ausrichtung der blauen und der roten Balken lassen sich die fol-

genden 4 Konstellationen unterscheiden: 

 

Die Kreise Nordfriesland, Pinneberg, Segeberg und Stormarn erzielen auf 

Basis der dort jeweils festgesetzten Kreisumlagesätze überdurchschnittli-

che Gesamtaufkommen an allgemeinen Deckungsmitteln. Dabei verbleibt 

dem kreisangehörigen Bereich eine zumindest landesdurchschnittliche 

und im Falle des Kreises Stormarn eine weit überdurchschnittliche Finanz-

kraft, um aus den resultierenden Einnahmen die eigenen Aufgaben finan-

zieren zu können.  

In den Kreisen Ostholstein und Herzogtum Lauenburg liegen dagegen so-

wohl deren Einnahmen aus den allgemeinen Deckungsmitteln als auch die 

Finanzkraft der kreisangehörigen Städte und Gemeinden unter dem jewei-

ligen Landesdurchschnitt. 

 

Trotz angespannter Haushaltslage in jüngerer Vergangenheit kamen of-

fenbar die Kreise Steinburg und Rendsburg-Eckernförde mit ihren unter-

durchschnittlichen Einnahmen aus. In diesen beiden Kreisen profitieren 

traditionell die Gemeinden von den niedrigen Kreisumlagesätzen, wodurch 

ihnen eine überdurchschnittliche (Rest-)Finanzkraft verbleibt. 

 

Im Vergleich zu Steinburg und Rendsburg-Eckernförde weichen die Lan-

desdurchschnittswerte in den Kreisen Dithmarschen, Plön und Schleswig-

Flensburg entgegengesetzt ab. Das jeweils überdurchschnittliche Ge-

samtaufkommen an allgemeinen Deckungsmitteln dieser Kreise geht  

erkennbar zulasten des kreisangehörigen Bereichs, der zum Teil eine 

deutlich unterdurchschnittliche Finanzkraft aufweist.  
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Die Kreise können die Darstellungen in der o. a. Grafik neben anderen Kri-

terien nutzen, um die Angemessenheit von Kreisumlagesätzen einschät-

zen zu können. In den Kreisen Dithmarschen und Schleswig-Flensburg 

könnte z. B. diskutiert werden, ob angesichts der Finanzlage dieser Kreise 

eine weitere Anhebung der Kreisumlagesätze vertretbar ist. Hier gilt es 

abzuwägen, ob die Aufgabenerfüllung im kreisangehörigen Bereich beein-

trächtigt würde oder eine Reduzierung der Aufgaben und des Aufwands 

auf der Kreisebene anzustreben wäre. Dagegen könnte die Situation der 

finanziell gut aufgestellten Kreise Steinburg und Rendsburg-Eckernförde 

dahin gehend interpretiert werden, dass eine ggf. erforderlich werdende 

moderate Kreisumlageerhöhung für die kreisangehörigen Kommunen eher 

zumutbar wäre, wenn die Aufgaben- und Finanzlage des Kreises dieses 

erforderte. 

 

2.7 Ausblick 

 

Die Finanzsituation der Kreise ist wie auch die der übrigen kommunalen 

und staatlichen Ebenen von der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung in 

Deutschland abhängig. Diese ist jedoch angesichts der europäischen 

Staatsschuldenkrise ungewiss und im Zusammenhang mit den weiteren 

Konjunkturaussichten zu sehen.  

 

Finanzwirtschaftlicher Druck könnte sich ergeben, wenn sich die Zinssätze 

wieder den Durchschnittswerten der letzten 20 Jahre von etwa 4 % annä-

hern. Insbesondere die kurzfristigen Kassenkredite, die zurzeit unter 1 % 

jährlich zu verzinsen sind, wären von dem Zinsänderungsrisiko betroffen.  

 

Daneben wird die Finanzsituation der Kreise zukünftig von den folgenden 

Faktoren beeinflusst: 

 

Positive Auswirkungen auf die Finanzlage der finanzwirtschaftlich beson-

ders belasteten Kreise wird das neu in das Finanzausgleichsgesetz aufge-

nommene Instrument der Konsolidierungshilfen haben. Nach den Zuwen-

dungsvoraussetzungen des Gesetzes können die Kreise Dithmarschen, 

Herzogtum Lauenburg, Ostholstein, Pinneberg, Plön und Schleswig-

Flensburg diese Hilfen beantragen und haben dies auch getan. In 2012 

haben die Kreise bereits Konsolidierungshilfemittel von 20 Mio. € erhalten. 

Auch in den nächsten Jahren können die Kreise deutliche Stützungen er-

warten. Voraussetzung für die Gewährung der Konsolidierungshilfen sind 

erhebliche eigene Sparanstrengungen der Kreise jeweils in Millionenhöhe. 

Insgesamt ist mit einer deutlichen Entlastung bei den o. g. Kreisen zu 

rechnen. 
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Ebenfalls positive Effekte auf die Finanzsituation der Kreise könnten sich 

durch die von der Landesregierung für das Jahr 2015 in Aussicht gestellte 

umfassende Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs ergeben. 

Nach den Aussagen des Innenministeriums sollen von den Änderungen 

vor allem diejenigen Kommunen profitieren, die Aufgabenträger für finan-

ziell besonders belastende Aufgabenbereiche sind. Dies trifft nach Ein-

schätzung des LRH u. a. für die Kreise als örtliche Träger der Sozial- und 

Jugendhilfe zu (vgl. hierzu Nr. 4 dieses Kommunalberichts). Inwieweit sich 

die o. g. Zielsetzung bei der grundlegenden Neufassung des Finanzaus-

gleichsgesetzes im Zusammenwirken mit den vielen weiteren zu überprü-

fenden Fragestellungen per Saldo tatsächlich positiv auf die Finanzen der 

Kreise auswirken wird, muss allerdings abgewartet werden. 

 

Eine erhebliche Entlastung der Kommunen ergibt sich durch die stufen-

weise Übernahme der Nettoausgaben der Grundsicherung im Alter und 

bei Erwerbsminderung ab 2012 durch den Bund. Ab 2014 werden die 

schleswig-holsteinischen Kreise dauerhaft um schätzungsweise 80 Mio. € 

entlastet. 

 

Gleichwohl muss davon ausgegangen werden, dass auch zukünftig die  

finanziellen Belastungen der Kreise für Leistungen zur sozialen Sicherung 

zunehmen. Infolge der demografischen Entwicklung und veränderter ge-

sellschaftlicher Strukturen nehmen in der Sozialhilfe besonders die Hilfe 

zur Pflege und die Eingliederungshilfe zu. Außerdem steigt der Bedarf an 

Kinder- und Jugendhilfe trotz sinkender Geburtenraten unvermindert an. 

Hinzu kommen die Kosten für den Ausbau von Kinderbetreuungsangebo-

ten, Schulsozialarbeit oder präventivem Kinder- und Jugendschutz. (vgl. 

Nr. 4 dieses Kommunalberichts). 

 

2.8 Stellungnahmen 

 

Das Innenministerium hat Stellung genommen. Die Hinweise wurden 

weitgehend berücksichtigt. 

 

Der Landkreistag hat insbesondere beanstandet, dass der LRH bei seiner 

Zeitreihenbetrachtung sowohl kamerale als auch doppische Jahre einbe-

zogen habe. Hierzu wird angemerkt, dass der kamerale Soll-Abschluss 

nicht eins zu eins mit der doppischen Finanzrechnung vergleichbar sei und 

dass in der Doppik der Schwerpunkt auf die Ergebnisrechnung zu legen 

sei. Insofern leide die Betrachtungsweise des LRH an einer gravierenden 

Schwäche. Zufälligkeiten von Geldbewegungen zum jeweiligen Jahres-

wechsel verzerren dabei das Bild des tatsächlichen Bedarfs. Die Zahlen-

reihen seien wenig aussagekräftig. Im Ergebnis müsse der Versuch, ein 

Ersatzkriterium zur Beurteilung der wirtschaftlichen Situation zu entwi-
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ckeln, als konstruiert und insofern als nicht verwertbar angesehen werden. 

Man werde akzeptieren müssen, dass es geeignete Kriterien erst wieder 

gäbe, wenn die Umstellung auf die Doppik bei allen erfolgt sei und hinrei-

chende Sicherheit bestehe. 

 

Der Kritik des Landkreistages liegen offenbar weitgehend die Ausführun-

gen des Kreises Dithmarschen in seiner Stellungnahme zum seinerzeiti-

gen Prüfungsbericht des LRH zugrunde. 

Dem LRH ist bewusst, dass die Kreise sich auch aktuell noch in einer 

Übergangsphase von der Kameralistik auf die Doppik befinden. Unter-

schiedliche Umstellungszeitpunkte bei den Kreisen und teilweise erhebli-

che Rückstände bei der Erstellung von Jahresabschlüssen erschwerten es 

dem LRH, Finanzbetrachtungen anzustellen. Insbesondere detaillierte  

Bilanz- bzw. Jahresabschlussanalysen waren zum Prüfungszeitpunkt nicht 

möglich. Bilanzen und Ergebnisrechnungen lagen teilweise nicht vor, hat-

ten oftmals nur vorläufigen Charakter oder beinhalteten methodisch grobe 

Fehler. 

Vor diesem Hintergrund hat lediglich die Zahlungsstromebene belastbare 

Zahlen auf Basis von tatsächlich geleisteten Ein- und Auszahlungen gelie-

fert. Daneben war es dem LRH wichtig, Verläufe über einen längeren  

Zeitraum (zurückgehend bis 1995) darzustellen sowie Kennzahlen-Durch-

schnittswerte über 6 bis 8 Jahre zu bilden. Zufälligkeiten von Geldbewe-

gungen werden durch die Durchschnitts-Betrachtung eines längeren Zeit-

raums nivelliert. Aus diesem Grunde war es unabdingbar, zunächst auf 

kamerale Daten zurückzugreifen. Für die doppischen Jahre wurden aus-

gehend von der Finanzrechnung (= Übernahme des Cashflows aus der 

Kapitalflussrechnung; also keine Ableitung aus der Ergebnisrechnung) Ab-

züge und Hinzurechnungen vorgenommen, um die Zeitreihe der strukturel-

len freien Finanzspielräume als Gradmesser für die Innenfinanzierung  

- frei von Bewertungsunterschieden - fortzuführen. Unwesentliche Un-

schärfen mussten dabei hingenommen werden. 

Diese Vorgehensweise wurde bei allen Kreisen gleichermaßen praktiziert 

und von keinem anderen Kreis in Frage gestellt. Der vom Landkreistag un-

terbreitete Vorschlag, auf vergleichende Finanzanalysen und damit im Er-

gebnis über Jahre auf Prüfungen zu verzichten, stellt für den LRH keine 

überzeugende Handlungsalternative dar. 

 

Ausgehend von der grundsätzlichen Kritik an der vom LRH in Tz. 2.2 ver-

wendeten Kennzahl „Innenfinanzierungskraft“ betrachtet der Landkreistag 

auch den Versuch, Steuerungsaussagen an solch konstruierten Größen 

wie z. B. dem Restliquiditätsbedarf (vgl. Tz.  2.5) abzuleiten, für so weit 

hergeholt, dass sich eine Analyse daraus fast verbiete. Die weiteren Aus-

führungen des Landkreistages lassen erkennen, dass insbesondere die 
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vom LRH vorgenommene Verknüpfung zwischen Restliquiditätsbedarf und 

der Einwohnergröße der einzelnen Kreise für sachwidrig gehalten wird. 

 

Hinsichtlich der Analyse des Restliquiditätsbedarfs bleibt der LRH bei sei-

ner Einschätzung, dass diese Kennzahl einerseits geeignet ist, auf Beson-

derheiten der einzelnen Kreise hinzudeuten und andererseits einen Zu-

sammenhang zwischen Einwohnergröße und Ausgabebedarf anzuzeigen. 
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3. Personalwirtschaft - Kernverwaltungen der Kreise im 
Vergleich 

 

Die Personalausgaben der Kreise pro Einwohner sind tendenziell 

umso höher, je geringer die Einwohnerzahl des Kreises ist. 

 

Erhebliche Unterschiede bei den Personalausgaben je Einwohner 

und je Stelle weisen für einzelne Kreise auf Einsparpotenziale 

hin. 

 

3.1 Personalaufwand vergleichbar gemacht  

 

Die Personalausgaben der Kreise betrugen 2008 insgesamt 280 Mio. €. 

Um die Personalausgaben der Kernverwaltungen vergleichbar zu machen, 

wurde in allen Kreisen der Aufwand für dieselben Aufgaben ermittelt. Der 

Personalaufwand für z. B. auf Dritte übertragene Aufgaben wurde hinzuge-

rechnet. Der Personalaufwand für Aufgaben, die der jeweilige Kreis für 

Dritte wahrnahm, wurde abgezogen. Von den Gesamtpersonalausgaben 

des Jahres 2008 von 280 Mio. € wurden auf diese Weise 213 Mio. € in den 

Vergleich einbezogen. Die Zahl der Stellen reduzierte sich entsprechend 

von 5.224 auf 3.940. Dies waren 76 % der Personalausgaben und Stellen. 

Die Qualität und die Intensität der Aufgabenwahrnehmung wurden nicht 

berücksichtigt. 

 

3.2 Kennzahlen weisen auf Einsparpotenziale hin 

 

Die folgende Grafik zeigt, dass zwischen der einwohnerbezogenen Größe 

der Kreise und den Personalausgaben je Einwohner eine Abhängigkeit 

besteht: Die Personalausgaben je Einwohner sind tendenziell umso höher, 

je geringer die Einwohnerzahl des Kreises ist. Dies wird allgemein als 

Größendegressionseffekt bezeichnet.  
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Weil es im Rahmen eines Vergleichs nicht sachgerecht wäre, kleine Ein-

heiten am Durchschnitt der Gesamtheit aller Einheiten zu messen, hat der 

LRH für die weitere Analyse 3 Einwohnergrößenklassen (EGK) gebildet.  

In der EGK 1 werden die Kreise Dithmarschen, Steinburg, Plön und Nord-

friesland zusammengefasst. Zur EGK 2 zählen die Kreise Schleswig-

Flensburg, Herzogtum Lauenburg, Ostholstein und Stormarn. Die einwoh-

nerstärksten Kreise Pinneberg, Segeberg und Rendsburg-Eckernförde bil-

den die EGK 3.  

 

Die folgende Grafik zeigt die Unterschiede bei der Kennzahl Personalaus-

gaben je Einwohner der 11 Kreise sowohl innerhalb als auch zwischen 

den gebildeten 3 EGK:  
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Die Spanne bei der Kennzahl Personalausgaben je Einwohner liegt zwi-

schen 76 € im Kreis Rendsburg-Eckernförde und 119 € im Kreis Dithmar-

schen. Der Durchschnittswert der Kreise der EGK 2 beträgt 98 € und liegt 

knapp unter dem Durchschnittswert aller 11 Kreise von 99 €. Der Durch-

schnittswert der einwohnerschwächeren Kreise der EGK 1 liegt mit 112 € 

erkennbar über dem Durchschnitt, während die durchschnittlichen Per-

sonalausgaben der einwohnerstarken Kreise mit 82 € deutlich niedriger 

ausfallen. 

 

Die Unterschiede zwischen den Durchschnittswerten der Personalausga-

ben je Einwohner in den jeweiligen EGK und den Personalausgaben je 

Einwohner der einzelnen Kreise lassen folgende rechnerische Einsparpo-

tenziale vermuten: 

 Kreis Dithmarschen bis 0,9 Mio. €, 

 Kreis Nordfriesland bis 1,0 Mio. €, 

 Kreis Schleswig-Flensburg  bis 1,6 Mio. €, 

 Kreis Pinneberg  bis 2,1 Mio. €. 

 

Nicht nur die deutlichen Unterschiede bei der Kennzahl Personalausgaben 

je Einwohner, sondern auch die unterschiedliche Personalausstattung 

(Zahl der Stellen) geben weitere Hinweise auf mögliche Einsparpotenziale: 

 
Kreis Einwohner 

31.03.08 
Stellen Personalausgaben 

je Stelle 
in € 

Stellen 
je 1.000 Ew 

HEI 136.216 292,44 55.207 2,15 

IZ 134.550 263,19 55.078 1,96 

NF 166.625 365,96 53.699 2,20 

OD 226.171 366,75 54.604 1,62 

OH 205.560 355,69 56.770 1,73 

PI 301.237 467,14 57.477 1,55 

PLÖ 135.259 247,51 57.244 1,83 

RD 272.227 428,68 48.510 1,57 

RZ 187.054 352,33 52.810 1,88 

SE 258.360 382,43 53.622 1,48 

SL 198.820 417,79 50.803 2,10 

Durchschnitt 202.007 358,17 54.166 1,82 

 

Der Kreis Rendsburg-Eckernförde weist mit 48.510 € die geringsten Per-

sonalausgaben je Stelle auf. Der Unterschied zum Wert des Kreises Pin-

neberg beträgt damit fast 9.000 €. Im Vergleich zu den durchschnittlichen 

Personalausgaben je Stelle von 54.166 € haben neben dem Kreis Pinne-

berg auch die Kreise Dithmarschen, Steinburg, Ostholstein und Plön über-

durchschnittlich hohe Personalausgaben je Stelle zu verzeichnen.  
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Mit 1,48 Stellen je 1.000 Ew weist der Kreis Segeberg den niedrigsten 

Wert aus. Die meisten Stellen je 1.000 Ew hat der Kreis Nordfriesland mit 

2,20, gefolgt von den Kreisen Dithmarschen und Schleswig-Flensburg.  

 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass bei den stellenbezogenen Kennzah-

len die Kennzahlenwerte der „kleineren“ Kreise über den Durchschnitts-

werten aller Kreise liegen.  

 

3.3 Anmerkungen zu einzelnen Kreisen mit auffälligen Kennzahlen 

 

 Kreis Dithmarschen   

Beim Kreis Dithmarschen fällt die überdurchschnittliche Personalaus-

stattung mit 2,15 Stellen je 1.000 Ew auf. Unter der Annahme, dass der 

Kreis Dithmarschen im Grunde mit der gleichen Personalausstattung je 

Einwohner auskommen könnte wie die einwohnermäßig gleich großen 

Kreise Plön und Steinburg, deutet die Kennzahl auf ein vorhandenes 

Einsparpotenzial hin. Im Vergleich beispielsweise mit dem Kreis Stein-

burg, der bei diesen kleineren Kreisen die nächstniedrigere Zahl an 

Stellen je 1.000 Ew aufweist, beliefe sich dieses auf immerhin 

1,4 Mio. €.  
 

 Kreis Nordfriesland:  

Der Kreis Nordfriesland weist mit einem Wert von 2,20 Stellen je 

1.000 Ew den Spitzenwert aller Kreise auf. Obwohl er die meisten Ein-

wohner in seiner EGK hat und sich deshalb bereits Größenvorteile be-

merkbar machen müssten, liegt sein Wert deutlich über den Werten 

dieser Kreise. Vergleicht man den Wert Nordfrieslands beispielsweise 

mit dem Durchschnittswert der übrigen 3 Kreise der EGK 1 von 

1,98 Stellen je 1.000 Ew, ergibt sich ein rechnerisches Einsparpotenzial 

von 2 Mio. €.  

Üblicherweise wird dem Kreis Nordfriesland wegen seiner geografi-

schen Besonderheiten (Inseln) ein Stellenmehrbedarf von 5 % zugebil-

ligt. Danach hätte der Kreis lediglich 346 Stellen ausweisen dürfen. 

Tatsächlich liegt die Stellenausstattung bei 366 Stellen. Daraus ergibt 

sich eine mögliche Einsparung von 20 Stellen oder 1,1 Mio. €.  

 

 Kreis Schleswig-Flensburg  

Auch der Kreis Schleswig-Flensburg weist einen deutlich überdurch-

schnittlichen Wert bei den Stellen je 1.000 Ew aus. Zwar ist er als Op-

tionskreis mit eigenem Personal für die Grundsicherung für Arbeit-

suchende zuständig, weshalb hierfür in der Querschnittsverwaltung ein 

höherer (Betreuungs-)Aufwand erforderlich ist. Der LRH hat jedoch die-

sen Aufwand bei der Ermittlung der der Vergleichsberechnung zugrun-

de gelegten Daten soweit möglich herausgerechnet.   

Der Vergleich mit dem Durchschnittswert der übrigen Kreise der 
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EGK 2, also Herzogtum Lauenburg, Ostholstein und Stormarn, ergibt  

ein rechnerisches Einsparpotenzial von 3,6 Mio. €. Selbst wenn man 

den Vergleich ausschließlich mit dem Wert des Kreises Herzogtum 

Lauenburg durchführt, der mit 1,88 Stellen/1000 Ew den zweithöchsten 

Wert innerhalb der EGK 2 aufweist, zeigt sich ein deutliches rechneri-

sches Einsparpotenzial von 2,2 Mio. €. 

 

 Kreis Pinneberg  

Beim Kreis Pinneberg liegt vor allem die Kennzahl Personalausgaben 

je Stelle deutlich über dem Durchschnittswert aller Kreise sowie über 

dem Durchschnittswert der beiden anderen Kreise der EGK 3. Bei den 

unterschiedlichen Vergleichsmaßstäben (Personalausgaben je Ein-

wohner, Stellen je 1.000 Ew und Personalausgaben je Stelle) mit  

jeweils unterschiedlichen Kreisen (alle Kreise, EGK 3 und Hamburg-

Randkreise) ergeben sich je nach Berechnungsgrundlage Einsparpo-

tenziale zwischen 1,1 und 3 Mio. €. Insbesondere der Spitzenwert bei 

den Personalausgaben je Stelle sollte den Kreis zu verstärkten Ein-

sparbemühungen veranlassen. Dies gilt umso mehr, als auch die Per-

sonalausgaben je Einwohner bei diesem Kreis mit der höchsten Ein-

wohnerzahl aller Kreise 89 € betragen.  

 

Bemerkenswert ist abschließend, dass die Kreise Plön und Steinburg in  

ihrer EGK 1 relativ günstige Kennzahlenwerte aufweisen. Gleiches gilt für 

den Kreis Rendsburg-Eckernförde, der in der EGK 3 insgesamt den güns-

tigsten Wert hat. Bei diesem Kreis zeigt sich, dass sich eine konsequente 

und restriktive Personalbewirtschaftung über die Jahre auszahlt.  

 

3.4 Fazit  

 

Aus den o. a. Darstellungen lassen sich zusammenfassend die folgenden 

Feststellungen ableiten: 

 Einwohnerschwächere Gebietskörperschaften führen vergleichbare 

Aufgaben mit relativ höherem Personalaufwand durch, weil der für die 

Aufgabenwahrnehmung erforderliche Grundaufwand auch bei kleineren 

Organisationseinheiten in vergleichbarer Höhe wie bei einwohnerstär-

keren Gebietskörperschaften anfällt.1 Nach wie vor gilt, dass eine  

Zusammenlegung der Kreise zu Einsparungen führen würde. Insofern 

bedauert der LRH, dass der freiwillige Zusammenschluss der Kreise 

Ostholstein und Plön aufgegeben wurde.  

 Angesichts der aufgezeigten Einsparpotenziale für einzelne Kreise soll-

ten die betreffenden Kreise im Detail prüfen, wo die Ursachen für die 

deutlich über den Durchschnittswerten liegende Stellenausstattung und 

                                                      
1  Vgl. Kommunalbericht 2011 des LRH, Nr. 14. 
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Personalausgaben liegen. Dabei sollte auch untersucht werden, ob 

bzw. inwieweit durch eine Verringerung der Intensität und Absenkung 

der Standards bei der Aufgabendurchführung Einsparungen möglich 

sind. Hier wird auch ein qualifiziert und intensiv betriebenes Benchmar-

king-Projekt der Kreise Hilfestellung leisten. 

 

3.5 Stellungnahmen 

 

Der Landkreistag kritisiert u. a., dass der LRH bei seiner Untersuchung 

weder die Qualität und Intensität der Aufgabenwahrnehmung noch alle von 

den Kreisen benannten Aufgaben und Stellen berücksichtigt habe. Außer-

dem habe der LRH bei seinem Vergleich die Anzahl der Planstellen  

zugrunde gelegt und dabei außer Acht gelassen, dass nicht alle Stellen 

besetzt gewesen seien. Daneben hält der Landkreistag die Kategorisie-

rung nach Einwohnerzahlen für nicht zielführend. Viel wichtiger sei die 

Einwohnerdichte, da sie für alle Außendienste das Verhältnis zwischen 

Fahrzeit und echter Bearbeitungszeit bestimme. Die rechnerischen Ein-

sparpotenziale ohne Konkretisierung würden lediglich behauptet. 

 

Der LRH hat erstmalig versucht, die Personalausgaben und Stellen der 

Kreise vergleichbar zu machen. Er bedauert, dass der Landkreistag dies 

nicht würdigt. Sinn und Zweck eines derartigen Vergleichs war die Schaf-

fung von Transparenz, auf deren Grundlage die Kreise zu weiteren Über-

prüfungen und Schlussfolgerungen veranlasst werden sollten. Der kreis-

übergreifende summarische Vergleich der Personalausgaben und der 

Anzahl der Stellen kann eine analytische Stellenbedarfsermittlung oder 

Organisationsuntersuchung jedoch nicht ersetzen. Da aktuelle Vollkräf-

testatistiken bzw. Ist-Besetzungsverzeichnisse nicht vorlagen, wurden die 

verbindlichen Stellenpläne zugrunde gelegt.  

 

Die Behauptung des Landkreistages, die Einwohnerdichte sei aussage-

kräftiger als die Kennzahl Personalausgaben je Einwohner, wurde nicht 

belegt. Auch nach den Berechnungen des LRH gibt es keinen signifikan-

ten Zusammenhang zwischen den Personalausgaben je Einwohner und 

der Einwohnerdichte. Schließlich betreffen die aufgeführten Aufgaben mit 

Außendienst nur einen sehr geringen Teil einer Kreisverwaltung.  

Der LRH hat lediglich Auffälligkeiten in der Personalausstattung der Kreise 

transparent gemacht. Deshalb sind die Kreise aufgefordert, die Gründe für 

die unterschiedlichen Personalausgaben vertiefend zu untersuchen und 

die entsprechenden Schlüsse zu ziehen. 
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4. Soziale Sicherung belastet die Kreise am stärksten  
 

Der größte Anteil an der sozialen Sicherung entfällt auf die Kin-

der- und Jugendhilfe. Ihre Aufwendungen steigen, obwohl die 

Zahl der bis 21-Jährigen seit 2005 beständig sinkt. 

 

Auch die Kosten der Unterkunft und Heizung nach SGB II neh-

men trotz der sinkenden Zahl der Bedarfsgemeinschaften zu.  

 

Ab 2012 werden die Kreise durch den Bund dauerhaft entlastet. 

Dennoch birgt die soziale Sicherung weiterhin erhebliche finan-

zielle Risiken.  

 

4.1 Finanzielle Belastung nimmt nach 2006 wieder zu 

 

Die Kreise nehmen Aufgaben der sozialen Sicherung wahr nach 

 SGB II - Grundsicherung für Arbeitsuchende1, 

 SGB XII - Sozialhilfe2, 

 SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe3. 

 

Die finanziellen Auswirkungen sind im Produkthaushalt 3 - Jugend und 

Soziales - ausgewiesen. 

2008 mussten die Kreise bis zu 70 % ihrer allgemeinen Einnahmen allein 

für die soziale Sicherung aufwenden. Der Rest stand für die übrigen Kreis-

aufgaben zur Verfügung. 

 

Die Analysen basieren auf dem Zuschussbedarf (kamerales Rechnungs-

wesen) und dem in der Finanzrechnung ausgewiesenen Saldo von Aus- 

und Einzahlungen (doppisches Rechnungswesen). Sie stellen den beim 

Kreis verbleibenden Netto-Finanzbedarf dar. Als Vergleichsgröße dient der 

Wert je Einwohner.  

Abweichende Buchungspraktiken hätten den interkommunalen Vergleich 

verzerrt. Sie wurden bereinigt. Außerdem wurde der Finanzierungsanteil 

des Landes an den Kosten der Jugendhilfe für 2005 und 2006 herausge-

rechnet. Denn das Land verlagerte diese zweckgebundenen Einnahmen 

ab 2007 in die allgemeinen Schlüsselzuweisungen. Sie sind seitdem nicht 

mehr einzeln bezifferbar.  

                                                      
1  Sozialgesetzbuch Zweites Buch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - (SGB II) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.2011, BGBl. I S. 850, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 20.12.2012, BGBl. I S. 2781.  

2  Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch - Sozialhilfe - (SGB XII) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27.12.2003, BGBl. I S. 3022, zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 21.03.2013, BGBl. I S. 556. 

3  Sozialgesetzbuch Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIII) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.12.2006, BGBl. I S. 3134, zuletzt geändert durch Artikel 2 
Abs. 3 des Gesetzes vom 15.02.2013, BGBl. I S. 254.  
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Die kommunalen Aufgaben und deren Finanzierung haben sich zum 

01.01.2005 mit den neu in Kraft getretenen SGB II und SGB XII erheblich 

verändert.  

 

Mit der Grundsicherung für Arbeitsuchende wurde eine neue Leistung ein-

geführt. Sie wird überwiegend vom Bund finanziert. Die Kommunen über-

nehmen die Kosten der Unterkunft und Heizung sowie weitere einzelne 

Leistungen. Leistungsempfänger sind u. a. Langzeitarbeitslose und deren 

Familien, die bis 2004 Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozial-

hilfegesetz erhielten. Diese Sozialhilfeleistung wurde seinerzeit aus-

schließlich von den Kommunen finanziert. Die finanzielle Umsetzung der 

Sozialrechtsänderung dauerte bis 2006 an und entlastete die Kreishaus-

halte. Danach stieg die Belastung wieder. 

 

Netto-Finanzbedarf der Kreise in Mio. €  

 2005 2006 2007 2008 

Produktbereich 3 - Jugend und Soziales 554* 503* 526* 536* 

davon:  - Leistungen nach SGB II 142 148 152 153 

  - Leistungen nach SGB XII 166 106 122 115 

             - Leistungen nach SGB VIII 194 195 201 216 

             - Sonstiges 51 52 50 48 

* Durch Rundungsdifferenzen ergeben sich Abweichungen 

 

Innerhalb der sozialen Sicherung werden die Kreise durch Leistungen der 

Kinder- und Jugendhilfe am stärksten belastet. 

Zwar sind die Ausgaben für Maßnahmen nach SGB II und SGB XII höher. 

Sie werden aber durch Erstattungen stärker refinanziert. Die durchschnitt-

lichen Refinanzierungsquoten betrugen bei Leistungen nach  

 SGB II:  51 % bzw. 85 % bei Optionskommunen1, 

 SGB XII:  80 %, 

 SGB VIII:  28 %2. 

 

4.1.1 Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II)  

 

Die Kreise und kreisfreien Städte tragen als örtliche Sozialhilfeträger die 

Aufgaben- und Finanzverantwortung für die im SGB II abschließend auf-

gezählten Leistungen.3 Die Kosten der Unterkunft und Heizung sind am 

                                                      
1  Die Angabe bezieht sich jeweils auf den eigenen Aufgabenkreis nach SGB II. Bei den 

Kommunen, die nicht optiert haben (51 %), sind das im Wesentlichen die Kosten der Un-
terkunft und Heizung. Die Optionskommunen (85 %) erfüllen alle Aufgaben nach SGB II 
als pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe. 

2  Die Quote enthält keine Finanzierungsbeteiligung des Landes, weil diese seit 2007 in die 
Kreisschlüsselzuweisung verlagert ist. Daher wurde sie auch für 2005 und 2006 heraus-
gerechnet. 

3  §§ 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 4, 22, 23 Abs. 3 SGB II. 
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teuersten für die Kreise. Ihr Anteil am Netto-Finanzbedarf für Leistungen 

nach SGB II beträgt 93 %.  

 

Der Bund beteiligt sich an den Kosten der Unterkunft und Heizung mit  

einem prozentualen Zuschuss:  

 

Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Bundesanteil in % 29,1 29,1 31,2 28,6 25,4 23,0 

 

Das Land Schleswig-Holstein beteiligt sich an den Kosten in Höhe seiner 

Einsparungen beim Wohngeld. Das waren 2005 bis 2008 durchschnittlich 

2,7 Mio. € pro Kreis und Jahr.  

Darüber hinaus nutzen die Kreise ihre gesetzliche Ermächtigung1 und zie-

hen ihre kreisangehörigen Kommunen mit 23 % an den verbleibenden 

Kosten heran.  
 
Obwohl die Zahl der Bedarfsgemeinschaften seit 2005 sinkt, nimmt der 
Netto-Finanzbedarf in den meisten Kreisen zu. 
 

Netto-Finanzbedarf für Leistungen nach SGB II in € je Ew 

Kreis 2005 2006 2007 2008 2009* 2010* 

HEI 90 92 91 93  103 97 

IZ 71 84 75 82 80 83 

NF 56 51 58  58 62 63 

OD 42 54 56 50 53  

OH 65 73 72 72   

PI 89 73 86 76 70  

PLÖ 59 66 65 69   

RD 55 56 58 58   

RZ 66 76 74 80  82 84 

SE 59 67 63 74 72  

SL 55 61 61 66   

Durchschnitt 64 69 69 71   

*  Die Kreise wurden in 3 Phasen von 2009 bis 2011 geprüft. Für Kreise der 1. und 2. Phase 
liegen keine vergleichbaren Rechnungsergebnisse für 2009 bzw. 2010 vor. 

 

Ursächlich für die zunehmende finanzielle Belastung der Kreise sind die 

steigenden Unterkunfts- und Heizkosten und der rückläufige prozentuale 

Finanzierungsanteil des Bundes. 

 

                                                      
1  § 5 des Gesetzes zur Ausführung des SGB II für das Land Schleswig-Holstein 

(AG-SGB II) vom 14.12.2004, GVOBl. Schl.-H. S. 484, bzw. § 4 des Gesetzes zur Aus-
führung des SGB II und des § 6b Bundeskindergeldgesetz (AG-SGBII/BKGG) vom 
27.05.2011, GVOBl. Schl.-H. S. 146. 
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Die unterschiedliche Belastung der Kreise resultiert aus dem Hilfebedarf 

und dem regionalen Mietniveau.  

 

4.1.2 Sozialhilfe (SGB XII) 

 

Aufgrund der Sozialrechtsreform geben die Kreise dauerhaft weniger für 

die Sozialhilfe aus. 2005 waren es noch durchschnittlich 75 € je Ew, 2008 

waren es 51 € je Ew. 

 

Netto-Finanzbedarf für Leistungen nach SGB XII in € je Ew 

Kreis 2005 2006 2007 2008 2009* 2010* 

HEI 78 52 46 46 59 46 

IZ 80 38 45 50 55 44 

NF 78 50 51 52 56 59 

OD 75 41 47 41 52  

OH 99 52 52 58   

PI 49 47 68 55 69  

PLÖ 63 40 44 44   

RD 78 56 72 53   

RZ 70 54 65 62 35**  

SE 91 49 51 56 62  

SL 60 41 44 46   

Durchschnitt 75 47 53 51   

*  Die Kreise wurden in 3 Phasen von 2009 bis 2011 geprüft. Für Kreise der 1. und 2. Phase 
liegen keine vergleichbaren Rechnungsergebnisse für 2009 bzw. 2010 vor. 

** Der Kreis Herzogtum Lauenburg hat 2009 die Abrechnung mit dem Land Schleswig-
Holstein auf eine periodengerechte Erstattung umgestellt. Der Kreis erhielt einmalig Erstat-
tungen für 5 statt für 4 Quartale. Infolge der höheren Einnahmen sank der Zuschussbedarf 
in 2009. 

 

Schwankungen im Zeitreihenvergleich eines Kreises haben ab 2006 in der 

Regel abrechnungstechnische Ursachen.  

 

Die Kreise sind durch die Sozialhilfeleistungen unterschiedlich stark belas-

tet. Hierzu tragen insbesondere folgende Faktoren bei: 

 Hilfebedarf 

Kreise mit einem höheren Bevölkerungsanteil von Sozialleistungsemp-

fängern sind finanziell stärker belastet. Dazu gehören z. B. Kreise mit 

einer Vielzahl von Einrichtungen für Menschen mit Behinderung, wie 

die Kreise Dithmarschen oder Rendsburg-Eckernförde. Eingliede-

rungshilfe soll Menschen mit Behinderung durch passgenaue Hilfen ein 

möglichst eigenständiges und selbstbestimmtes Leben ermöglichen. 

Ein Wechsel zwischen ambulanten, teilstationären und stationären 

Maßnahmen ist ausdrücklich gewollt. Das Land erstattet die Kosten für 

stationäre und teilstationäre Maßnahmen. Die Kosten für ambulante 

Hilfen tragen die örtlichen Sozialhilfeträger, in deren Gebiet die Leis-
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tungsempfänger ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Das sind in der 

Regel die Kreise, in denen die Behinderteneinrichtungen liegen. Denn 

Empfänger ambulanter Leistungen wohnen überwiegend benachbart zu 

den Einrichtungen, auf deren Angebote sie angewiesen sind. Mit dem 

Ausführungsgesetz zum SGB XII1 wurde die Eingliederungshilfe kom-

munalisiert. Land und Kommunen haben vereinbart, dass stationäre 

und teilstationäre Eingliederungshilfen durch individuelle Hilfeplanung 

in ambulante Maßnahmen umgesteuert werden sollen. Dies erhöht die 

Fallzahl und die Kosten für ambulante Eingliederungshilfen. Während 

das Land durch eine erfolgreiche Umsteuerung finanziell entlastet wird, 

steigt die Belastung der Kreise und kreisfreien Städte. An diesen zu-

sätzlichen Kosten beteiligte sich das Land 2011 und 2012 mit jeweils 

17 Mio. €. Die Hilfeplanung verursacht zusätzliche Personal- und Sach-

kosten. Hieran beteiligte sich das Land mit 9 Mio. €. 

 Demografischer Wandel  

Die gesellschaftlichen Strukturen verändern sich. Eine ausschließlich 

familiäre Versorgung von alten oder behinderten Menschen ist nicht 

gewährleistet. An die Stelle der Familie treten ambulante Dienste oder 

stationäre Einrichtungen. Im Zuge des demografischen Wandels und 

begünstigt durch die Fortschritte in der medizinischen Versorgung 

nimmt der Anteil von Menschen über 65 Jahren und Menschen mit  

Behinderung an der Gesamtbevölkerung zu. Deren Einkommen und 

Vermögen reichen häufig nicht aus, um den Lebensunterhalt bzw. die 

Pflegesätze dauerhaft zu decken. Infolgedessen werden gesetzliche 

Leistungen der Sozialhilfeträger beansprucht. Dies betrifft besonders 

Kreise mit einem hohen Anteil älterer Menschen an der Gesamtbevöl-

kerung, wie z. B. Ostholstein. 

 Pflegesätze 

Renten oder Leistungen der Pflegeversicherung werden nicht oder nur 

geringfügig an die steigenden Lebenshaltungskosten angepasst. Da-

gegen werden die Pflegesätze regelmäßig erhöht. Diese Erhöhungen 

werden zunehmend aus der Sozialhilfe finanziert. Dies belastet beson-

ders Kreise, in denen ein hoher Bedarf an Hilfe zur Pflege oder Einglie-

derungshilfe besteht. Das sind z. B. Ostholstein, Pinneberg, Rends-

burg-Eckernförde oder Segeberg. 

 Unterkunftskosten 

Unterkunftskosten sind Bestandteil von Sozialhilfeleistungen. Die ge-

stiegenen Energie- und Wohnnebenkosten führen besonders in Kreisen 

mit einem ohnehin hohen Mietniveau zu einem Anstieg des Hilfebe-

darfs, z. B. Ostholstein, Pinneberg oder Herzogtum Lauenburg. 

 

                                                      
1  Gesetz zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (AG-SGB XII) - verkündet 

als Artikel 8 des Haushaltsstrukturgesetzes 2006 vom 15.12.2005, GVOBl. Schl.-H., 
S. 568, ber. 2006, S. 25. 
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4.1.3 Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

 

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach SGB VIII werden für Kinder 

und Jugendliche im Alter bis 21 Jahre erbracht. Darüber hinausgehende 

Leistungen sind Ausnahmen und können vernachlässigt werden. Die Zahl 

der bis 21-jährigen Einwohner ist in den Kreisen von 2005 bis 2008  

um 3 % gesunken. Dagegen stieg der Netto-Finanzbedarf der Kreise für 

die Kinder- und Jugendhilfe von 194 Mio. € in 2005 auf 216,3 Mio. € in 

2008 an. Dies ist ein Anstieg von 11,5 %. Die durchschnittliche Netto-

Belastung je Einwohner bis 21 Jahre stieg von 382 € in 2005 auf 444 € in 

2008 an. 

Nur im Kreis Schleswig-Flensburg ist die finanzielle Belastung für die Kin-

der- und Jugendhilfe nicht gestiegen. Der Kreis hat das Bewilligungsver-

fahren für Eingliederungshilfen an seelisch behinderte Kinder und Jugend-

liche verändert. Er richtet es nun am unabweisbaren Bedarf aus und folgt 

damit der Praxis in anderen Kreisen. Dadurch wurden die Ausgaben für 

Eingliederungshilfen erheblich gesenkt. Dies wirkt sich kostenmindernd auf 

den Netto-Finanzbedarf aus.  
 

Netto-Finanzbedarf für Leistungen nach SGB VIII  
€ je Einwohner bis 21 Jahre  

Kreis 2005 2006 2007 2008 2009* 2010* 

HEI 364 375 390 427 449 497 

IZ 381 403 389 416 441 477 

NF 390 393 405 448 434 485 

OD 421 432 434 468 452  

OH 336 357 358 361   

PI 486 470 484 545 588  

PLÖ 289 300 353 427   

RD 353 379 411 458   

RZ 387 390 415 498 526 609 

SE 388 387 441 416 445  

SL 416 382 383 418   

Durchschnitt 382 388 406 444   

* Die Kreise wurden in 3 Phasen von 2009 bis 2011 geprüft. Für Kreise der 1. und 2. Phase 
liegen keine vergleichbaren Rechnungsergebnisse für 2009 bzw. 2010 vor. 

 

Die finanzielle Belastung der Kreise für die Kinder- und Jugendhilfe steigt 

weiter an, obwohl die Zahl der bis 21-Jährigen abnimmt. Dies hat z. B. fol-

gende Ursachen:  

 Der Bedarf an Hilfe zur Erziehung und Eingliederungshilfe nach § 35 a 

SGB VIII steigt. 

 Die Jugendämter sind zunehmend bestrebt, Familien frühzeitig durch 

ambulante Hilfen zu unterstützen, um u. a. Kindeswohlgefährdungen 

vorzubeugen und Fremdunterbringungen zu vermeiden. 
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 Aus der ergänzenden Gesetzgebung zum Kinderschutz ergeben sich 

zusätzliche Aufgaben.  

 Die Kreise müssen zusätzliches sozialpädagogisches Fachpersonal 

einsetzen, um auf die fortwährende Arbeitsverdichtung im Jugendamt 

zu reagieren. 

 Die Betriebskosten für Kindertageseinrichtungen steigen aufgrund län-

gerer Betreuungszeiten und flexiblerer Angebote. Infolgedessen erhö-

hen sich die Elternbeiträge. Die Aufwendungen für den Sozialstaffel-

ausgleich bei der Kindertagesbetreuung nehmen zu.  

 

4.2 Empfehlung: Durch passgenaue Hilfeplanung und qualitativ verbes-

serten Benchmark die Ausgaben in der Kinder und Jugendhilfe  

begrenzen 

 

Die soziale Sicherung umfasst überwiegend Leistungen, auf die ein  

gesetzlicher Anspruch besteht. Die Kommunen können die Bewilligung 

dieser Leistungen und die damit verbundenen Kosten nur eingeschränkt 

beeinflussen. Ein wesentliches Instrument zur Steuerung des Einzelfalls ist 

die Hilfeplanung. Darin werden der unabweisbare individuelle Bedarf fest-

gestellt, passgenaue Hilfen ausgewählt und deren Wirkung fortwährend 

überprüft. Eine sorgfältige, flexible und wirkungsorientierte Hilfeplanung ist 

arbeits- und zeitintensiv. Sie erfordert eine qualitativ und quantitativ gute 

Personalausstattung sowie eindeutige Strukturen in der Aufbau- und  

Ablauforganisation und der strategischen Gesamtsteuerung des Jugend-

amtes. Hier sind die Kreise unterschiedlich aufgestellt.  

 

Seit 2010 wird ein landesweites Benchmarking eingerichtet. Grundlage für 

die Kennzahlen der Kinder- und Jugendhilfe sind Fallzahlen per 31.12.  

eines Jahres. Sie bilden jedoch nur die Situation an diesem Tag ab und 

sagen nichts über die Intensität oder Dauer einer Maßnahme aus. Daher 

haben sie lediglich geringe Aussagekraft. Objektiver und belastbarer wäre 

ein Vergleich auf der Basis von Fachleistungsstunden (ambulante Hilfen) 

oder Unterbringungstagen (stationäre und teilstationäre Hilfen). Solche 

Daten werden aber von den meisten Kreisen bislang nicht erhoben. Damit 

der Benchmark zu Steuerungszwecken genutzt werden kann, ist er quali-

tativ zu verbessern. Dazu gehört die landesweite Erhebung aussagefähi-

ger Basisdaten.  

 

4.3 Ausblick: Finanzielle Entlastung durch den Bund in Sicht 

 

Nachdem sich der Bund bereits in den Vorjahren an den Ausgaben für die 

Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung nach 

SGB XII beteiligt hatte, übernimmt er diese bis 2014 vollständig (2012: 

45 %; 2013: 75 %; 2014: 100 %). Damit entlastet er die Kommunen nach-
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haltig. Das Statistikamt Nord beziffert die entsprechenden Aufwendungen 

der Kreise für 2010 mit 78,7 Mio. €.1 Davon ausgehend werden die Kreise 

2012 um 35,4 Mio. € entlastet. 2012 basiert die Erstattung noch auf dem 

Ergebnis des Vorvorjahres. Ab 2013 legt der Bund die Nettoausgaben des 

Kalenderjahres zugrunde. Das lässt eine finanzielle Entlastung der Kreise 

von mehr als 60 Mio. € (2013) bzw. 80 Mio. € (2014) erwarten. 

 

Außerdem erhöht der Bund seine Beteiligung an den Kosten der Unter-

kunft und Heizung. Damit sollen zusätzliche Belastungen der Kommunen 

ausgeglichen werden. Das sind die Warmwasserkosten, die ab 2012 als 

Teil der Unterkunfts- und Heizkosten von den Kommunen zu tragen sind. 

Außerdem sind es die Bildungs- und Teilhabeleistungen an Kindern aus 

einkommensschwachen Familien und deren Verwaltung. 

 

Durch die Umsteuerung der Eingliederungshilfe entstehen den Kreisen zu-

sätzliche Kosten. Hieran beteiligt sich das Land nach Maßgabe des Aus-

führungsgesetzes zum SGB XII. Darüber hinaus verzichtet das Land 2012 

und 2013 auf seinen Anteil an der Bundesbeteiligung zur Grundsicherung 

im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung. Es leitet diesen vollstän-

dig an die Kommunen weiter.  

 

Ungeachtet der Entlastungen durch Bund und Land sind mit der sozialen 

Sicherung weiterhin erhebliche finanzielle Risiken verbunden. Die weitere 

Entwicklung ist von allgemeinen und speziellen Faktoren abhängig, die die 

Kreise nicht bzw. nur eingeschränkt beeinflussen können. 

 

Zu den allgemeinen Einflussfaktoren zählen u. a.:  

 die demografische Entwicklung,  

 die konjunkturelle Entwicklung, 

 veränderte gesellschaftliche Strukturen sowie 

 die Entwicklung der Unterkunfts- und Heizkosten. 

 

Spezielle Einflussfaktoren sind beispielsweise:  

 der zunehmende Bedarf an Hilfe zur Pflege und Eingliederungshilfe für 

Menschen mit Behinderung,  

 die steigenden Pflegesätze bei gleichbleibenden Leistungen der Pfle-

geversicherung und geringfügig steigenden Alterseinkünften, 

 der Ausbau der Teilhabeplanung und die Umsteuerung in der Einglie-

derungshilfe gemäß Ausführungsgesetz zum SGB XII, 

 der zunehmende Bedarf an erzieherischer Kinder- und Jugendhilfe so-

wie der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit seelischer 

Behinderung,  

                                                      
1  Bericht des Statistikamtes Nord vom 09.02.2012. 
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 der Ausbau von Angeboten der Kinderbetreuung sowie  

 zusätzliche Aufgaben, wie z. B. Bildungs- und Teilhabeleistungen an 

Kinder aus einkommensschwachen Familien, Ausbau von Schulsozial-

arbeit oder Aufbau „früher Hilfen“ zum Schutz von Kleinkindern vor 

Vernachlässigung, Misshandlung etc. 

 

Der Landkreistag stimmt den Ausführungen des Landesrechnungshofs 

weitgehend zu. Er ergänzt, dass den Kreisen durch Bundes- und Landes-

recht neue Aufgaben und Sozialleistungen zugewiesen wurden. Hierfür sei 

nach Auffassung des Landkreistags ein konnexer Kostenausgleich zu leis-

ten, der jedoch nicht bzw. nicht vollständig umgesetzt wird. Das bezieht 

sich insbesondere auf die Mehrbelastung der Kreise durch den Kinder-

schutz in der Kinder- und Jugendhilfe. Außerdem fordert der Landkreistag, 

dass die Kreise nicht durch die Mehrkosten belastet werden, die ihnen 

durch die Ambulantisierung der Eingliederungshilfe entstehen. 
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5. Soziale Beratungsstellen - Verbesserungen sind möglich 
 

Die Kreise sollten mit den Erziehungsberatungsstellen eine ein-

heitliche Erfassung der Fallzahlen vereinbaren. So können sie 

die erbrachten Leistungen besser beurteilen und angemessene 

Zuschüsse gewähren.  

 

Bei der Schuldnerberatung sollten die Verträge zwischen den 

Kreisen und den freien Trägern einheitlich gestaltet werden. Die 

Leistungen sollten mittels vergleichbarer Stundensätze gefördert 

werden. 

 

Für die Migrationssozialberatung ist das Land zuständig. Die 

Kreise sollten sie nur in begründeten Ausnahmefällen selbst 

durchführen bzw. finanziell fördern. 

 

Angesichts der sich überschneidenden Zuständigkeiten für die 

Schwangeren- und die Schwangerschaftskonfliktberatung soll-

ten die Kreise ihren Leistungsumfang auf seine Notwendigkeit 

überprüfen.  

 

5.1 Erziehungsberatung - Vergleich von Fallkosten nicht möglich 

 

Die Erziehungsberatung steht Kindern und Jugendlichen sowie Eltern und 

anderen Erziehungsberechtigten kostenfrei zur Verfügung. Rechtsgrund-

lagen für die Erziehungsberatung sind die §§ 16, 17, 18, 27, 28 SGB VIII. 

Als örtliche Träger der Jugendhilfe sind die Kreise verpflichtet, die Erzie-

hungsberatung in eigener Verantwortung zu gewährleisten Dieser Ver-

pflichtung kommen sie nach, indem sie die Angebote freier Träger fördern. 

Der Kreis Herzogtum Lauenburg hält zusätzlich, der Kreis Steinburg aus-

schließlich eigene Beratungsstellen vor.  

 

Die Kreise bezuschussten die Erziehungsberatungsstellen im Vergleichs-

jahr 2008 wie folgt: 

 

Zuschussbeträge 2008 - € je Ew - 

HEI IZ NF OD OH PI PLÖ RD RZ SE SL  

3,87 3,27 3,05 5,93 3,09 3,47 3,20 2,02 5,01 3,78 2,81 

 

Die Kreise Ostholstein und Plön haben für 2008 keine Beträge mitgeteilt. 

Im Kreis Segeberg wird die Erziehungsberatung ab 2008 zusammen mit 

einer anderen Leistung bezuschusst. Daher wurden für diese 3 Kreise die 

Zuschüsse aus 2007 berücksichtigt. 
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Der Kreis Stormarn bewilligte die höchsten Zuschüsse. Der Grund: Er hat 

einen Schwerpunkt auf die Erziehungsberatung gelegt. Sie soll als leicht 

zugängliches Angebot ermöglichen, Probleme frühzeitig zu erkennen und 

aufzufangen, bevor aufwendigere und kostenintensivere Maßnahmen not-

wendig werden. 

 

Fallzahlen konnten die Kreise dem LRH nicht vorlegen oder die vorgeleg-

ten Zahlen waren nicht vergleichbar. Daher wurde auf eine entsprechende 

Darstellung verzichtet.  

 

Die Kreise sollten mit den Erziehungsberatungsstellen eine einheitliche  

Erfassung der Fallzahlen vereinbaren. Diese könnten z. B. als Grundlage 

für Haushaltsberatungen oder neue vertragliche Vereinbarungen mit den 

Trägern genutzt werden. Der LRH empfiehlt, hierbei die Definition der 

Bundesstatistik zu verwenden. Das heißt, jedes Kind bzw. jeder Jugend-

liche ist als Fall zu werten, wenn jeweils ein erzieherischer Bedarf vorliegt 

und eine Hilfe stattfindet. Entsprechend könnten Hilfen für die Personen-

sorgeberechtigten nach §§ 17,18 SGB VIII gezählt werden. 

 

Der Landkreistag nimmt die Anregung des LRH auf. 

 

5.2 Schuldnerberatung - Gestaltungsspielraum nutzen 

 

Die Kreise sind für die Schuldnerberatung zuständig.1  

 

Nach SGB XII sollen sie angemessene Kosten einer Beratung überneh-

men, wenn eine Lebenslage Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt er-

forderlich macht oder zu erwarten ist, dass sie sonst nicht überwunden 

werden kann (Soll-Leistung). In anderen Fällen, z. B. für Bezieher von 

Grundsicherung im Alter, können sie Kosten übernehmen (Kann-Leistung).  

 

Außerdem können die Kreise nach SGB II Schuldnerberatung gewähren, 

wenn diese für die Eingliederung erwerbsfähiger Hilfebedürftiger in das 

Erwerbsleben erforderlich ist (Kann-Leistungen).  

 

Tatsächlich prüfen die Kreise weder in vollem Umfang die individuellen  

Voraussetzungen für eine Schuldnerberatung noch üben sie ihr Ermessen 

im Einzelfall aus. In der Regel überlassen sie es den Trägern zu prüfen 

und zu entscheiden, ob die Voraussetzungen für eine Kostenübernahme 

durch den jeweiligen Kreis erfüllt sind. Nur der Kreis Rendsburg-

Eckernförde behält sich vor, selbst zu entscheiden. Einige Kreise über-

nehmen sogar die Kosten der Schuldnerberatung für jeden Ratsuchenden. 

                                                      
1  § 11 SGB XII, von 2005 bis 2008 § 16 SGB II, der 2009 durch § 16 a SGB II ersetzt wur-

de. 
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Die Zuschüsse für die Schuldnerberatungsstellen bezifferten die Kreise 

wie folgt: 
 

Zuschussbeträge 2008 - T€ - 

HEI IZ NF OD OH PI PLÖ RD RZ SE SL  

138 75 205 102 130 141 77 255 110 330 214 
 

Als einziger Kreis führt Nordfriesland die Schuldner- und Insolvenzbera-

tung seit 2006 in vollem Umfang selbst durch. Der Kreis Schleswig-

Flensburg verfügt ebenfalls über eine eigene Schuldnerberatungsstelle 

und fördert zusätzlich Beratungsstellen freier Träger. 

 

Umgerechnet auf die von den Kreisen angegebenen Fallzahlen ergeben 

sich folgende Zuschüsse:  
 

Zuschuss je Fall - € - 

  2005 2006 2007 2008 2009 2010 

HEI 148 136 152 116 96 92 

IZ k. A. k. A. 206 214 244 215 

NF k. A. 353 265 208 199 228 

OD 298 293 253 233 252  

OH k. A. k. A. 405 281  

PI 124 171 154 134 114  

PLÖ 151 127 100 k. A.    

RD 551 338 345 296    

RZ 141 179 207 155 161  

SE 371 387 332 349 384  

SL 183 182 167 152    
 

Für den Kreis Schleswig-Flensburg wurde an dieser Stelle lediglich die  

eigene Beratungsstelle berücksichtigt. Die Fallzahlen der freien Träger 

sind dem Kreis nicht bekannt. Dort wird nur die Anzahl der Neuzugänge 

erfasst.  

 

Die fallbezogene Betrachtung zeigt deutliche Unterschiede bei der Zah-

lungshöhe. Fallbezogen sind die Zuschüsse in den Kreisen Dithmarschen, 

Pinneberg und Plön bis 2007 am geringsten. 2009 sind die Zuschüsse je 

Fall im Kreis Segeberg mehr als 4-mal so hoch wie im Kreis Dithmar-

schen. Der Kreis Segeberg gewährt sowohl absolut wie auch fallbezogen 

die höchsten Zuschüsse.   

 

Der LRH empfiehlt, die Zuschüsse für die Schuldnerberatung einzelfallbe-

zogener zu gestalten. Der geförderte Personenkreis müsste auf die An-

spruchsberechtigten beschränkt und der Beratungsumfang begrenzt wer-



42 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Kommunalbericht 2013 

 

den. Die Kreise sollten sich selbst vorbehalten zu prüfen und entscheiden, 

ob die ratsuchenden Personen zum berechtigten Personenkreis gehören. 

Dies sollten sie nicht auf die Leistungserbringer übertragen. Weiterhin soll-

ten sich die Kreise auf eine Gestaltung von landesweit einheitlichen Ver-

trägen mit identischen Stundensätzen verständigen. 

 

Das Sozialministerium hält es nicht für zielführend, einem überschulde-

ten Menschen erst Schuldnerberatung zu gewähren, wenn er seinen Ar-

beitsplatz verloren hat und über Arbeitslosengeld I zu Arbeitslosengeld II 

abgeglitten sei. Es verweist insoweit auf die „Handlungsempfehlungen für 

Arbeitsgemeinschaften und optierende kommunale Träger für die Gewäh-

rung von Schuldnerberatung auf der Grundlage des SGB II“ aus dem Jah-

re 2005 des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und  

Jugend. Danach sollte die Beratung auch präventiv gewährt werden.  

 

Der LRH verkennt nicht, dass Schuldnerberatung als präventive Leistung 

dazu beitragen kann, überschuldeten Empfängern von Arbeitslosenggeld I 

oder erwerbstätigen Personen die Beibehaltung oder die Aufnahme der 

Erwerbstätigkeit zu ermöglichen. Er verweist jedoch auf das Urteil des 

Bundessozialgerichts vom 13.07.20101, nach dem für Erwerbsfähige 

bzw. -tätige kein Anspruch auf vorbeugende Schuldnerberatung vor Eintritt 

von Hilfebedürftigkeit besteht. Diese Entscheidung erging in Kenntnis der 

insoweit abweichenden und vom Sozialministerium zitierten Handlungs-

empfehlungen. 

 

Das Sozialministerium vertritt die Auffassung, dass die Zuständigkeit für 

die Prüfung der Anspruchsberechtigung aus verfahrensökonomischen 

Gründen bei den Schuldnerberatungsstellen liegen sollte. 

 

Soweit die Kreise eine vom Gesetz nicht vorgesehene Inanspruchnahme 

der Beratung durch eigene Regelungen und Prüfungsrechte weitgehend 

ausschließen, bestehen keine Bedenken gegen eine Prüfung der An-

spruchsberechtigung durch die Schuldnerberatungsstellen. 

 

Der Landkreistag weist darauf hin, dass eine einzelfallbezogene Prüfung 

über die bereits in Job-Centern und Sozialämtern vorgenommenen Prü-

fungen hinaus zu einem erheblichen zusätzlichen Verwaltungsaufwand in 

den Kreisverwaltungen führen würde. 

 

Der LRH stellt diesbezüglich klar, dass die Job-Center oder die Sozialäm-

ter den möglicherweise anspruchsberechtigten Personenkreis betreuen 

und somit eine dortige Prüfung selbstverständlich ausreicht.  

                                                      
1  BSG, Urteil vom 13.07.2010 - B 8 SO 14/09 R. 
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5.3 Migrationssozialberatung - kein Muss für die Kreise 

 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bietet seit 2005 in jedem 

Bundesland eine Migrationserstberatung für alle erwachsenen Neuzuwan-

derer an. 

Nach einer Neukonzeption kann dieses Grundangebot längstens für einen 

Zeitraum von 3 Jahren nach Einreise bzw. Erlangung des auf Dauer ange-

legten Aufenthaltsstatus in Anspruch genommen werden. Länger im Bun-

desgebiet lebende erwachsene Zuwanderer können die Beratung aber im 

Rahmen freier Kapazitäten in konkreten Krisensituationen nutzen. Für jun-

ge Zuwanderer wird ein spezieller Jugendmigrationsdienst angeboten. Die 

Länder (und Kommunen) können sich ergänzend zu diesem Grundange-

bot engagieren.  

Das Land Schleswig-Holstein hat ein Rahmenkonzept für die Sozialbera-

tung für Migranten (Migrationssozialberatung) erstellt. Danach soll die Mig-

rationssozialberatung zu einer „strukturierten Integrationsbegleitung“ aus-

gebaut werden und die nicht flächendeckende und nicht für alle 

Personengruppen offene Migrationserstberatung des Bundes ergänzen.  

 

Hierzu bemerkt der LRH, dass das Ziel der Integrationsbegleitung dem 

Ziel der Migrationserstberatung des Bundes entspricht; ebenso die Ar-

beitsweise einer bedarfsorientierten Einzelfallbegleitung (Casemanage-

ment). Mit Ausnahme der sonstigen Migranten (z. B. Personen mit ungesi-

chertem Aufenthaltsstatus) haben die Angebote von Bund und Land die 

gleiche Zielgruppe und unterscheiden sich auch hinsichtlich der zeitlichen 

Befristung nicht. Die vom Bund finanzierte Migrationserstberatung wird für 

Schleswig-Holstein in den kreisfreien Städten und in 7 Kreisen angeboten. 

 

Das freiwillige Angebot der Migrationssozialberatung liegt in der Zustän-

digkeit des Landes. Gleichwohl betätigt sich eine Reihe von Kreisen selbst 

oder durch Gewährung von Zuschüssen in diesem Bereich. Die Kreise 

sollten dies nur in begründeten Ausnahmefällen tun. 

 

5.4 Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung - Leistungs-

umfang überprüfen 

 

Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung wird zum einen 

durch vom Land geförderte Beratungsstellen geleistet. Zusätzlich werden 

in allen Kreisen Schwangeren- und/oder Schwangerschaftskonfliktbera-

tungen durchgeführt bzw. die Angebote freier Träger bezuschusst.  
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Für die Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung bestehen 

überschneidende Zuständigkeiten des Landes und der Kreise bzw. kreis-

freien Städte. 

 

Die Zuständigkeit des Landes ergibt sich aus dem Schwangerschafts-

konfliktgesetz1. Hiernach haben jede Frau und jeder Mann einen An-

spruch, sich u. a. zum Zweck der gesundheitlichen Vorsorge in Fragen der 

Sexualaufklärung, Verhütung und Familienplanung sowie in allen eine 

Schwangerschaft unmittelbar oder mittelbar berührenden Fragen von einer 

hierfür vorgesehenen Beratungsstelle informieren und beraten zu lassen. 

Dafür sowie für die Schwangerschaftskonfliktberatung stellen die Länder 

ein ausreichendes, wohnortnahes Angebot sicher. Die Beratungsstellen 

haben Anspruch auf eine angemessene Förderung der Personal- und 

Sachkosten aus Landesmitteln. Nach den Förderrichtlinien des Landes er-

halten ausschließlich freie Träger entsprechende Zuschüsse.  

 

Die Zuständigkeit der Kreise ergibt sich aus dem Gesundheitsdienst-

Gesetz (GDG)2. Danach gewähren die Kreise als pflichtige Selbstverwal-

tungsaufgabe Gesundheitshilfe in gesundheitlichen Fragen der Sexualauf-

klärung, Verhütung und Familienplanung, bei allen eine Schwangerschaft 

unmittelbar oder mittelbar berührenden Fragen sowie bei Fragen zur Ver-

meidung und Bewältigung von Schwangerschaftskonflikten. Das heißt, die 

Kreise sind verpflichtet, diese Aufgabe zu erfüllen. Sie entscheiden aber 

nach pflichtgemäßem Ermessen selbst über den Umfang sowie die Art 

und Weise der Aufgabenwahrnehmung.  

 

Die Gesundheitshilfe hat nach der amtlichen Begründung zum GDG eine 

sozialkompensatorische Funktion. Der öffentliche Gesundheitsdienst soll 

eine Anwalts- und Wegweiserfunktion wahrnehmen und Brücken zur Inan-

spruchnahme der Regelversorgung bauen. Dies entspricht dem Ziel des 

Öffentlichen Gesundheitsdienstes, gleiche Gesundheitschancen für alle 

anzustreben.  

 

Aus der amtlichen Begründung zum GDG ergibt sich auch, dass Leistun-

gen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes insoweit subsidiär erbracht 

werden, als andere Stellen zur Erbringung gesundheitlicher Leistungen 

verpflichtet sind. Dies soll den Öffentlichen Gesundheitsdienst von Aufga-

ben entlasten, die schon von anderen Stellen wahrgenommen werden und 

grenzt ihn von Systemen ab, die individualmedizinische Leistungen erbrin-

gen.  

                                                      
1  Gesetz zur Vermeidung und Bewältigung von Schwangerschaftskonflikten (Schwanger-

schaftskonfliktgesetz - SchKG vom 27.07.1992, BGBl. I S. 1398, zuletzt geändert durch 
Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 22.12.2011, BGBl. I S. 2975. 

2  § 8 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheitsdienst (Gesundheits-
dienst-Gesetz - GDG) vom 14.12.2001, GVOBl. Schl.-H. S. 398. 
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Es obliegt den Kreisen, den Auftrag des GDG nach pflichtgemäßem Er-

messen umzusetzen. Die dabei erforderliche Abwägung könnte auch zu 

dem Ergebnis führen, dass (derzeit) der Bedarf hinsichtlich der Schwange-

ren- bzw. Schwangerschaftskonfliktberatung durch andere Einrichtungen 

gedeckt ist. Allerdings haben die Kreise nach der amtlichen Begründung 

zum GDG bei der Erfüllung der Aufgaben des Öffentlichen Gesundheits-

dienstes zumindest ihre „Anwalts- und Wegweiserfunktion wahrzunehmen“ 

sowie „Brücken zur Inanspruchnahme der Regelversorgung zu bauen“.  

Eine gänzliche Einstellung der Aktivitäten der Kreise auf dem Gebiet der 

Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung wäre mit den 

Grundsätzen des GDG nicht vereinbar und würde einen Rechtsverstoß 

darstellen. Nicht ausgeschlossen wäre, dass Kreise und/oder kreisfreie 

Städte nach dem GDG bei dieser Aufgabe zusammenarbeiten.  

 

Der derzeitige Umfang eigener Beratungstätigkeiten oder eine entspre-

chende Förderung seitens der Kreise stellen keine unverrückbare Rechts-

verpflichtung der Kreise dar. Das Land hat die Verpflichtung, ein nach den 

Vorgaben des SchKG ausreichendes Netz von Beratungsstellen sicherzu-

stellen. Wenn es dazu die Kreise zu einem bestimmten Beitrag verpflich-

ten will, dann kann es dies nur durch Gesetz oder aufgrund eines Geset-

zes tun. 

 

Angesichts der sich überschneidenden Zuständigkeiten sollte der Leis-

tungsumfang nach dem SchKG und GDG zwischen Land und Kreisen ab-

gestimmt werden. Die Kreise sollten ihren Leistungsumfang auf das Not-

wendige beschränken. Insoweit ist es auch erforderlich, dass das Land 

den Kreisen mitteilt, welche Beratungsstellen freier Träger durch die Zu-

schussgewährung im Rahmen des Sicherstellungsauftrags nach dem 

SchKG gefördert werden.  

 

Bei der Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung sieht das 

Sozialministerium keine Verpflichtung des Landes, ein nach den Vorga-

ben des SchKG ausreichendes Netz an Beratungsstellen sicherzustellen. 

Zentrales Anliegen des Landes sei die grundsätzliche Aufgabenwahrneh-

mung der pflichtigen Selbstverwaltungsaufgabe durch die Kreise und 

kreisfreien Städte. Eine Überversorgung an Beratungsstellen in Schleswig-

Holstein sei nicht festzustellen. Deshalb sei auch eine weitergehende als 

die bisher praktizierte Abstimmung nicht notwendig. Darüber hinaus hält 

es das Land nicht für erforderlich, dass die Kreise und kreisfreien Städte 

Kenntnis von Versorgungsstrukturen außerhalb der eigenen Gebietskör-

perschaft erhalten. 

 

Nach Auffassung des LRH ergibt sich unmittelbar aus dem SchKG die 

Verpflichtung der Länder, ein ausreichendes Beratungsangebot sicherzu-
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stellen. Dies bestätigt auch das Bundesverwaltungsgericht.1 Das Land 

kann sich durch die Regelungen im GDG nicht seiner gesetzlichen Sicher-

stellungsverpflichtung entziehen. Nach dem GDG obliegt den Kreisen die 

Gewährung von Gesundheitshilfe, insbesondere bei allen eine Schwan-

gerschaft unmittelbar oder mittelbar berührenden Fragen sowie bei Fragen 

zur Vermeidung und Bewältigung von Schwangerschaftskonflikten. Vor 

diesem Hintergrund hält es der LRH nach wie vor für sinnvoll, dass sich 

Land, Kreise und kreisfreie Städte über vorhandene bzw. geförderte Bera-

tungsangebote austauschen. Im Übrigen wird durch fehlende Informatio-

nen über Strukturen außerhalb der jeweiligen Gebietskörperschaft eine 

nach § 4 Abs. 1 GDG wünschenswerte, arbeitsteilige Aufgabenwahrneh-

mung zumindest erschwert. 

 

Der Landkreistag stimmt den Ausführungen des LRH weitgehend zu. 

 
  

                                                      
1  Vgl. BVerwG, Urteil vom 03.07.2003 - 3 C 26.02. 
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6. Suchtberatung - Leistungsstandards vorgeben 
 

Die Suchtberatung ist von den Kreisen überwiegend freien Trä-

gern übertragen worden. Pro Beratungsfall ergeben sich 2008 

Kreiszuschüsse zwischen 77 € und 870 €.  

 

Die erbrachten Leistungen der freien Träger zeigten erhebliche 

Unterschiede hinsichtlich der Beratungsdauer und des Perso-

naleinsatzes. Insgesamt bestimmen die Einrichtungsträger den 

Umfang ihrer Leistungen selbst, obgleich die Kreise diese finan-

zieren. 

 

Die Kreise sollten für die Durchführung der Suchtberatung 

kreisübergreifend vergleichbare Leistungsstandards einführen.  

 

6.1 Ausgangslage 

 

Die grundsätzliche Zuständigkeit der Kreise für die Suchtberatung ergibt 

sich aus dem GDG und dem Gesetz zur Hilfe und Unterbringung psy-

chisch kranker Menschen (PsychKG)1. Daneben ergibt sich die Zuständig-

keit der Kreise für die Suchtberatung in Einzelfällen aus dem Sozial-

gesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - sowie dem Sozial-

gesetzbuch Zweites Buch (SGB II) - Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

Außerdem sind die Kreise als örtliche Jugendhilfeträger für den Schutz 

von Kindern und Jugendlichen vor Gefährdungen verantwortlich. Dazu  

gehört die Information über gesunde Lebensweisen und Gefahren des 

Gebrauchs von Suchtmitteln als vorbeugende Maßnahmen (Prävention). 

Die Beratungsleistungen auf Grundlage von SGB II und SGB XII sind indi-

viduelle Maßnahmen für einzelne Personen. Eine Beratung nach SGB II 

setzt voraus, dass diese für die Eingliederung des erwerbsfähigen Hilfe-

bedürftigen in das Erwerbsleben erforderlich ist. 

Welche Leistungen der Begriff „Beratung“ umfasst, ist gesetzlich nicht  

definiert.  

6.2 Pauschale Förderung nicht sachgerecht 

 

Die Kreise Dithmarschen, Herzogtum Lauenburg, Nordfriesland, Pinne-

berg, Rendsburg-Eckernförde, Segeberg und Stormarn üben selbst keine 

Beratungstätigkeit aus. Sie bezuschussen freie Träger, die die Aufgaben 

wahrnehmen.  

 

                                                      
1  Gesetz zur Hilfe und Unterbringung psychisch kranker Menschen (Psychisch-Kranken-

Gesetz - PsychKG), vom 14.01.2000, GVOBl. Schl.-H. S. 206, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.09.2009, GVOBl. Schl.-H. S. 633. 



48 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Kommunalbericht 2013 

 

Die Kreise Ostholstein, Plön, Schleswig-Flensburg und Steinburg üben  

eigene Beratungstätigkeit aus und bezuschussen daneben freie Träger für 

die Durchführung der Suchtberatung.  

 

Bis auf 3 haben alle Kreise mit einem oder mehreren freien Trägern Ver-

einbarungen über die Förderung geschlossen. Die Präventionsarbeit ist in 

allen Kreisen Bestandteil der bezuschussten Leistungen. 

 

Die in den Vereinbarungen getroffenen Regelungen sind sehr unterschied-

lich. Beispielsweise bestehen unterschiedliche Auffassungen darüber, auf 

welcher (Rechts-)Grundlage die Suchtberatung gefördert wird. Eine Förde-

rung nach SGB II oder SGB XII haben 2 von 11 Kreisen festgelegt.  

 

Nur 3 Kreise haben sich Prüfungsrechte einräumen lassen. Verwendungs-

nachweise der freien Träger werden in der Regel nicht für die einzelne 

Leistung erstellt. Somit lässt sich nicht ermitteln, welcher Betrag für wel-

ches Angebot bestimmt ist oder eingesetzt wird. Vorgaben zum Inhalt 

und/oder Abgabetermin der Verwendungsnachweise sind die Ausnahme.  

 

Alle Kreise fördern mittels Budgets, Pauschalzuschüssen oder Defizitaus-

gleich als institutionelle Förderung. Die Zuschüsse werden als Gesamtbe-

trag festgelegt; eine Aufteilung für einzelne Leistungen erfolgt nicht. Rege-

lungen zum förderungsfähigen Personal (z. B. maximal anerkannte 

Vergütung, wöchentliche Beschäftigungszeit, Qualifikation) werden regel-

mäßig ebenso wenig getroffen wie zum förderungsfähigen Personenkreis. 

Die Förderung erfolgt somit unabhängig von der Inanspruchnahme des 

Angebots oder der Art der Leistung. Bei den Leistungen auf der Grundlage 

von SGB II und SGB XII handelt es sich jedoch um individuelle Maßnah-

men für einzelne, anspruchsberechtigte Personen. 

 

Vor diesem Hintergrund hält der LRH die Gewährung pauschaler Zu-

schüsse für nicht sachgerecht. 

 

6.3 Zuschüsse an freie Träger - erhebliche Unterschiede beim Zuschuss 

je Beratungsfall 

 

Die nachstehenden Beträge - die auch den folgenden Berechnungen zu-

grunde liegen -, beinhalten aufgrund der pauschalen Zuschussgewährung 

jeweils alle von den Kreisen geförderten Leistungen (z. B. Beratung, Prä-

vention).  

 

Die Höhe der jeweiligen Kreiszuschüsse weicht von 2005 bis zum Ver-

gleichsjahr 2008 nur geringfügig ab. Aus diesem Grund wird nur das Ver-

gleichsjahr 2008 beispielhaft dargestellt: 
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Zuschuss Suchtberatung 2008 insgesamt - T€ - 

HEI IZ NF OD OH PI PLÖ RD RZ SE SL  

59 16 200 611 205 2.000 205 158 333 713 188 

 

Umgerechnet auf Einwohner ergeben sich in den Kreisen für den gesam-

ten Suchtberatungsbereich Zuschussbeträge je Einwohner von: 

 

Zuschuss Suchtberatung 2008 gesamt je Einwohner - € - 

HEI IZ NF OD OH PI PLÖ RD RZ SE SL  

0,44 0,12 1,20 2,70 1,00 6,64 1,52 0,58 1,78 2,76 0,94 

 

Der vergleichsweise geringe Zuschuss des Kreises Steinburg ist darauf 

zurückzuführen, dass der eigene sozialpsychiatrische Dienst den größten 

Teil der Beratungsarbeit leistet. An die Beratungsstelle werden lediglich 

Hilfesuchende mit einer Drogenproblematik verwiesen. Insoweit ist der 

Kreis Steinburg nicht unmittelbar mit den anderen Kreisen vergleichbar. 

 

Daneben weisen die Kreise Dithmarschen und Rendsburg-Eckernförde 

nicht nur betragsmäßig, sondern auch je Einwohner den niedrigsten Zu-

schuss aus. Der Kreis Pinneberg gewährt jeweils die höchsten Zuschüsse. 

Sie liegen annähernd 15-mal so hoch wie im Kreis Dithmarschen. Eine be-

sondere Problematik liegt dieser hohen Förderung nach Auskunft des 

Kreises nicht zugrunde.  

 

6.3.1 Durchschnittlicher Zuschuss je Beratungsfall 

 

Wie oben dargestellt, lässt sich der tatsächliche anteilige Zuschuss für 

z. B. eine Beratung, einen Fall oder eine Präventionsveranstaltung nicht 

beziffern. Insgesamt unterscheiden sich die bezuschussten Angebote je-

doch nicht wesentlich, wenn auch unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt 

werden. Die folgenden vergleichenden Berechnungen können daher zu-

mindest Anhaltspunkte für die Kreise sein, die zum Teil deutlichen Unter-

schiede kritisch zu hinterfragen (die Fallzahlen entsprechen den Angaben 

der Kreise). 
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Durchschnittlicher Zuschuss je Beratungsfall - € - 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 

HEI 68 69 85 77 116 123 

IZ 102 97 118 116 106 172 

NF 156 149 133 138 157 161 

OD 596 640 547 567 582  

OH 356 339 328 340    

PI 929 855 927 870 883  

PLÖ 505 473 565 567    

RD 107 133 154 216    

RZ 313 331 344 368 444  

SE 453 464 420 369 378  

SL 387 451 683 498    

 

Zwischen den Kreisen gibt es deutliche Unterschiede in der Höhe des Zu-

schusses je Fall (je Person). So beträgt dieser z. B. 2008 im Kreis Pinne-

berg gegenüber Dithmarschen das 11-Fache.  

 

Bei Einzelbetrachtung der Kreise ist zu beachten, dass sich die Schwan-

kungen der Zuschusshöhe je Fall aus den jeweiligen Fallzahlen ergeben. 

Bei sinkenden Fallzahlen steigt und bei steigenden Fallzahlen sinkt die 

Höhe des Zuschusses je Fall. So hat z. B. die Einrichtung im Kreis Dith-

marschen - bei unveränderter Gesamtförderung des Kreises - 2005 Zu-

schusszahlungen von durchschnittlich 68 € je Fall erhalten, 2010 waren es 

123 €. Damit hat sich eine Erhöhung des durchschnittlichen Zuschusses je 

Fall um 78 % ergeben. In den anderen 10 Kreisen betragen diese fallbe-

zogenen Unterschiede im Prüfungszeitraum zwischen 9 % und 76 %. 

 

6.3.2 Fälle und Beratungen je Vollzeitstelle 

 

Für 2008 wurden neben den Fall- und Beratungszahlen die Personalaus-

stattung der Suchtberatungsstellen, die Dauer einer Beratung sowie die 

Zahl der Beratungen von Beginn bis Abschluss eines Falles abgefragt. Die 

wöchentliche Beschäftigungszeit des Beratungspersonals wurde auf Voll-

zeitstellen umgerechnet. Für eine Vollzeitstelle wurde - wie bei den kom-

munalen Beschäftigten - eine wöchentliche Arbeitszeit von 39 Stunden zu-

grunde gelegt. Daraus ergeben sich für die einzelnen Kreise die folgenden 

Werte: 

 



51 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Kommunalbericht 2013 

 

Fall- und Beratungszahlen je Vollzeitstelle 2008 

  

Ø  
Fälle je  

Vollzeitstelle 

Zahl 
Beratungen je 
Vollzeitstelle 

Dauer einer 
Beratung  

in Minuten 

Beratungsdauer  
Fallbeginn bis  

Abschluss in Minuten 

HEI 334 917 56 336 

IZ 120 971 45 360 

NF 149 884 50 257 

OD 131 784  50 320 

OH 174 1.565 48 464 

PI 129   40 - 52 135 - 450 

PLÖ 134 906 50 250 

RD 222 1.151 50 262 

RZ 243       

SE 294 654 45 - 60 135 - 325 

SL 301 1.265 46 184 

 

Bei annähernd gleicher durchschnittlicher Dauer einer Beratung (zwischen 

40 und 50 Minuten) ist die Zahl der Beratungen je Vollzeitstelle in den 

Kreisen sehr unterschiedlich. So liegt z. B. im Kreis Ostholstein die Anzahl 

der Beratungen je Vollzeitstelle mit 1.565 jährlich mehr als doppelt so hoch 

wie im Kreis Segeberg.  

 

Die durchschnittliche Gesamtberatungsdauer eines Falls vom Beginn bis 

zum seinem Abschluss beträgt im Kreis Ostholstein mit 464 Minuten mehr 

als das Doppelte der Gesamtdauer im Kreis Schleswig-Flensburg. Träger 

in den Kreisen Pinneberg und Segeberg gaben an, 135 Minuten und damit 

weniger als ein Drittel des zeitlichen Aufwands im Kreis Ostholstein zu  

benötigen. 

 

Ursächlich für diese großen Unterschiede ist die Tatsache, dass keine 

Vereinbarungen zwischen Kreisen und Trägern dazu getroffen wurden. 

Die Träger bestimmen den Umfang ihrer Leistungen selbst, obgleich die 

Kreise diese finanzieren. 

Nur ein Drittel der bezuschussten Einrichtungen gab an, dass die Zahl der 

Beratungen je Fall intern begrenzt sei. Je nach Einrichtung sollte das Ziel 

der Suchtberatung nach 3 bis 10 Beratungen erreicht sein. Danach sollen 

in der Regel Anschlussangebote wie z. B. Betreuung oder Rehabilitation 

greifen. 

Die Hälfte der Einrichtungen, die Angaben zu den Beratungszahlen ge-

macht haben, benötigt durchschnittlich 3 bis 5 Beratungen von Beginn bis 

Abschluss eines Falls. Der Spitzenwert lag bei durchschnittlich 20 Bera-

tungen. 

Der LRH empfiehlt, eine Begrenzung der Zahl der Beratungen festzulegen, 

die durchschnittlich auf eine Person entfallen. Als Orientierung könnte der 
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ermittelte Wert von 3 bis 5 Beratungen vom Beginn bis zum Abschluss  

eines Falls dienen. 

 

6.4 Fazit 

 

Die Prüfung hat erhebliche Unterschiede im Verhältnis der Höhe der 

Kreiszuschüsse zu den erbrachten Leistungen der freien Träger gezeigt. 

Den Einrichtungsträgern wird von den Kreisen hinsichtlich der Art und des 

Umfangs der zu erbringenden Leistungen ein offenbar sehr weitgehender 

Gestaltungsspielraum zugestanden. 

 

Die Kreise sollten - in Abweichung von der bisherigen Förderpraxis - kreis-

übergreifend vergleichbare Leistungsstandards für die Durchführung der 

Suchtberatung einführen.  

Außerdem wird vorgeschlagen, dass sich die Kreise im Rahmen eines in-

terkommunalen Austausches über eine Vereinheitlichung der Verträge mit 

den Trägern für folgende Bereiche verständigen:  

 Leistungsbeschreibung mit Definition der Leistung nach Qualität und 

Quantität getrennt nach Einzelberatung und Prävention, 

 grundsätzliche Begrenzung der durchschnittlichen Zahl der Beratungen 

je Fall, 

 Vorgaben zu den Inhalten der Verwendungsnachweise (Berichtswe-

sen). 

 

6.5 Stellungnahmen 

 

Mit Ausnahme der Begrenzung der durchschnittlichen Zahl der Beratun-

gen je Fall begrüßt der Landkreistag die Anregungen und Hinweise des 

LRH. Einige Kreise hätten Teile, insbesondere den Verzicht auf die Ge-

währung pauschaler Zuschüsse, bereits umgesetzt. Einzig der Kreis Pin-

neberg wird auch zukünftig an seiner bisherigen Förderung festhalten. 

 

Der LRH bleibt bei seinem Vorschlag, die Zahl der Beratungen festzule-

gen, die durchschnittlich auf eine Person entfallen. Die Kreise haben als 

Auftraggeber die Pflicht, den Umfang der bezuschussten Leistung, die von 

den freien Trägern erbracht wird, zu bestimmen. Die Festlegung einer 

durchschnittlichen Zahl von Beratungen ist auch möglich und erlaubt einen 

differenzierten Beratungsumfang je Person. 
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7. Ausbau der Kindertagespflege geht voran 
 

Die Kindertagespflege ist insbesondere für Kinder unter 3 Jahren 

ein gleichrangiges Angebot zur Betreuung in Kindertagesstätten. 

Vorteil ist die familiennahe Betreuung in kleinen Gruppen. Es ist 

zudem eine Alternative zur Betreuung in Kindertagesstätten, weil 

kaum Investitionen anfallen und die laufenden Kosten bedarfs-

orientiert abgerechnet werden.  

 

Die Kreise bemühen sich unterschiedlich intensiv, das Platzan-

gebot in der Kindertagespflege auszubauen und die Qualifikation 

der Tagespflegepersonen zu verbessern. Die gesetzlichen Vor-

gaben zu einer leistungsgerechten Ausgestaltung der Vergütung 

und der Nebenleistungen werden von der überwiegenden Zahl 

der Kreise umgesetzt.  

 

In einigen Fällen beteiligen sich die Gemeinden an den Kosten 

der Kreise für die Kindertagespflege. Davon profitieren auch die 

Gemeinden. Dies entspricht der gemeinsamen Verantwortung für 

die Kinderbetreuung. 

 

7.1 Die Kindertagespflege als Alternative zur Kindertagesstätte  

 

Die Kindertagesbetreuung umfasst verschiedene Angebote. Neben der in-

stitutionellen Betreuung in Kindertagesstätten wünschen sich viele Eltern 

insbesondere für die unter 3-jährigen Kinder eine familiennahe Betreuung 

in kleinen Gruppen. Gesellschaftspolitisch ist erwünscht, nicht nur berufs-

tätigen, sondern auch Arbeit suchenden Eltern oder Alleinerziehenden  

einen gesicherten Betreuungsplatz zu ermöglichen.  

 

Bund, Länder und Kommunen haben sich darauf geeinigt, ab 01.08.2013 

für bundesweit durchschnittlich 35 % der Kinder unter 3 Jahren einen  

Betreuungsplatz bereitzustellen, davon 30 % in der familiennahen Kinder-

tagespflege. Dazu ist das Kinderförderungsgesetz1 beschlossen worden, 

das ab dem 01.08.2013 einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz 

für alle Kinder vom vollendeten 1. bis zum vollendeten 3. Lebensjahr vor-

sieht. Daneben regelt es die steuerrechtliche Behandlung der Einkünfte 

der Tagespflegepersonen und deren Sozialversicherungsschutz.  

 

                                                      
1 Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Kindertageseinrichtungen und in 

Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz) vom 10.12.2008, BGBl. I S. 2403 ff. 
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7.2 Zwischenbilanz zum Ausbau der Kindertagespflege gemischt 

 

Der LRH hatte in der Querschnittsprüfung 2006 „Kommunale Kindertages-

pflege“1 festgestellt, dass die Kindertagespflege in der überwiegenden 

Zahl der Kreise noch nicht den Stellenwert einnimmt, der ihr vom Gesetz 

zugedacht ist. Er hat daher das Prüfungsergebnis 2006 und das Kinder-

förderungsgesetz 2008 zum Anlass genommen, bei der vergleichenden 

Prüfung der Kreise den Ausbau der Kindertagespflege zu untersuchen. 

 

Die Kreise bemühen sich, das Platzangebot auszubauen und die Qualifi-

kation der Tagespflegepersonen zu verbessern. Beides ist notwendig, um 

die Kindertagespflege als gleichrangiges Angebot zur Kinderbetreuung in 

Einrichtungen vorzuhalten.  

 

Die Kreise nehmen die Aufgabe aber unterschiedlich intensiv war. 2008 

lag die Zahl der ausgebildeten Tagespflegepersonen je 10.000 Ew zwi-

schen 5,4 und 12,4. Die Zahl aller betreuten Kinder in Kindertagespflege 

differierte zwischen 36 und 1.129, davon waren zwischen 11 und 874 un-

ter 3 Jahren. Einschließlich der in Kindertagesstätten versorgten Kinder 

bedeutete dies eine Betreuungsquote von 10,7 bis 21,0 %. Soweit die 

Zahlen für 2009 und 2010 vorliegen, ist festzustellen, dass die Betreu-

ungsquoten steigen. So lag 2010 die Gesamtbetreuungsquote der unter 

3-Jährigen beim Kreis Stormarn bereits bei 24,2 % und beim Kreis Pinne-

berg bei 22,8 %, beim Kreis Dithmarschen hingegen lediglich bei 13,0 %, 

beim Kreis Steinburg bei 14,6 % und beim Kreis Nordfriesland bei 15,6 %. 

 

In den Kreisen, die besonders bemüht sind, mit der Kindertagespflege ein 

gleichrangiges Angebot zu schaffen, wird Kindertagespflege stärker nach-

gefragt als Kinderkrippen bzw. altersgemischte Gruppen (Kreise Herzog-

tum Lauenburg, Rendsburg-Eckernförde, Ostholstein, Pinneberg und 

Stormarn). In den Kreisen Plön, Segeberg und Schleswig-Flensburg sowie 

Dithmarschen, Nordfriesland und Steinburg dagegen werden die unter 

3-Jährigen in der Mehrzahl in Kindertagesstätten betreut. 

 

7.3 Unterschiede in den örtlichen Konzeptionen und Umsetzungen 

 

Die Kreise Nordfriesland, Ostholstein, Plön, Rendsburg-Eckernförde, Se-

geberg, Steinburg und Stormarn haben die Vorgaben des Kinderförde-

rungsgesetzes umgesetzt. Sie entrichten eine laufende Geldleistung an 

die Tagespflegeperson und übernehmen die Beiträge zur Unfallversiche-

rung bzw. die hälftige Erstattung der nachgewiesenen Aufwendungen zu 

einer angemessenen Alterssicherung, Kranken- und Pflegeversicherung. 

                                                      
1  Vgl. Kommunalbericht 2008 des LRH, Nr. 7. 
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In einem zweiten Schritt wird verwaltungsseitig geprüft, ob die Eltern zu  

einem Kostenbeitrag herangezogen werden können.  
 

Rechtliche Bedenken bestehen gegen die Praxis der Kreise Dithmarschen, 

Herzogtum Lauenburg, Pinneberg und Schleswig-Flensburg. Sie kürzen 

die laufende Geldleistung um den festgesetzten Kostenbeitrag der Eltern 

und zahlen nur die Differenz an die Tagespflegeperson aus. Das Verfah-

ren wird von den betreffenden Kreisen „Netto-Prinzip“ genannt. Dies ist 

nach § 23 Abs. 1 und 2 SGB VIII nicht zulässig und sollte schnellstmöglich 

durch das vorgesehene Verfahren ersetzt werden. Die Geldleistung ist an 

die Tagespflegeperson ungekürzt auszuzahlen. Es ist separat zu prüfen, 

ob und in welcher Höhe die Eltern zu einem Kostenbeitrag herangezogen 

werden können. 
 

Die meisten Kreise haben die laufende Geldleistung an die Tagespflege-

personen leistungsgerecht ausgestaltet. Das Spektrum der Geldleistungen 

reicht von 3,50 bis 4,40 € je Betreuungsstunde und Kind. Diese Geldleis-

tung entspricht für eine Betreuungsgruppe von 4 bis 5 Kindern etwa der  

tariflichen Vergütung einer Kinderpflegerin/eines Kinderpflegers mit staatli-

cher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung1. Lediglich die 4 Kreise 

Dithmarschen (2,00 €), Schleswig-Flensburg (2,70 €), Segeberg (3,00 €) 

und Steinburg (2,29 bis 3,20 €) liegen mit ihrer Vergütung darunter. 
 

7.4 Kindertagespflege als Alternative ausbauen  
 

Die Kreise sollten die Kindertagespflege weiter ausbauen. Die Kinderta-

gespflege ist sicherlich nicht gänzlich vergleichbar mit der institutionellen 

Betreuung in der Kinderkrippe bzw. der altersgemischten Kindergarten-

gruppe. Die Stärke der Kindertagespflege liegt in der familienähnlichen Be-

treuung, kleinen Gruppen von maximal 5 Kindern und der Besonderheit, 

Kinder auch zu Tagesrandzeiten betreuen lassen zu können.  
 

Neben den genannten Vorzügen empfiehlt sich die Betreuungsform auch 

aus finanzwirtschaftlicher Sicht. Eine der Kindertagespflege vergleichbare 

Betreuung erfolgt in der Kinderkrippe. Hier entstehen durch den Raumbe-

darf und den notwendigen Einsatz von Fachpersonal beträchtliche Kosten. 

Eine Gegenüberstellung der Kosten verdeutlicht den Vorteil der Kinderta-

gespflege gegenüber der Betreuung in der Kinderkrippe. Nach einer Be-

rechnung der Kosten von Kinderkrippen für das Kindergartenjahr 2009/10 

durch das Jugendamt eines Kreises betrugen die Ausgaben je Betreu-

ungsstunde und Kind 2008 durchschnittlich 4,68 €. Der LRH hat Tarifstei-

gerungen und eine Anhebung der Sozialversicherungsbeiträge eingerech-

net. Danach ergeben sich für 2012 Kosten von durchschnittlich 5,10 € je 

Betreuungsstunde.  

                                                      
1   Entgeltgruppe S 3 TVöD - Sozial- und Erziehungsdienst. 
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Bei den Ausgaben für eine Betreuungsstunde in der Kindertagespflege 

reicht das aktuelle Spektrum von 3,50 bis 4,40 €1 (rechnerischer Durch-

schnitt je Betreuungsstunde: 3,82 €). Hinzu kommen weitere Ausgaben 

wie z. B. die (teilweise) Übernahme von Sozialversicherungsbeiträgen; 

diese liegen jedoch bei weniger als 10 % der genannten Ausgaben. Insge-

samt berechnet der LRH die Betreuungsstunde in der Kindertagespflege 

einschließlich der genannten Nebenausgaben mit 4,20 €. Der Kostenvor-

teil der Kindertagespflege (4,20 €) im Vergleich zur Kinderkrippe (5,10 €) 

ist jedoch höher als die rechnerische Differenz von 0,90 €. 

 

Die tatsächlich anfallenden Kosten in der Kindertagespflege sind geringer. 

Hier werden nur die in Anspruch genommenen Stunden abgerechnet. In 

der Einrichtung muss dagegen in der Regel halb- oder ganztägige Betreu-

ung bezahlt werden. Die Abrechnungen in den Jugendämtern für die Kin-

dertagespflege zeigen eine durchschnittliche Betreuung von 16 Stunden je 

Woche an 3 Vor- oder Nachmittagen; das entspricht Kosten von 290 €/ 

Monat. Ein vergleichbares Betreuungsangebot in der Krippe wäre eine 

Halbtagsbetreuung. Kosten im Monat: etwa 400 €. Das heißt, die Betreu-

ung in der Krippe fällt mindestens 38 % teurer aus. Hinzu kommen die 

bedarfsorientierte Stundenabrechnung, die nicht erforderlichen Investi-

tionskosten und die höhere Flexibilität der Kindertagespflege. Die Ver-

gleichsberechnung fällt also zugunsten der Kindertagespflege aus. Bleiben 

die Kinder weg, entfällt die Weiterbeschäftigung der Kindertagespflegeper-

son.  

Von einigen Kreisen, die in der Förderung der Kindertagespflege zurück-

haltend auftreten, wird das Argument der höheren Kostenbelastung der  

Eltern bzw. Personensorgeberechtigten vorgetragen. Dies führe zu einer 

geringeren Nachfrage nach Tagespflegeplätzen, sodass aus Sicht des Ju-

gendhilfeträgers ein Ausbau der Tagesbetreuungseinrichtungen die besse-

re Lösung darstelle. Kindertageseinrichtungen hätten also den Vorteil, ge-

ringere monatliche Gebühren von den Eltern zu verlangen. 

 

Hierzu stellt der LRH fest, dass es Sache der Kreise ist, die finanziellen 

Belastungen der Eltern in der Kindertagespflege vergleichbar denen der 

Betreuung in Einrichtungen zu gestalten. Die Kreise Nordfriesland und 

Stormarn zeigen, dass dies möglich ist.  

 

7.5 Kindertagespflege und demografischer Wandel 

 

Das Statistikamt Nord hat für die Kreise und kreisfreien Städte in Schles-

wig-Holstein bis 20252 eine spürbare Bevölkerungsveränderung prognos-

                                                      
1  In diese Berechnung wurden die Kreise, die im Haushaltsjahr 2012 weniger als 3,50 € je 

Betreuungsstunde anerkennen, nicht einbezogen. 
2  Bericht des Statistikamtes Nord, A I 8 - j/S 11 vom 15.04.2011. 
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tiziert. Abgesehen von den Kreisen Pinneberg, Segeberg und Stormarn 

sind für die weiteren Kreise insbesondere stark abnehmende Bevölke-

rungsanteile bei den bis 3-jährigen Kindern zu erwarten. Die Prognose 

geht von einem Rückgang zwischen 6,4 % (Nordfriesland) und 16,8 % 

(Ostholstein) aus, wobei in einzelnen Gemeinden im ländlichen Raum 

noch viel stärkere Einbrüche zu erwarten sind. Der Geburtenrückgang in 

den Kreisen wirkt sich auf den Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen aus.  

Damit nicht unnötig investiert und Personal über das dauerhaft notwendige 

Maß eingestellt wird, sollten die Kreise und Gemeinden für einen Teilbe-

reich der tatsächlich erforderlichen Betreuungsplätze flexible Lösungen in 

der Form der Tagespflege anbieten. So kann z. B. bei vorübergehendem 

Spitzenbedarf die Kindertagesbetreuung gezielt durch Angebote der Kin-

dertagespflege befriedigt werden, ohne in teure, aber nur zeitlich begrenzt 

benötigte Räumlichkeiten investieren zu müssen. 

 

7.6 Gute Beispiele zum bedarfsgerechten Ausbau in den Kreisen 

 

Einige Kreise haben die Organisation und Finanzierung der Kindertages-

pflege weiterentwickelt. Dabei sind einige bemerkenswerte Formen ent-

standen, die auch für andere Kreise von Interesse sein könnten.  

 

7.6.1 Integrierte Tagespflege in Ostholstein 

 

Die Durchführung der Kindertagespflege gestaltet der Kreis Ostholstein in 

einem Mix aus privater und institutioneller Tagespflege. Neben der Be-

treuung durch private Tagespflegepersonen hat der Kreis seit 1996 auch 

Tagesbetreuungsgruppen mit jeweils 5 Kindern unter 3 Jahren in Kinder-

tagesstätten eingerichtet. Das Modellprojekt heißt „Tagespflege in Anbin-

dung an Kindertageseinrichtungen“. Insgesamt wurden zum Erhebungs-

zeitpunkt 62 Kinder in 12 Gruppen betreut. Dies entspricht 14 % der 

insgesamt 440 Kinder in der Tagespflege. 

Die Unterbringung in der Kindertagesstätte ist ähnlich den Kindergarten-

gruppen, jedoch von diesen im Innenbereich und auf dem Kinderspielplatz 

räumlich getrennt. Die Vorteile liegen in folgenden Besonderheiten:  

 Nutzung nicht ausgelasteter Räume in vorhandenen Kindertagesstät-

ten,  

 zuverlässige Vertretungsmöglichkeit,  

 Qualifikation/Fortbildung der Tagespflegeperson durch den KiTa-Träger,  

 Einbeziehung der Tagespflegepersonen in die Sozialversicherung,  

 Beteiligung durch Bund, Land und Kreis an den Betriebskosten,  

 Vermeidung neuer Kindergartengruppen bei Spitzenbedarf und  
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 gute Auslastung der Tagespflegepersonen mit 4 bis 5 Kindern; außer-

dem ist die Vergabe der Plätze im Splitting-Verfahren (= mehrfache 

Besetzung eines Platzes nacheinander) möglich. 

 

Die „integrierte Kindertagespflege“ kann dort interessant sein, wo die  

Eltern eine Kindertagesbetreuung weder im privaten Haushalt noch in der 

altersgemischten Kindergartengruppe wünschen oder keine Kinderkrippe 

zur Verfügung steht. Die Kommunen können mit diesem Angebot auf die 

demografische Entwicklung reagieren, weil bereits im Kleinkindalter ein 

Vor-Ort-Betreuungsangebot gemacht werden kann und ggf. die Neuein-

richtung einer Kinderkrippen-Gruppe entfällt. Am Beispiel Ostholstein wird 

deutlich, dass die Personalausgaben überschaubar bleiben. Aufgrund der 

guten Auslastung der Gruppen betragen die Personalausgaben je Betreu-

ungsstunde je Kind 2,76 € (Stand 2008). Die Finanzierung der Personal-

ausgaben erfolgt zu mehr als 40 % durch öffentliche Zuschüsse von Bund 

und Land. Der Anteil des Kreises liegt bei 0,47 €. Dazu kommen jedoch 

die vom Kita-Träger und der Gemeinde zu tragenden Sachausgaben für 

die Liegenschaft (insbesondere Gebäude, Energie, Abgaben). 

 

Das Angebot der integrierten Kindertagespflege wird die Tagespflege im 

privaten Haushalt nicht ersetzen, stellt aber eine interessante Alternative 

und pragmatische Ergänzung für eine flexible Aufgabenwahrnehmung der 

Kinderbetreuung dar.  

 

7.6.2 Kindertagespflege in gemeinsamer Verantwortung der Gemeinden 

und Kreise 
 

In den Kreisen Herzogtum Lauenburg, Nordfriesland, Pinneberg, Sege-

berg und teilweise auch in Plön ist es gelungen, die Aufgabe der Kinderta-

gespflege in gemeinsamer Verantwortung von Kreis und Gemeinden 

durchzuführen. Die Gemeinden beteiligen sich nach einem festgelegten 

Schlüssel an den entstehenden Kosten.  

 

Insgesamt sind vielen Gemeinden die Vorteile deutlich geworden, die eine 

gemeinsame Verantwortung und Mitarbeit in der Kinderbetreuung in ihrem 

Zuständigkeitsbereich herbeiführen kann. So kann eine gut organisierte 

und breit getragene Kindertagesbetreuung - insbesondere beim Spitzen-

bedarf - helfen, Unwirtschaftlichkeiten zu vermeiden. Diese Form der inter-

kommunalen Zusammenarbeit fördert die Bereitschaft der Kreise und Ge-

meinden, eine bedarfsorientierte Kinderbetreuung zu gewährleisten. Durch 

eine gut ausgebaute Tagespflegestruktur können der Bau/Ausbau von 

Kindertagesstätten mit Blick auf die demografische Entwicklung auf ihre 

Notwendigkeit überprüft und so mögliche Fehlinvestitionen verhindert wer-

den. Zugleich wird den Eltern das ihnen zustehende gesetzliche Wahlrecht 

auch tatsächlich ermöglicht.  
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7.7 Stellungnahmen 

 

Das Sozialministerium betont, dass die Kindertagespflege mit dem  

Inkrafttreten des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren  

in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KiföG) vom 

10.12.2008 eine neue Bedeutung als alternative Betreuungsform für Kin-

der unter 3 Jahren erhalten hat. Schleswig-Holstein sei bei der Erreichung 

der im KiföG genannten Zielmarken von 70 % an Betreuungsplätzen in 

Kindertageseinrichtungen und 30 % in Kindertagespflegestellen bundes-

weit führend. 

 

Hierzu bemerkt der LRH, dass Schleswig-Holstein nach der Kinder- und 

Jugendhilfestatistik1 eine Betreuungsquote von 24,2 % bei Kindern unter 

3 Jahren in Kindertageseinrichtungen und Tagespflege zum Stichtag 

01.03.2012 aufweist. Im Bundesländervergleich liegt das Land damit im 

Mittelfeld. Ausgehend von einem recht niedrigen Niveau von 8,2 % ver-

zeichnet Schleswig-Holstein zwar den dynamischsten Ausbau aller Bun-

desländer. Um allerdings die angestrebte Betreuungsquote von 35 % zu 

erreichen, müssen sich Schleswig-Holstein und der überwiegende Teil der 

alten Bundesländer weiterhin deutlich anstrengen. 

 

Der Landkreistag widerspricht dem Hinweis des LRH, dass Bund, Länder 

und Kommunen sich gemeinsam bis 2013 auf die Bereitstellung von  

Betreuungsplätzen für durchschnittlich 35 % der Kinder unter 3 Jahren 

verständigt haben. Die dem LRH vorliegenden Informationen zeigen  

jedoch auf, dass Bund, Länder und Verbände der Landkreise, Städte und 

Gemeinden sich auf dem Krippengipfel am 02.04.2007 in Berlin auf einen 

weiteren Ausbaubedarf der Betreuungsplätze auf 35 % verständigt  

haben.2  

Zur Kindertagespflege selbst teilt der Landkreistag die Einschätzung des 

LRH, wonach die Kindertagespflege vor allem dort im ländlichen Raum  

erforderlich sein wird, wo mangels Anmeldezahlen ein Krippenangebot vor 

Ort durch die Gemeinden nicht etabliert wird. Ferner begrüßt der Land-

kreistag ausdrücklich die Anregung des LRH, die Gemeinden in die Finan-

zierung der Kindertagespflege einzubeziehen. Allerdings hält er hierfür  

eine Änderung des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Tageseinrich-

tungen und Tagespflegestellen für erforderlich. 

 
  

                                                      
1  Quelle: Statistikamt Nord, Statistik der Kinder und tätigen Personen in Tageseinrichtun-

gen und Kindertagespflege; vgl. Landtagsdrucksache 18/483 vom 15.02.2013. 
2  Vgl. u. a. die Pressemitteilung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend vom 13.10.2010 und Der Landkreis 4-5/2007, S. 161. 
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8. Die Gesundheitsämter der Kreise - guten Beispielen  
folgen und den Zuschussbedarf reduzieren  

 

Die Zuschussbedarfe bei den Gesundheitsämtern differieren 

zwischen den Kreisen erheblich. Sie lagen z. B. 2008 zwischen 

6,81 € und 13,27 € je Einwohner. Es gibt Möglichkeiten für die 

Gesundheitsämter, ihren Zuschussbedarf zu reduzieren. 

 

So können die Gebühreneinnahmen in vielen Kreisen durch ver-

schiedene Maßnahmen gesteigert werden.  

 

Der sozialpsychiatrische Bereitschaftsdienst nach dem PsychKG 

erfordert bei 2 Kreisen einen hohen finanziellen Aufwand, nach-

dem er an Dritte übertragen wurde. Kreise, die ihren sozialpsy-

chiatrischen Dienst in Zusammenarbeit mit den Kliniken auf eine 

unterbringungsvermeidende Hilfe ausrichten, ersparen zwar den 

Krankenkassen und Fachkliniken erhebliche Ausgaben. An den 

insgesamt eingesparten Beträgen werden sie allerdings nur in 

wenigen Einzelfällen mit geringen Beträgen beteiligt.  

 

Diverse Beispiele zeigen, dass Gesundheitsämter ihre Aufgaben 

wirtschaftlicher erledigen können. Dazu gehört u. a., auf ein  

eigenes Labor zu verzichten, ärztliche Untersuchungsaufgaben 

auf niedergelassene Ärzte zu übertragen und Standards in der 

Aufgabenerfüllung zu reduzieren. 

 

8.1 Die Kreise als Träger des öffentlichen Gesundheitsdienstes 

 

Die Kreise haben Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes nach 

dem Gesundheitsdienstgesetz (GDG), dem Psychisch-Kranken-Gesetz 

(PsychKG)1 sowie weiteren Vorschriften (z. B. auf Bundesebene das Infek-

tionsschutzgesetz und die Trinkwasserverordnung) wahrzunehmen. Die 

Aufgaben sind vielfältig und reichen von ärztlichen Handlungen bis zu all-

gemeinen gesundheitsfördernden Aktivitäten.  

Bei den meisten Aufgaben nach dem GDG können die Kreise selbst  

bestimmen, wie sie diese wahrnehmen (pflichtige Selbstverwaltungsauf-

gaben). Diese Möglichkeit sollten sie nutzen und die Aufgabenerledigung 

möglichst effizient gestalten. In einigen speziellen Bereichen wie dem 

PsychKG, der Hygieneverordnung, dem Infektionsschutz, der Arzneimit-

telüberwachung im Einzelhandel und der Badegewässerüberwachung 

                                                      
1  Gesetz zur Hilfe und Unterbringung psychisch kranker Menschen (Psychisch-Kranken-

Gesetz - PsychKG) vom 14.01.2000, GVOBl. Schl.-H. S. 206, zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24.09.2009, GVOBl. Schl.-H. S. 633. 
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müssen die Aufgaben wie vorgeschrieben erfüllt werden (Aufgaben zur Er-

füllung nach Weisung). 

 

8.2 Finanzielle und personelle Entwicklung der Gesundheitsämter weit-

gehend konstant 

 

Die Einnahmen und Ausgaben der Gesundheitsämter und damit der Zu-

schussbedarf blieben im Prüfungszeitraum 2005 bis 2010 im Wesentlichen 

konstant. Ausgabeerhöhungen beschränkten sich ganz überwiegend auf 

Erhöhungen bei den Tarifgehältern und den Sozialversicherungsbeiträgen. 

Der Zuschussbedarf lag durchschnittlich je Gesundheitsamt z. B. für 2008 

bei 1,86 Mio. €; dies entspricht 9,24 € je Ew. Die Ursache für die insge-

samt stabile Entwicklung liegt in der Reduzierung der Planstellen um 

durchschnittlich insgesamt 3 %. Das Gesundheitsamt Pinneberg hat den 

größten Stellenabbau erreicht. Etwas weniger Personal reduzierten die 

Gesundheitsämter Dithmarschen, Herzogtum Lauenburg, Nordfriesland, 

Rendsburg-Eckernförde und Steinburg. Die anderen Gesundheitsämter 

haben ihren Stand etwa gehalten, bis auf Schleswig-Flensburg: Hier sind 

die Planstellen in den Haushaltsjahren 2006, 2008 und 2009 um insge-

samt mehr als 17 % erhöht worden. 

 

Der Personalaufwand stellt den höchsten Ausgabenposten im Gesund-

heitsamt dar. Durchschnittlich 7,60 € je Ew gibt jeder Kreis für das Perso-

nal im Gesundheitsamt aus. Die Unterschiede zwischen den Kreisen wer-

den bei einem einwohnerbezogenen Vergleich der Planstellen deutlich:  
 

 
 

Über die mit Abstand höchste Stellenausstattung verfügen die Kreise 

Steinburg und Schleswig-Flensburg. Etwa im Durchschnitt befinden sich 

die Gesundheitsämter Nordfriesland, Ostholstein, Plön, Rendsburg-

0
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Gesundheitsämter: 
Entwicklung der Planstellen je 10.000 Einwohner
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Eckernförde und Herzogtum Lauenburg. Eine deutlich unterdurchschnittli-

che Personalausstattung weisen die Gesundheitsämter Dithmarschen, 

Pinneberg, Stormarn und Segeberg auf.  

Die Gründe für die differierende Zahl von Planstellen sind folgende: 

 Die Arbeitsmengen und -umfänge sind unterschiedlich. 

 Einzelne Aufgaben werden nicht mehr vom Gesundheitsamt selbst 

ausgeführt, sondern durch private Anbieter erledigt. 

 Das Verständnis in der Aufgabenwahrnehmung ist unterschiedlich. 

 

Die von Dritten wahrgenommenen Aufgaben führen zu einer Reduzierung 

von Planstellen. Dies erschwert den Vergleich zwischen den Kreisen. So 

haben die Kreise Dithmarschen und Rendsburg-Eckernförde Teile des  

sozialpsychiatrischen Bereitschaftsdienstes an Drittanbieter übertragen; 

rechnete man die entsprechenden Stellen hinzu, würden beide Kreise über 

eine durchschnittliche Stellenausstattung verfügen.  

 

Der LRH hat nicht nur die Einnahmen und Ausgaben betrachtet, sondern 

auch, wo bestimmte Aufgaben besonders wirtschaftlich erfüllt werden. Die 

wichtigsten Vorschläge aus dieser Untersuchung, die ein Beispiel für an-

dere Gesundheitsämter sein können, sind in den Tzn. 8.4 und 8.5 zusam-

mengefasst dargestellt. 

 

8.3 Gebühreneinnahmen können gesteigert werden 

 

Viele Dienstleistungen der Gesundheitsämter sind gebührenpflichtig. Die 

Einnahmen aus Gebühren decken zu annähernd 10 % die gesamten Per-

sonalausgaben. Diese Einnahmen sind  jedoch noch steigerungsfähig. 

 

Viele Gebühren sind in den Kreissatzungen wie in der Landesverordnung 

über Verwaltungsgebühren als Rahmengebühr ausgewiesen. Das bedeu-

tet: Die Gesundheitsämter müssen die jeweilige Verwaltungsleistung indi-

viduell kalkulieren und in dem vorgegebenen Rahmen festsetzen. Nur in 

den wenigen Fällen einer festen Gebühr entfällt diese individuelle Kalkula-

tion. 

 

Das Spektrum bei den Gebühreneinnahmen reicht zwischen den Kreisen 

von 0,28 € bis 1,21 € je Ew. Die große Bandbreite hat folgende Ursachen:  

 Die Gebühren werden häufig nur unregelmäßig an die wirtschaftliche 

Entwicklung angepasst. 

 Die Abrechnungsmengen fallen in der Höhe sehr unterschiedlich aus 

(z. B. werden die gebührenpflichtigen Belehrungen im Umgang mit  

Lebensmitteln in Kreisen mit ausgeprägtem Tourismus wesentlich häu-

figer nachgefragt). 
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 Örtliche Besonderheiten bedingen stark abweichende gebührenpflich-

tige Verwaltungsvorgänge (z. B. Überprüfung vieler Hotels mit 

Schwimmbädern im Kreis Nordfriesland).  

 Der vorgegebene Gebührenrahmen, sowohl in der Kreissatzung wie in 

der Landesverordnung, wird unterschiedlich stark ausgeschöpft. 

 Die Kreise haben teilweise eine unterschiedliche Höhe der Gebühr für 

den gleichen Tatbestand festgesetzt. 

 

Die Gesundheitsämter haben sich stärker um die Einnahmenerzielung zu 

kümmern. Sie sollten die Gebührensatzungen regelmäßig aktualisieren, 

die Gebühren unter Einbeziehung aller Kosten kalkulieren und vorgegebe-

ne Gebührenrahmen so ausschöpfen, dass die Kosten der dahinterste-

henden Dienstleistung des Gesundheitsamtes berücksichtigt werden. Zu 

geringe Gebühreneinnahmen werden insbesondere bei fehlerhaft kal-

kulierten Massengebühren für Gruppenbelehrungen im Hygienebereich 

erzielt. Hier sollten die Gebührenhöhen jährlich überprüft werden. Die Ge-

sundheitsämter sollten außerdem ihre Gebührentarife nach dem Muster 

des Gesundheitsamts Pinneberg gestalten. In der dortigen Gebührenord-

nung ist für die ganz überwiegende Anzahl der gebührenpflichtigen Dienst-

leistungen jeweils ein Zeitfaktor hinterlegt, der ausgesprochen praktisch zu 

handhaben ist (vgl. Tz. 8.5, Stichwort „Gebührenordnung praktisch gut ge-

staltet“). 

 

8.4 Optimierungsmöglichkeiten beim sozialpsychiatrischen Bereit-

schaftsdienst 

 

Eine umfangreiche Aufgabe der Gesundheitsämter ist die Einweisung von 

psychisch erkrankten Personen in eine stationäre Einrichtung. Die Unter-

bringung der Patienten erfolgt entweder freiwillig mit Zustimmung der Pati-

enten oder zwangsweise. Die zwangsweise Unterbringung stellt eine frei-

heitsentziehende Maßnahme dar und ist nur in einem engen rechtlichen 

Rahmen möglich. Die rechtlichen Voraussetzungen sind im PsychKG  

geregelt; die nähere Ausgestaltung regelt eine Landesverordnung (Psych-

KGVO)1. Die Landesverordnung stellt an ein Unterbringungsgutachten ho-

he Anforderungen. Es ist zwingend von einem Arzt abzugeben. Dieser 

muss entweder befähigt sein, den sozialpsychiatrischen Dienst zu leiten, 

oder zumindest nachweisen, für die Dauer von 6 Monaten in der Psychiat-

rie tätig gewesen zu sein.  

 

                                                      
1 Landesverordnung zum PsychKG (PsychKGVO) vom 12.11.2009, GVOBl. Schl.-H. 

S. 737. 
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8.4.1 Hohe Anforderungen an die Qualifikation der Ärzte 

 

Die Kommunen kritisieren die hohen Anforderungen an die ärztliche Quali-

fikation. Als 2009 die Gültigkeitsdauer der PsychKGVO zu verlängern war, 

haben sie vor dem Hintergrund der bisher geführten Diskussionen Ände-

rungsvorschläge vorgetragen. Die Kreise haben über den Landkreistag die 

Voraussetzung einer 6-monatigen Tätigkeit in der Psychiatrie infrage ge-

stellt und vorgeschlagen, sie auf 3 Monate zu verkürzen. Der Städtever-

band hat für die kreisfreien Städte vorgeschlagen, auf den Einsatz eines 

Facharztes zu verzichten und das Unterbringungsgutachten künftig von 

jedem Arzt erstellen zu lassen. Die Kommunen begründeten dies mit zu-

nehmenden Schwierigkeiten, Fachärzte für den Bereitschaftsdienst oder 

für eine Einstellung im Gesundheitsamt zu finden. Auch seien die Ge-

sundheitsämter angesichts steigender Zahlen von Unterbringungsgutach-

ten überfordert. Trotz dieser Argumente hat das Sozialministerium die 

PsychKGVO bis 2014 verlängert. 

 

Die Gesundheitsämter haben Schwierigkeiten, entsprechend qualifizierte 

Ärzte, auch als Honorarkraft im Bereitschaftsdienst, zu finden. Sie sind 

daher gehalten, ihre Ärzte für 6 Monate in der Psychiatrie tätig sein zu las-

sen. Dafür fällt ein erheblicher Aufwand an, denn die Ärzte stehen in die-

sem Zeitraum für ihre eigentlichen Aufgaben nicht zur Verfügung und 

müssen vertreten werden.  

Für eine verlässliche Handhabung der PsychKGVO wäre zielführend ge-

wesen, wenn die Landesregierung den Standard flexibler gestaltet hätte. 

Vorbild hätte hier das PsychKG aus Nordrhein-Westfalen sein können. 

Danach sind die Unterbringungsgutachten grundsätzlich von Fachärzten 

oder ähnlich qualifizierten Ärzten zu erstellen, allerdings in Ausnahmen 

auch durch andere Ärzte.1 

 

8.4.2 Durchführung des Bereitschaftsdienstes 

 

Ein Teilbereich des sozialpsychiatrischen Dienstes, die Organisation des 

Bereitschaftsdienstes für Akutunterbringungen außerhalb der Dienstzeit 

(nachts, Wochenende, Feiertage), wurde näher untersucht. Diese Aufgabe 

ist in den Kreisen unterschiedlich geregelt. Dies führt zu unterschiedlichem 

personellem und finanziellem Aufwand. Folgende 3 Modelle der prakti-

schen Durchführung haben die schleswig-holsteinischen Kreise gewählt: 

 Modell 1: Das Gesundheitsamt wird durch einen eigenen oder beauf-

tragten Arzt selbst tätig (Kreise Herzogtum Lauenburg, Nordfriesland, 

Ostholstein, Pinneberg, Plön, Schleswig-Flensburg und Stormarn).  

                                                      
1  § 14 Abs. 1 Satz 2 PsychKG NRW vom 17.12.1999, GV. NRW. S. 662, zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 22.11.2011, GV. NRW. S. 587. 
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 Modell 2: Die Aufgabe ist an einen Dritten übertragen worden, der die 

Aufgabe der fachärztlichen Begutachtung und des Vollzugs übernimmt 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde durch einen Sozialverein und Kreis 

Dithmarschen durch das Westküstenklinikum).  

 Modell 3: Hier liegt eine Mischform von Tätigkeiten des Kreises und  

eines Krankenhauses vor. Der Patient wird durch den Kreis der fach-

ärztlichen Untersuchung zwangsweise zugeführt; ein Arzt des Kran-

kenhauses nimmt die fachärztliche Untersuchung vor (Kreise Segeberg 

und Steinburg).  

 

Der LRH hat den Aufwand berechnet und ist zu folgendem Ergebnis ge-

kommen:  

 Die geringsten Ausgaben entstehen mit den Modellen 1 und 3. Die Ge-

sundheitsämter werden hier selbst tätig oder lassen die ärztliche Be-

gutachtung im Krankenhaus vornehmen. Die Ausgaben liegen im jähr-

lichen Durchschnitt je Arbeitswoche bei 620 € bis 2.250 €. Die relativ 

hohe Spanne erklärt sich mit dem tatsächlichen Personalaufwand, 

denn einige Gesundheitsämter schicken nicht nur den Arzt, sondern 

zusätzlich einen weiteren Mitarbeiter zu dem Patienten. Der LRH hält 

den 2. Mitarbeiter für verzichtbar. 

 Die höchsten Ausgaben haben die Kreise, die entsprechend Modell 2 

die Aufgabe an einen Dritten übertragen haben. Hier fallen Ausgaben 

von durchschnittlich mehr als 4.000 € je Arbeitswoche an. 

 

Eine besonders intensive Arbeit im sozialpsychiatrischen Dienst leisten die 

Gesundheitsämter der Kreise Herzogtum Lauenburg und Steinburg. Beide 

Gesundheitsämter unterstützen die Ansätze ihrer Krankenhäuser, die un-

ter dem Stichwort „home treatment“ auch in anderen Bundesländern ver-

folgt werden und dort schon weiter entwickelt sind. Dabei sind die Ge-

sundheitsämter und die Krankenhäuser mit Einrichtungen der gemeinde-

psychiatrischen Versorgung, Beratungsstellen, Selbsthilfegruppen und 

Notdiensten eng vernetzt. Ziel ist es, ein Unterbringungsverfahren nur 

dann einzuleiten, wenn sich keine tragfähige Alternative abzeichnet. Beide 

Kreise haben Einweisungen in die Klinik spürbar reduzieren können. Mit 

ihrem Ansatz der unterbringungsvermeidenden Hilfe ersparen sie den 

Fachkliniken und den Krankenkassen erhebliche Finanzmittel. So hat der 

Kreis Herzogtum Lauenburg1 115 Unterbringungen vorgenommen und der 

Kreis Steinburg2 49. Die durchschnittliche Zahl der Unterbringungen (2008 

bis 2010) der anderen Kreise lag bei 196. 

In der sozialpsychiatrischen Arbeit dieser beiden Kreise liegen Ansätze, 

die auch den weiteren Kreisen empfohlen werden. Die Gesundheitsämter 

sollten sich dabei jedoch auf die koordinierende Arbeit für die unterbrin-

                                                      
1   Zahlen des Kreises Herzogtum Lauenburg von 2009. 
2  Zahlen des Kreises Steinburg von 2010. 



66 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Kommunalbericht 2013 

 

gungsvermeidende Hilfe beschränken. Die eigentlichen Hilfen werden in 

diesem Modell von niedergelassenen Ärzten, Krankenhäusern oder ande-

ren Einrichtungen erbracht. 

 

8.5 Nachahmenswerte Wirtschaftlichkeitsbemühungen in Gesundheits-

ämtern  

 

Einer Reihe von Gesundheitsämtern ist es gelungen, ihre Aufgaben wirt-

schaftlicher zu erledigen. Diese praxiserprobten Möglichkeiten zur Verbes-

serung der Wirtschaftlichkeit sollten auch die übrigen Gesundheitsämter 

nutzen, um damit Personal- und Sachkosten einzusparen:  

 Ziehen von Badewasserproben wirtschaftlicher gestalten: Der 

Kreis Rendsburg-Eckernförde hat die Probenentnahme an öffentlichen 

Badestellen auf Honorarbasis an einen pensionierten Gesundheitsauf-

seher/Hygienekontrolleur übertragen und konnte damit erhebliche Per-

sonalkosten einsparen. 

 Schulzahnärztliche Untersuchungen der Kinder und Jugendlichen 

auf niedergelassene Zahnärzte übertragen: Nachdem beim Ge-

sundheitsamt Dithmarschen der eigene Zahnarzt ausgeschieden war, 

hat der Kreis die pflichtigen schulzahnärztlichen Untersuchungen auf 

4 niedergelassene Zahnärzte übertragen. Sie bekommen dafür ein Ho-

norar. Diese Ausgliederung hat  zwar keinen finanziellen Vorteil, denn 

das Honorar entspricht in der Höhe etwa den Arbeitgeberkosten eines 

fest angestellten Zahnarztes, der halbtags beschäftigt wird. Diese 

Maßnahme wird jedoch durch die spürbar höhere Zielerreichung bei 

den Untersuchungen der Kinder gerechtfertigt. So lag die Untersu-

chungsquote in Dithmarschen für das Schuljahr 2010/11 bei 83 % ge-

genüber einer Quote von durchschnittlich 60 %, die Kreise mit einem 

halbtags beschäftigten Zahnarzt erreicht haben. 

 Erstversorgung von psychisch kranken Menschen abrechnen: Das 

Gesundheitsamt Schleswig-Flensburg rechnet die ärztliche Erstversor-

gung von Patienten im Rahmen des sozialpsychiatrischen Bereit-

schaftsdienstes mit den Krankenkassen ab. Damit werden jährlich Ein-

nahmen von 10 bis 20 T€ erzielt. 

 Führungsstruktur beim Gesundheitsamt überdenken: Der Kreis 

Stormarn hat nach dem Ausscheiden der ärztlichen Leitung des Ge-

sundheitsamtes den Verwaltungsleiter des Gesundheitsamtes mit der 

Leitung des Gesundheitsamtes betraut. Mit dem Herabgruppieren der 

Stelle von A 16 nach A 13 werden jährlich finanzielle Mittel eingespart. 

Für die Ärzte im Gesundheitsamt hat dies den Vorteil, dass wieder ihre 

Fachaufgabe im Vordergrund steht. Eine vergleichbar günstige Füh-

rungsstruktur hat ebenfalls der Kreis Dithmarschen eingeführt; auch 

hier sind die Ärzte von ihren Verwaltungsaufgaben entbunden worden.  
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 Gebührenordnung praktisch gut gestalten: Der Kreis Pinneberg hat 

bei seiner Gebührenordnung für fast jede gebührenpflichtige Dienstleis-

tung jeweils eine exakt kalkulierte Gebühr für eine Viertelstunde hinter-

legt. Für die Gebührenrechnung ist somit lediglich die Zahl der begon-

nenen Viertelstunden mit dem Gebührentarif zu multiplizieren.  

 An Einsparungen des Krankenhauses teilhaben: Im sozialpsychiat-

rischen Bereitschaftsdienst hat der Kreis Herzogtum Lauenburg neue 

Wege beschritten. Ziel ist es, die Unterbringung der Patienten im Kran-

kenhaus zu vermeiden. Aufgrund der im Kreisgebiet geringen Zahl an 

Unterbringungen psychisch Kranker beteiligt das zuständige Kranken-

haus den Kreis Herzogtum Lauenburg mit 20 T€ jährlich an den erspar-

ten Kosten. Da auch in weiteren Kreisen das Modell der unterbrin-

gungsvermeidenden Hilfe in Zusammenarbeit mit der jeweiligen Klinik 

angestrebt wird, sollte auch hier darauf hingewirkt werden, dass die 

Krankenhäuser bzw. Krankenkassen den Kreis an den nicht unbe-

trächtlichen Einsparungen beteiligen.  

 Kontrolle der Teilnahme an Früherkennungsuntersuchungen für 

Kinder wirtschaftlicher gestalten: Das Gesundheitsamt Dithmar-

schen setzt gezielt 2 Mitarbeiter dafür ein, die Teilnahme an Früher-

kennungsuntersuchungen für Kinder zu kontrollieren. Das hat dazu ge-

führt, dass das Jugendamt nur noch 4 % der Fälle, in denen eine 

Bestätigung der Teilnahme an der Untersuchung nicht vorliegt, selbst 

zu überprüfen hat. In den anderen Kreisen liegt diese Quote bei 30 bis 

44 %. Die Mitarbeiter des Jugendamtes sind in der Regel höher ein-

gruppiert als die des Gesundheitsamtes. Um die Kapazitäten der  

Jugendämter zu entlasten, sollte die Kontrolle der Früherkennungs-

untersuchungen daher weitgehend im Gesundheitsamt abschließend 

bearbeitet werden.  

 Eigenes Labor aufgeben: Die Gesundheitsämter Dithmarschen, Her-

zogtum Lauenburg und Stormarn haben ihre Labore aufgegeben, das 

entsprechende Personal eingespart und die Laborarbeiten, EKG, Hör- 

und Sehtests an andere Einrichtungen (private Anbieter, Krankenhaus) 

übertragen. Dies hat zu erheblichen Einsparungen bei den Sach- und 

Personalkosten geführt. Ausgaben für die Dienstleistung Dritter sind 

nur noch bei der Inanspruchnahme nötig.  

 Anmeldeverfahren für Belehrungen im Umgang mit Lebensmitteln 

automatisieren: Das Gesundheitsamt Segeberg bietet für die gesetz-

lich vorgeschriebenen Kurse „Belehrungen im Umgang mit Lebensmit-

teln“ eine Anmeldung über das Internet an. Im Zuge der Anmeldung 

werden die noch möglichen Termine der nächsten Wochen an den un-

terschiedlichen Standorten einschließlich der jeweils freien Plätze an-

gezeigt. Dieses Angebot des Kreises Segeberg wird in großem Umfang 

angenommen. Da die Prüfung der Kreise u. a. ergeben hat, dass die 

vorbereitenden Arbeiten für diese Kurse zeitlich umfangreicher und 
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personell aufwendiger sind als die eigentliche Belehrung, empfiehlt der 

LRH allen Gesundheitsämtern, die Anmeldungen künftig über Internet 

anzubieten. 

 2. Leichenschau einstellen: Die Gesundheitsämter Dithmarschen, 

Steinburg und Stormarn haben die 2. Leichenschau eingestellt1. Bei 

der örtlichen Zuständigkeit greift die subsidiäre Auffangklausel des § 31 

Abs. 1 Nr. 4 LVwG2: Örtlich zuständig ist danach das Gesundheitsamt, 

in dessen Bezirk die Einäscherung erfolgt (vgl. auch die Begründung zu 

§ 17 Abs. 2 Bestattungsgesetz). In Schleswig-Holstein gibt es aber in 

keinem Kreis ein Krematorium. In den Kreisen kann durch den Verzicht 

auf die 2. Leichenschau Personalaufwand im ärztlichen Bereich einge-

spart werden. Da die 2. Leichenschau eine gebührenpflichtige Leistung 

darstellt, fallen zugleich aber auch entsprechende Einnahmen weg. 

 

8.6 Stellungnahmen 

 

Das Sozialministerium weist zum sozialpsychiatrischen Bereitschafts-

dienst auf die Anforderungen aus dem PsychKG und der entsprechenden 

Landesverordnung hin. Eine Absenkung der Standards wäre nur nach An-

passung der Rechtsvorschriften möglich. Aufgrund zweier Entscheidungen 

des Bundesgerichtshofs vom 20.06.2012 sei allerdings eher mit einer An-

hebung der Standards zu rechnen (zusätzlicher Gutachter, zusätzlicher 

Richtervorbehalt, zusätzliche eingehende ärztliche Beratung). 

 

Der Landkreistag hält einerseits eine Betrachtung der finanziellen und 

personellen Entwicklung der Gesundheitsämter losgelöst von der Quantität 

und Qualität der Aufgabenerledigung für nicht sachgerecht, weil viele 

pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben nur suboptimal wahrgenommen 

werden. Andererseits verweist der Landkreistag auf die aufgrund der Prü-

fung bei den Gesundheitsämtern erfolgten Wirtschaftlichkeitsbemühungen, 

wie z. B.  

 die Neuausrichtung der Organisation des sozialpsychiatrischen Diens-

tes im Kreis Rendsburg-Eckernförde,  

 die Abrechnung der Erstversorgung von psychisch kranken Menschen,  

 die Aktualisierung von Gebührensatzungen sowie die Umstellung der 

Gebührenberechnung auf ¼-Stundensätze,  

 die Überprüfung der Kontrolle der Teilnahme an Früherkennungsunter-

suchungen für Kinder und  

                                                      
1  § 17 Abs. 1 Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen des Landes 

Schleswig-Holstein (Bestattungsgesetz) vom 04.02.2005, GVOBl. Schl.-H. S. 70, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16.02.2009, GVOBl. Schl.-H. S. 56. 

2  Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwaltungsge-
setz - LVwG -) i. d. F. d. Bekanntmachung vom 02.06.1992, GVOBl. Schl.-H. S. 243, zu-
letzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 17.12.2012, GVOBl. Schl.-H. S. 749. 
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 die automatisierten Anmeldeverfahren für Belehrungen im Umgang mit 

Lebensmitteln.  

Der LRH begrüßt die weiteren Bemühungen um eine wirtschaftliche Auf-

gabenerfüllung. Gerade diese Beispiele zeigen auf, dass es immer noch 

möglich ist, die Aufgaben zu straffen und die Ausstattung der Gesund-

heitsämter an die wirtschaftlichen Gegebenheiten anzupassen, ohne dass 

die eigentliche Aufgabenerfüllung unzureichend wird.  
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9. Kulturförderung im Spannungsfeld der Haushaltskonsoli-
dierung 

 

Die Kreise fördern eigene Kulturangebote, sind Träger von Kul-

tureinrichtungen und fördern Projekte Dritter. Die bereitgestell-

ten Budgets sind unterschiedlich hoch; sie lagen im Prüfungs-

zeitraum jährlich zwischen 0,25 und 1,88 Mio. €. 

 

In finanzwirtschaftlich schwierigen Jahren sollte auch der Kul-

turhaushalt einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung leisten. 

Einige Kreise haben erfolgreich ihre Kulturausgaben an die 

Haushaltssituation angepasst. Bei anderen Kreisen stagnieren 

die Ausgaben oder sie steigen regelmäßig. Sie steigen insbe-

sondere in den Kreisen, die selbst umfangreiche Kultureinrich-

tungen vorhalten. Das liegt vorrangig daran, dass gestiegener 

Sach- und Personalaufwand nicht über Einnahmen kompensiert 

werden kann.  

 

Bei der Kulturförderung sollte die Nachfrage stärker berücksich-

tigt werden. Die Besucherzahl ist in einer Reihe von Kommunal-

einrichtungen rückläufig. Die Kreise sollten eine Bestandsauf-

nahme der öffentlichen und privaten Kulturaktivitäten machen. 

Darauf kann eine Kulturentwicklungsplanung aufgebaut werden. 

Beides sollte Grundlage für die öffentliche Kulturarbeit werden. 

 

9.1 Bei den Kulturbudgets gibt es starke Unterschiede  

 

Die Kreise sind selbst in der Kulturarbeit aktiv, unterhalten Einrichtungen 

oder fördern die Angebote von Dritten, z. B. örtlichen Kulturvereinen oder  

-initiativen. Die Zuschussbedarfe bei den Kreisen fallen unterschiedlich 

hoch aus; sie lagen von 2005 bis 2010 zwischen 0,25 und 1,88 Mio. €.  

 

Bei dem Vergleich der einwohnerbezogenen Zuschussbedarfe der Kul-

turhaushalte der Kreise ergibt sich folgendes Bild: 

 
Zuschussbedarfe der Kulturhaushalte 

Rechnungsergebnisse in € je Ew 

Kreis HEI IZ NF OD OH* PI PLÖ RD RZ SE SL 

2005 7,59 5,89 9,17 5,34 8,96 3,08 8,45 4,16 6,43 4,39 7,73 

2008 7,98 4,95 9,75 2,14 7,87 1,14 9,02 4,30 7,01 4,62 8,51 

2009 8,39 5,84 11,32 2,68  1,73   7,52 4,81  

2010 7,82 5,88 10,74         

* OH: 2005 auf 2008 weniger, da Sparkassenstiftung ebenfalls Zuschüsse gab. 
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Einschließlich eventueller Nebenhaushalte konnten 3 Gruppen von Krei-

sen unterschieden werden: 

 Die niedrigsten jährlichen Zuschussbedarfe mit rückläufiger Entwick-

lung gab es in den Kreisen Pinneberg und Stormarn mit etwa 2 bis 3 € 

je Ew. 

 Mittelhohe und zugleich stagnierende Zuschussbedarfe hatten die Krei-

se Rendsburg-Eckernförde, Segeberg und Steinburg mit 4 bis 6 € 

je Ew. 

 Die höchsten Zuschussbedarfe benötigten die Kreise Dithmarschen, 

Herzogtum Lauenburg, Nordfriesland, Ostholstein, Plön und Schleswig-

Flensburg mit 7,50 bis 10 € je Ew. Abgesehen vom Kreis Dithmarschen 

stiegen die Ausgaben in diesen Kreisen kontinuierlich an. 
 

Viele Kreise haben sich bemüht, ihre Zuschussbedarfe für das Kultur-

budget zu reduzieren. Der Erfolg fällt dabei unterschiedlich aus. Ein Kul-

turhaushalt muss in finanzwirtschaftlich schwierigen Jahren ebenso einen 

Beitrag zur Haushaltskonsolidierung leisten wie alle anderen Haushaltsbe-

reiche. 

 

Einige Kreise haben in einzelnen Bereichen der Kulturarbeit Haushaltsmit-

tel eingespart bzw. begrenzt. Dazu wurden z. B. die Zuschüsse für Fahr- 

und Standortbüchereien ganz oder teilweise gestrichen, die Förderungen 

der Kreisvolkshochschulen gedeckelt und die Zuschüsse für gemeindliche 

Museen oder für private Musikschulen auf einen Festbetrag reduziert. Ein-

zelne Kreise betreiben ihre Archive als Gemeinschaftsarchiv oder in Ko-

operation mit kreisangehörigen Kommunen, um die Kosten zu verteilen. 

Auch an der Verbesserung der Einnahme-Situation haben einige Kreise 

gearbeitet; dazu wurden insbesondere die Gebühren für die Kreismusik-

schulen regelmäßig an die wirtschaftliche Entwicklung angepasst. Insge-

samt war der Erfolg dieser Maßnahmen für die Kreise zwar begrenzt, hat 

aber teilweise bewirkt, dass die Kulturausgaben stagnierten (Kreise Dith-

marschen, Rendsburg-Eckernförde, Segeberg und Steinburg).  

 

Anders war es bei den Kreisen Nordfriesland, Plön, Herzogtum Lauenburg 

und Schleswig-Flensburg. Hier sind die Ausgaben trotz verschiedener Ein-

sparbemühungen von Jahr zu Jahr weiter gestiegen (vgl. Tz. 9.3). 

 

Die nachhaltigsten Einsparbemühungen haben die Kreise erreicht, denen 

es gelungen ist, entweder Dritte für die dauerhafte Finanzierung einiger 

Kulturaufgaben zu gewinnen oder bislang eigene Kulturaufgaben gänzlich 

aufzugeben. Besondere Beispiele für die Beteiligung Dritter sind die Kreise 

Ostholstein und Stormarn. Hier hat sich die Kulturstiftung der Sparkassen 

an den Kulturaufgaben und -ausgaben beteiligt. Dadurch ist in beiden 

Kreisen nicht nur der Kreishaushalt entlastet, sondern zunächst auch der 

Trend zu jährlich steigenden Ausgaben durchbrochen worden. Die kultu-



72 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Kommunalbericht 2013 

 

rellen Angebote wurden weder vernachlässigt noch reduziert. Im Kreis 

Stormarn konnten die jährlichen Ausgaben sogar um die Hälfte verringert 

werden. Ähnlich war es im Kreis Pinneberg. Mit einem durchgreifenden 

Einsparprogramm konnten dort die Ausgaben ebenfalls etwa halbiert wer-

den. Dies war insbesondere durch Kündigung der Bücherei-Verträge und 

Streichen der Zuschüsse an den Büchereiverein möglich. Dabei ist zu be-

achten, dass die Kreise in der Metropolregion Hamburg oder im Nahbe-

reich von Kiel und Lübeck die kulturellen Angebote in den Zentren nutzen, 

sodass diese Kreise geringere Mittel für die Kulturförderung aufweisen 

müssen als die Kreise in den anderen Landesteilen.  

 

Ein besonderes Kostenproblem tritt bei den 5 Kreisen auf, die Träger des 

Landestheaters sind. Vor dem Hintergrund der Deckelung des Zuschuss-

betrags aus dem kommunalen Finanzausgleich ist 2010 eine Theaterstruk-

turkommission gebildet worden. Die Träger aller großen Theater sind be-

teiligt. Einem Wunsch des Landtags entsprechend sollte die Kommission 

über die Zukunftssicherung des Theaterangebots verhandeln, um die an-

gesichts der Haushaltslage von Land und Kommunen notwendigen Struk-

turveränderungen umzusetzen.1 Die Kommission kam zu keinem Ergeb-

nis. Im März 2013 hat nunmehr das Ministerium für Justiz, Kultur und 

Europa ein „Konzept zur Sicherung der öffentlichen Theater und des Thea-

terstandorts Schleswig“ vorgelegt. Unter dem Vorbehalt der Verhandlun-

gen zum kommunalen Finanzausgleich sieht es die erneute Dynamisie-

rung der Finanzausgleichsmittel in Höhe von 1,5 % jährlich ab 2014 bis 

zunächst 2018 vor. Dies soll mit zu verhandelnden kulturpolitischen Ziel-

setzungen verbunden werden, wie z. B. einer verstärkten Zielgruppenar-

beit, dem Ausbau von Kooperationen zwischen den öffentlichen Theatern 

und einer intensiveren Zusammenarbeit mit der privaten Theaterszene. 

Das Konzept soll im Rahmen der Beschlussfassung über den Haushalt 

2014 verabschiedet werden.  

 

9.2 Aufwand für die Organisation der Kulturarbeit ist unterschiedlich 

hoch 
 

In einigen Kreisen ist die schlanke Organisation der Kulturaufgaben positiv 

aufgefallen. So sind die Restaufgaben der früheren Kulturverwaltungen in 

den Kreisen Pinneberg, Plön, Rendsburg-Eckernförde, Segeberg, Stein-

burg und Stormarn der Schulverwaltung, in Dithmarschen der Stabsstelle 

Innerer Service und im Kreis Herzogtum Lauenburg dem Fachbereich 2 

(Jugend und Soziales) übertragen worden. Der Arbeitsaufwand für die 

Mitarbeiter ist gering. Soweit in diesen Kreisen Kultureinrichtungen vor-

handen sind, verwalten sie sich selbst und werden bei Querschnittsaufga-

ben von der Kreisverwaltung unterstützt. Zu dieser schlanken Aufgaben-

                                                      
1  Landtags-Drucksache 17/330. 
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wahrnehmung hat insbesondere die Budgetierung der Haushaltsmittel bei-

getragen. Die Einrichtungen werden damit in die Lage versetzt, ihre fachli-

chen Entscheidungen eigenverantwortlich zu treffen. 

 

Aufwendiger ist die Organisation der Kulturarbeit in den weiteren 3 Krei-

sen. Dort  gibt es neben den Kulturstiftungen noch je eine klassische Kul-

turverwaltung.  

 

In den Kreisen Ostholstein, Nordfriesland und Schleswig-Flensburg ist ein 

Gesamtüberblick über die Finanzmittel schwierig, weil sie teilweise in den 

Haushalten der kreiseigenen Kulturstiftungen, teilweise in den Kreishaus-

halten ausgewiesen werden. Die für die Verwendung öffentlicher Mittel 

gebotene Transparenz liegt hier nur bedingt vor. 

 

9.3 Ausgaben sind in einigen Kreisen deutlich gestiegen 
 

In den Kreisen Nordfriesland, Plön, Herzogtum Lauenburg und Schleswig-

Flensburg steigen die Ausgaben für die Kulturförderung von Jahr zu Jahr. 

Ausnahmen bilden einzelne Jahre, in denen z. B. ein nicht vorhersehbarer 

hoher Publikumszuspruch die Veranstaltungseinnahmen deutlich steigen 

ließ. 
 

Zuschussbedarfe der Kulturhaushalte  
nach den Rechnungsergebnissen in  Mio. € 

Kreis NF PLÖ RZ SL 

2005 1,53 1,14 1,19 1,54 

2008 1,62 1,22 1,31 1,69 

2009 1,88  1,40  

2010 1,78    
 

Gründe dafür sind die steigenden Personal- und laufenden Gebäudekos-

ten in den vorgehaltenen kreiseigenen Einrichtungen. Dies führt dazu, 

dass ein immer größerer Anteil der Kulturförderung in Institutionen und 

Häuser fließt. Der Anstieg der Personal- und Gebäudekosten kann von 

den eigenen Kultureinrichtungen zudem nicht in ausreichendem Maß 

durch regelmäßige Einsparungen bzw. Gebührenerhöhungen aufgefangen 

werden.  

 

Diese Entwicklung hat unmittelbare finanzwirtschaftliche Auswirkungen auf 

die Kulturarbeit eines Kreises. Da die kommunalen Mittel für die Kulturför-

derung begrenzt sind, geht in der Regel mit jedem Anstieg der Förderung 

an Einzelinstitutionen (Museum, Musikschule) die Verfügungsmasse für 

nicht an Institutionen gebundene Aktivitäten und freie Kulturprojekte weiter 

zurück oder stagniert. 
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Das Problem wird verschärft durch sinkende Besucherzahlen. Abgesehen 

von besonderen Veranstaltungen oder Aktivitäten einzelner Einrichtungen 

sind sie in einer Reihe von öffentlich getragenen Kultureinrichtungen der 

Kreise rückläufig oder stagnieren. Einnahmen zu steigern ist im Verhältnis 

zum Anstieg der Ausgaben nur begrenzt möglich. Damit verschlechtert 

sich das Einnahmen-/Ausgabenverhältnis immer weiter. 
 

Bei Entscheidungen, in welchem Umfang Kultur nach Auswertung des ge-

samten Kulturangebots gefördert werden soll, sind zu berücksichtigen: 

 die gesellschaftliche Bedeutung der Einrichtungen, 

 deren Auslastung sowie 

 deren Möglichkeiten, die Auslastung, z. B. durch besondere Veranstal-

tungen und die Einnahmen z. B. durch geänderte Preisgestaltung zu 

verbessern. 

 

9.4 Nachahmenswerte Beispiele aus den Kreisen, denen man folgen sollte  
 

Um die Kreishaushalte zu konsolidieren, bemühen sich viele Kreise auch 

im Kulturbudget einzusparen. Die Prüfung hat nachahmenswerte Beispiele 

für einen sparsamen und wirtschaftlichen Umgang mit öffentlichen  

Finanzmitteln gezeigt, die über die konventionellen Einsparungen wie pau-

schale Mittelreduzierungen, Erhöhung von Gebühren oder Einstellung von 

Leistungen hinausgehen:  

 Dritte an der Kulturförderung beteiligen: Den Kreisen Ostholstein 

und Stormarn ist es gelungen, Dritte für die dauerhafte Finanzierung 

einiger Kulturaufgaben zu gewinnen. Mit der Beteiligung der Sparkas-

sen-Kulturstiftungen an den Kulturaufgaben und -ausgaben konnte in 

beiden Kreisen der Kreishaushalt entlastet werden. So beteiligt sich die 

Sparkassen-Kulturstiftung Ostholstein z. B. an der Finanzierung der  

Eutiner Landesbibliothek und fördert Musikveranstaltungen im Kreis 

oder besondere Ausstellungen im Ostholstein-Museum. Die Sparkas-

sen-Kulturstiftung Stormarn fördert kulturelle Projekte im Kreisgebiet  

und Maßnahmen der Heimatpflege und -kunde. Das Sponsoring von öf-

fentlichen Kulturaktivitäten ist nachahmenswert. 

 Interkommunale Zusammenarbeit intensivieren: Einige Kreise ar-

beiten gemeinsam mit den kreisangehörigen Gemeinden und Städten 

an den Aufgaben nach dem Landesarchivgesetz1. So hat z. B. der 

Kreis Schleswig-Flensburg ein Gemeinschaftsarchiv mit der Stadt 

Schleswig angelegt. Für eine Kostenbeteiligung betreut und berät es 

auch die kommunalen Archive im kreisangehörigen Bereich. Das 

Kreisarchiv Steinburg wird ebenfalls als Gemeinschaftsarchiv mit der 

Stadt Itzehoe betrieben. Der Kreis Dithmarschen, die Stadt Meldorf und 

                                                      
1  Gesetz über die Sicherung und Nutzung öffentlichen Archivgutes in Schleswig-Holstein 

(Landesarchivgesetz - LArchG) vom 11.08.1992, GVOBl. Schl.-H. S. 444, zuletzt geän-
dert durch Artikel 44 des Gesetzes vom 08.09.2010, GVOBl. Schl.-H. S. 575. 
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das damalige Amt Meldorf-Land haben ein gemeinsames Archiv einge-

richtet.  

In diesen Kreisen sind Synergien entstanden, die ein qualitativ hoch-

wertiges Dienstleistungsangebot sichern und wirtschaftliche Vorteile für 

alle Beteiligten bei den Sach- und Personalausgaben ermöglichen. Die 

Ausgaben fallen gegenüber der Führung mehrerer Einzelarchive ge-

ringer aus. Sie werden von allen Trägern nach einem vereinbarten 

Schlüssel getragen.   
 

In Schleswig-Holstein gibt es 118 selbstständige Kommunalarchive 

(Stand 20101), davon führen 13 Archive ihre Aufgaben als Archivge-

meinschaft bzw. als Gemeinschaftsarchiv, die 16 weitere kommunale 

Körperschaften versorgen. Die hohe Zahl der Kleinstarchive sollte ver-

ringert werden. Sie sollten in Archivangelegenheiten zusammenarbei-

ten. Größere Einheiten arbeiten erfahrungsgemäß wirtschaftlicher und 

können eine qualifizierte Dienstleistung anbieten. 

 Kommunale Einrichtungen in private Trägerschaft überführen: In 

Einzelfällen betreiben Kreise ihre Einrichtungen wie Museen oder die 

Kreismusikschule nicht mehr selbst. Sie haben sie in die Trägerschaft 

z. B. eines privaten Vereins oder einer Stiftung überführt. Dadurch kön-

nen sich die Sach- und Personalkosten verringern. Dazu 2 Beispiele:  

Der Kreis Ostholstein hat seine Kultureinrichtungen in die kreiseigene 

„Stiftung zur Förderung der Kultur und Erwachsenenbildung in Osthol-

stein“ eingebracht, um die Kulturarbeit zu konzentrieren und Sponso-

ring zu ermöglichen. Als Nebenfolge gilt für neu eingestellte Beschäftig-

te dort nicht mehr der kommunale Tarif, sondern ein hauseigener 

Stiftungstarif.   

Der Kreis Herzogtum Lauenburg hat seine Musikschule in die Rechts-

form einer GmbH überführt. Damit wurde es dem Kreis möglich, bei 

Neueinstellungen vorrangig Honorarverträge abzuschließen. In der 

Folge werden die Personalausgaben von den Gebühreneinnahmen 

nahezu gedeckt. Dadurch belastet die Musikschule den Kreishaushalt 

nur noch gering. 
 

9.5 Kulturentwicklung ist zu planen  
 

Etliche Kreise haben keine  ausreichende Kenntnis über die im kommuna-

len Bereich vorliegenden Kulturaktivitäten, deren Inanspruchnahme und 

die Ziele dieser Kulturarbeit.  
 

So ist es bemerkenswert, dass es in nahezu allen Kreisen regelmäßige  

öffentliche Kulturveranstaltungen gibt, die von kulturinteressierten Einwoh-

nern, den Kirchen, den Gemeinden oder sonstigen privaten Kulturinitia-

                                                      
1  Die Gemeinde SH 9/2010, S. 220 ff. 
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tiven organisiert werden. Das Spektrum reicht von Theaterfestivals und 

Konzertreihen klassischer Musik über Ausstellungen bildender Künstler, 

volkstümliche Musikveranstaltungen und Jugendangebote bis zur Führung 

von Heimatmuseen durch private Initiativen. Insgesamt gibt es in allen 

Kreisen in sehr vielen Gemeinden ein breit gefächertes Kulturangebot.  

Eine Bestandsaufnahme darüber und deren Auswertung müssen ent-

scheidend dafür sein, ob und wie umfangreich sich ein Kreis selbst noch in 

der Kulturförderung engagieren sollte. Ein Kulturentwicklungsplan kann 

dazu beitragen. Sinn und Zweck liegen darin, die bereits vorhandenen  

Angebote strukturiert darzustellen, Weiterentwicklungen zu bedenken, Kul-

turschaffenden eine Planungssicherheit zu geben, die freie Kulturarbeit zu 

fördern und auf zurückgehende Einwohnerzahlen zu reagieren bzw. Ein-

richtungen neu aufzustellen. Die in diesem Zusammenhang geäußerte Kri-

tik, es würde Verwaltungsaufwand produziert werden, hält der LRH nicht 

für durchschlagend. Die Kulturförderung würde im Hinblick auf die Ziele 

und die Nachfrage auch in ihrer Wirtschaftlichkeit verbessert werden. Der 

von den Kreisen behauptete Mehraufwand würde sich in Grenzen halten, 

denn dem Verwaltungsaufwand stünden Einsparungen gegenüber. 
 

Die Kreise sind verpflichtet, die Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen 

der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu führen. Deshalb sollten alle 

Kreise als Grundlage für die Kulturarbeit und -förderung einen Kulturent-

wicklungsplan aufstellen. 
 

9.6 Stellungnahmen 
 

Der Landkreistag plädiert dafür, die Kulturförderung im ländlichen Raum 

nicht nur rein finanziell zu bewerten. So sollten das Aufrechterhalten eines 

kulturellen Mindestangebots und damit auch das Vorhalten von kultureller 

Infrastruktur auch im Rahmen von Haushaltskonsolidierungen einer be-

sonderen Betrachtung vorbehalten werden.  

Die vom LRH getroffene Aussage, wonach die Ausgaben für die Kulturför-

derung in einigen Kreisen deutlich gestiegen sind, wird vom Landkreistag 

zum Teil zurückgewiesen bzw. als höchst bedingt nachvollziehbar kritisiert.  
 

Dies weist der LRH zurück, denn die beschriebene Ausgabenentwicklung 

ist aus den vorliegenden Rechnungsergebnissen der Kreise analysiert 

worden. Aber der Landkreistag zeigt auch positive Entwicklungen auf, mit 

denen die Kreise nach Abschluss der Prüfung auch aus dem Kulturhaus-

halt einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung realisieren konnten, wie 

z. B. eine Reduzierung der Kreisausgaben in Schleswig-Flensburg um 

315 T€ oder in Steinburg die Ausgliederung von Kulturausgaben auf eine 

neu errichtete Stiftung. Mit diesen Maßnahmen wird die Ansicht des LRH 

bestätigt, wonach die Ausgaben insbesondere im Bereich der freiwilligen 

Aufgaben in Zeiten der Haushaltskonsolidierung neu justiert werden kön-

nen.  
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10. Kommunale Musikschulen - Kostendeckungsgrad  
beachten 

 

Die 7 Kreismusikschulen sind auf erhebliche Zuschüsse aus den 

Kreishaushalten angewiesen. Die Höhe ist allerdings stark un-

terschiedlich. Sie lag 2008 zwischen 121 und 339 € je Schüler. 

 

Einige Musikschulen decken mit den Gebühren 90 % der Ausga-

ben für das pädagogische Personal. Bei diesen Kreismusikschu-

len liegt der jährliche Zuschuss des Kreises zwischen 121 und 

159 € je Schüler. Die anderen Musikschulen benötigen zur Kos-

tendeckung eine Förderung von 192 bis 339 € je Schüler. Auch 

diese Musikschulen sollten eine 90%ige Kostendeckung der 

Ausgaben für das pädagogische Personal anstreben. 

 

Erreichbar ist dies durch höhere Gebühren, niedrigere Personal-

kosten z. B. durch den Einsatz von Honorarkräften und eine be-

darfsgerechte Veränderung des Verhältnisses von Einzel- und 

Gruppenunterricht.  

 

10.1 Musikschulen als Kultur- und Bildungsangebot der Kreise 

 

Musikschulen sind von den Kreisen Herzogtum Lauenburg, Ostholstein, 

Nordfriesland, Plön, Rendsburg-Eckernförde, Segeberg und Schleswig-

Flensburg eingerichtet worden. Sie werden in unterschiedlicher Rechts-

form geführt: 

 als Stiftung: Musikschulen Ostholstein, Nordfriesland und Schleswig-

Flensburg, 

 als Verein: Musikschulen Rendsburg-Eckernförde und Segeberg, 

 als GmbH: Musikschule Herzogtum Lauenburg, 

 als kostenrechnende Einrichtung innerhalb der Kreisverwaltung: Musik-

schule Plön. 

 

Alle Musikschulen bieten ein umfangreiches Lehrprogramm für nahezu alle 

gängigen Musikinstrumente. Der Kundenkreis erstreckt sich von Kindern 

im Kindergartenalter über Jugendliche bis zu Erwachsenen. Alle Musik-

schulen kooperieren in vielfältigen Ausgestaltungsformen insbesondere 

mit Schulen und Kindertagesstätten, oft auch mit Behinderteneinrichtun-

gen und Volkshochschulen. 

 

Musikschulen zu unterhalten zählt nicht zu den kommunalen Pflichtauf-

gaben. Vielmehr stellen die Musikschulen ein freiwilliges, zusätzliches  

Angebot der Kreise dar. Die Kreise müssen sich deshalb fragen, ob die 

Leistungsfähigkeit ihrer Haushalte ausreicht, dieses Angebot aufrechtzu-
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erhalten, und ggf. zu welchen Bedingungen dies möglich ist. Dabei sind 

die Grundsätze der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung zu 

beachten (§ 75 Abs. 2 GO).  

 

10.2 Stark unterschiedliche Kreiszuschüsse für Musikschulen 

 

Die Musikschulen sind auf erhebliche Zuschüsse aus den Kreishaushalten 

angewiesen, weil die Gebühren bzw. Unterrichtsentgelte die Kosten nicht 

vollständig decken. Die Zuschüsse reichten beispielsweise 2008 von 

190 T€ bis 480 T€; sie stellen sich bei einem längerfristigen Vergleich als 

relativ stabil dar und unterliegen nur geringen Veränderungen.  

 

Ein Vergleich auf der Basis der absoluten Zahlen wäre allein nicht aussa-

gekräftig. Deshalb sind die Kreiszuschüsse auf die Zahl der Musikschüler 

umgerechnet worden.  

 

Kreiszuschüsse 2008 für Musikschulen 

Kreis RZ RD NF OH SL SE PLÖ 

Kreiszuschuss  
absolut - T€ - 

207,0 190,3 320,8 298,3 368,2 479,9 470,5 

Kreiszuschuss 
je Schüler - € - 

121 137 159 192 197 211 339 

Rangfolge 1 2 3 4 5 6 7 

 

Die schülerbezogenen Werte der Kreiszuschüsse zeigen 3 Gruppen: 

 Den niedrigsten Wert hat Herzogtum Lauenburg mit 121 € je Schüler; 

auch Rendsburg-Eckernförde mit 137 € und Nordfriesland mit 159 € 

haben günstige Werte; 

 die Zuschüsse in Ostholstein, Schleswig-Flensburg und Segeberg lie-

gen mit bis zu 211 € je Schüler deutlich höher; 

 der Kreis Plön bezuschusst die Musikschule mit weit mehr als 300 € je 

Schüler. 

 

Um die Ursachen für die starken Unterschiede zwischen den Kreisen zu 

erkennen, hat der LRH die Ausgaben für das pädagogische Personal und 

die Gebühreneinnahmen sowie den Personalbestand und die Organisation 

des Musikschulunterrichts untersucht. 

 

10.3 Ausgaben für das pädagogische Personal und Gebühreneinnahmen 

 

Die Ausgaben für das pädagogische Personal der Kreismusikschulen la-

gen 2008 zwischen 737 T€ (Ostholstein) und 1.166 T€ (Segeberg); die 

Gebühreneinnahmen zwischen 485 T€ (Ostholstein) und 892 T€ (Herzog-

tum Lauenburg). Um diese Ausgaben und die Einnahmen vergleichbar zu 
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machen, sind die Zahlen schülerbezogenen berechnet und gegenüberge-

stellt worden: 

 
Ausgaben für das pädagogische Personal  

und Gebühreneinnahmen 2008 - in € - 

Kreis RD RZ NF SL SE OH PLÖ 

Ausgaben für das päda-
gogische Personal je 
Schüler 

547 564 524 580 512 473 644 

Gebühreneinnahmen  
je Schüler 

521 523 436 398 351 311 423 

Differenz der Ausgaben 
für das pädagogische 
Personal zu den Gebüh-
ren je Schüler 

-26 -41 -88 -182 -161 -162 -221 

Deckung der Ausgaben 
für das pädagogische 
Personal durch Gebühren 
 - % - 

95 93 83 69 69 66 66 

 

Die niedrigsten Ausgaben je Schüler für das pädagogische Personal hat 

die Musikschule Ostholstein. Diese unterliegt aufgrund ihrer Rechtsform 

nicht dem kommunalen Tarifvertrag, sondern einem im Vergleich zum Ta-

rifvertrag für den Öffentlichen Dienst (TVöD) etwas abgesenkten Stiftungs-

tarif. 

Im Mittelfeld liegen die Musikschulen Segeberg, Nordfriesland, Herzogtum 

Lauenburg und Rendsburg-Eckernförde.  

Im oberen Feld liegen die Musikschulen Schleswig-Flensburg und Plön. 

 

Auch die durchschnittliche Höhe der Gebühren je Schüler fällt sehr unter-

schiedlich aus. Die höchsten Gebühren verzeichnen die Musikschulen 

Herzogtum Lauenburg und Rendsburg-Eckernförde; im Mittelfeld liegen 

Nordfriesland und Plön. Den geringsten durchschnittlichen Erlös verzeich-

nen die Musikschulen Ostholstein, Segeberg und Schleswig-Flensburg.  

 

Aus der Differenz der Ausgaben für das pädagogische Personal zu den 

Gebühreneinnahmen ergibt sich der durch die Gebühren nicht gedeckte 

Anteil der Personalausgaben.  

 

Die Tabelle zeigt, dass die Ausgaben für das pädagogische Personal al-

leine ebenso wenig die Grundlage für niedrige oder hohe Kreiszuschüsse 

sind wie die Gebühreneinnahmen. Weder bedingen hohe Personalausga-

ben zwangsläufig hohe Kreiszuschüsse, noch führen niedrige Gebühren 

automatisch zu hohen Kreiszuschüssen. Erst die Differenz beider Faktoren 

zeigt die nicht gedeckten Personalausgaben und hat Auswirkungen auf die 

Höhe der aus dem Kreishaushalt erforderlichen Zuschüsse. 
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Insbesondere das Beispiel der Musikschule des Kreises Herzogtum 

Lauenburg zeigt, dass vergleichsweise hohe Ausgaben für das pädagogi-

sche Personal offenbar durch entsprechend hohe Gebühren weitgehend 

kompensiert werden können. Und zwar ohne dass die Zahl der musika-

lisch betreuten Schüler drastische Einbrüche verzeichnet (vgl. Tz. 10.4, 

Tabelle Organisation und Nachfrage des Unterrichtsangebots). 

 

Dass insbesondere die Gebührenhöhe gestaltbar ist, zeigt der Vergleich 

der Gebührensätze für die Angebote der 7 Musikschulen. 

 
Kreismusikschulen: Vergleich von Gebührentatbeständen  

- Beispiele aus den Gebührensatzungen/Entgeltordnungen/2011 - 
 - € pro Monat - 

Kreis OH NF PLÖ RD RZ SE SL 

1. Kinder und Jugendliche 

Musikalische 
Früherziehung 

19,00 
24,00 bis

43,00 
12,00 33,00 31,50 19,00 23,00 

Musikalische 
Grundausbildung 

19,00 40,00 10,00 33,00 31,50 19,00 23,00 

Einzelunterricht 90,00 110,00 96,00 88,00 102,30 86,00 91,00 

Zweiergruppe 46,00 67,00 43,20 55,00 56,80 50,00 50,00 

Gruppe 4 Teil-
nehmer 

38,00 40,00 35,40 34,00 30,80 40,00 42,00 

2. Erwachsene 

Gruppenunterricht 52,00 45,00 35,40 53,00 30,80 55,00 47,00 

Zweiergruppe 66,00 83,00 43,20 64,50 56,80 68,00 68,00 

Einzelunterricht 135,00 146,00 96,00 102,50 102,30 145,00 106,00 

3. Sonstige Gebühren 

Aufnahmeentgelt 8,00 8,00 8,00 - 7,70 - 15,00 

Außerordentliche 
Kündigung 

 
- 

 
- 

 
- 

 
- 

 
15,30

 
- 

 
- 

 

Im Ergebnis hat die Kreisprüfung gezeigt, dass Musikschulen einen hohen 

Deckungsgrad der Ausgaben für das pädagogische Personal erreichen 

können. Maßgeblich hierfür sind angemessen hohe Gebühren oder niedri-

ge Personalausgaben.   

 

10.4 Personaleinsatz und Organisation des Unterrichts effizient gestalten 

 

Das pädagogische Personal in den Musikschulen wird teilweise hauptamt-

lich beschäftigt, teilweise nebenamtlich (Honorarkräfte). Dabei fallen die 

Anteile zwischen den Musikschulen sehr unterschiedlich aus.  
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Personalbestand 2008 

Kreis RZ RD NF OH SL SE PLÖ 

Pädagogisches  
Personal gesamt (Voll-
zeitkräfte) 

24,05 n.n.* 23,4 19,24 23,4 27,79 22,51 

Anteil hauptamtlicher 
Kräfte am pädagogi-
schen Lehrkörper - % - 

30 4 64 100 71 60 51 

Anteil Honorarkräfte am 
pädagogischen Lehr-
körper - % - 

70 96 36 0 29 40 49 

* Eine Umrechnung in Vollzeitkräfte war nicht möglich. 

 

Ausschließlich oder überwiegend hauptamtliches Personal beschäftigen  

die Musikschulen Nordfriesland, Ostholstein, Schleswig-Flensburg, Plön 

und Segeberg auf.  

 

Auch wenn das Verhältnis von hauptamtlichen Kräften zu Honorarkräften 

teils historisch gewachsen ist, empfiehlt der LRH, soweit möglich mit  

einem hohen Anteil an Honorarkräften zu arbeiten. Hierdurch kann flexib-

ler auf Nachfrageänderung reagiert werden. Im Durchschnitt betragen die 

Personalausgaben je Unterrichtsstunde 

 für eine Honorarkraft 22 €,  

 für eine hauptamtliche Kraft 38 bis 43 € (Entgeltgruppe E 8/E 9 TVöD).  

 

Ebenfalls Unterschiede zwischen den Musikschulen gibt es bei der Ange-

botsstruktur, insbesondere beim Verhältnis von Gruppen- zu Einzelunter-

richt. 

 

Organisation und Nachfrage des Unterrichtsangebots (2008) 

Kreis SE SL OH RZ PLÖ RD NF 

Zahl Schüler 
gesamt 

2.276 1.867 1.557 1.707 1.389 1.386 2.021 

Quote Gruppen-
unterricht  - % - 

92 74 69 61 58 41 36  

Quote Schüler  
je 1.000 Ew 

8,8 9,4 7,6 9,1 10,3 5,1 12,1 

 

Die Musikschulen Segeberg, Schleswig-Flensburg, Ostholstein, Herzog-

tum Lauenburg und Plön führen überwiegend Gruppenunterricht durch. 

Die Musikschule Rendsburg-Eckernförde hingegen bietet überwiegend 

Einzelunterricht an. Eine besondere Situation ist in der Musikschule Nord-

friesland zu verzeichnen; hier wird zwar Gruppenunterricht angeboten,  

allerdings ist die Nachfrage nach Einzelunterricht sehr stark gestiegen. 
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Auch hier zeigen sich Anpassungsmöglichkeiten beim Angebot. Sofern  

eine entsprechende Nachfrage existiert, spricht für den Gruppenunterricht, 

dass auf diesem Weg mehr Schülerinnen und Schüler erreicht werden 

können. Des Weiteren werden mit Gruppenunterricht höhere Einnahmen 

erzielt als mit Einzelunterricht. Dies verbessert den Kostendeckungsgrad. 

So betragen die Erlöse beispielsweise für Kinder und Jugendliche in der 

Musikschule Nordfriesland 

 im Gruppenunterricht, 4er-Gruppe: 4 Schüler à   40 €  = 160 €/Monat, 

 im Gruppenunterricht, 2er-Gruppe: 2 Schüler à   67 €  = 136 €/Monat, 

 im Einzelunterricht:  1 Schüler à 110 €  = 110 €/Monat. 

 

10.5 Vorschläge für eine wirtschaftliche Führung der Musikschulen 

 

Die Differenz zwischen den Ausgaben für das pädagogische Personal und 

den Gebühreneinnahmen je Schüler ist maßgeblich für die Höhe des 

Kreiszuschusses. Die Kreise, die höhere Gebühren von den Nutzern ver-

langen, konnten ihren Zuschuss begrenzen. Welche finanziellen Auswir-

kungen ein geringerer Zuschussbedarf haben kann, zeigt das Beispiel der 

Musikschule Herzogtum Lauenburg. Bei einem vergleichbar niedrigen  

Zuschuss je Schüler würden die Kreiszuschüsse z. B. der Kreise Plön um 

300 T€, Schleswig-Flensburg um 140 T€ und Segeberg um 200 T€ gerin-

ger ausfallen. 

 

Zugleich sind die Kreise nicht nur für die Einnahmeseite, sondern auch für 

die Ausgaben verantwortlich. Das Beispiel der Musikschule Ostholstein 

zeigt, dass  Musikunterricht auch mit geringeren Personalausgaben mög-

lich ist. Allerdings deckt diese Musikschule noch nicht 90 % der Ausgaben 

für das pädagogische Personal durch Gebühreneinnahmen. Um eine sol-

che Kostendeckung zu erreichen, würde diese Musikschule lediglich 

durchschnittliche Einnahmen von 426 € je Schüler benötigen. Ein Wert, 

der angesichts der Gebühreneinnahmen anderer Musikschulen durchaus 

erreichbar erscheint.  

 

Alle Musikschulen sollten anstreben, die Ausgaben für die pädagogischen 

Mitarbeiter zu 90 % durch ihre Gebühreneinnahmen zu decken. Um dies 

zu erreichen, bieten sich folgende Maßnahmen an: 

 Gebühren bzw. Nutzungsentgelte erhöhen, orientiert an den Beispielen 

Herzogtum Lauenburg und Rendsburg-Eckernförde, 

 Gebühren bzw. Nutzungsentgelte regelmäßig an die wirtschaftlichen 

Veränderungen anpassen,  

 soweit möglich freiwerdende hauptamtliche Lehrerstellen durch Hono-

rarkräfte besetzen, 

 bedarfsorientiert Gruppenunterricht anbieten, 
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 Kooperationen mit Schulen, Volkshochschulen und Senioreneinrichtun-

gen ausbauen,  

 Förderverein einrichten. 

 

Damit macht eine Musikschule deutlich, dass sie neben der pädagogi-

schen Arbeit auch der wirtschaftlichen Unterrichtsgestaltung einen hohen 

Wert einräumt. Dies erhöht die Bereitschaft der Kreise, ihre Musikschulen 

auch künftig finanziell zu fördern.  

 

10.6 Stellungnahmen 

 

Der Landkreistag teilt mit, dass die kommunalen Musikschulen bereits 

aufgrund des Kommunalberichts 2008 die Vorschläge für eine wirtschaftli-

che Führung umsetzen. Dies sind insbesondere regelmäßige Gebühren-

anpassungen und das schrittweise Ersetzen hauptamtlicher Musikschul-

lehrer durch Honorarkräfte. Der Landkreistag wendet ein, dass es sich bei 

den vom LRH erhobenen Daten um eine stichtagsbezogene, nur 2008 er-

fassende und damit punktuelle rein wirtschaftliche Betrachtung der Musik-

schulen handele. Im Übrigen verweist er auf das aktuelle Ergebnis des 

Vergleichsrings „Musikschulen Schleswig-Holstein“ der Kommunalen Ge-

meinschaftsstelle (KGSt). 

 

Der LRH begrüßt die Bemühungen der Musikschulen, die Wirtschaftlich-

keit des Unterrichts weiter zu verbessern. Dennoch hat die vergleichende 

Prüfung aufgezeigt, dass es weiteren Handlungsbedarf auf verschiedenen 

Feldern gibt, wie z. B. neue Kundengruppen zu erschließen, für Gruppen-

unterricht gezielt zu werben, die Höhe der Vergünstigungen an echte Not-

wendigkeiten anzupassen und den Anteil von Honorarkräften zu erhöhen.  

Der LRH weist zugleich den Einwand der stichtagsbezogenen Betrachtung 

zurück. Wie bereits unter Tz. 10.2 angeführt, unterlagen die Daten im 

mehrjährigen Vergleich nur geringen Schwankungen. Deshalb sind die auf 

den Daten des Jahres 2008 basierenden Kennzahlen für die Vorschläge 

und Bewertungen repräsentativ und aussagekräftig. 

Dass die vom LRH errechneten Kennzahlen durchaus belastbar sind, zeigt 

auch das oben erwähnte Ergebnis der KGSt; es kommt zu ähnlichen Kos-

tendeckungsgraden wie der LRH.  
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11. Untere Bauaufsicht - höherer Kostendeckungsgrad möglich 
 

Die Bauaufsichten arbeiten nicht kostendeckend. Der ermittelte 

Zuschussbedarf pro eingegangenen Antrag lag zwischen 17 € 

und 135 €. Nur der Kreis Nordfriesland wies einen Überschuss 

von 25 € je Antrag aus. Die Kreise sollten sich bemühen, den 

Kostendeckungsgrad zu erhöhen. 

 

Die unterschiedlichen Ergebnisse wurden im Wesentlichen 

durch die Zahl der Stellen, die Effizienz des Personals und die 

Einnahmen beeinflusst. Die Kreise sollten die Geschäftsprozes-

se weiter optimieren und die Effizienz des Personals prüfen. 

 

11.1 Einheitliche Vergleichsbasis - zum Thema „Äpfel und Birnen“ 

 

Kerngeschäft der unteren Bauaufsicht sind die nach der Landesbauord-

nung für das Land Schleswig-Holstein (LBO)1 vorgesehenen Bauantrags-

verfahren, Genehmigungsfreistellungsverfahren und Bauvoranfragen. Da-

neben werden in den Bauaufsichten eine Vielzahl weiterer Aufgaben und 

Dienstleistungen erledigt, wie z. B. Widerspruchs - und Klageverfahren, 

Abgabe von baufachlichen Stellungnahmen oder das Führen des Baulas-

tenverzeichnisses. 

 

Für den Kreisvergleich wurde eine einheitliche Vergleichsbasis erarbeitet 

und für die weiteren Auswertungen (Personalstellen, Zuschussbedarfe 

etc.) und Kennzahlenvergleiche zugrunde gelegt. Dadurch wurden die Be-

fürchtungen einiger Bauaufsichten minimiert, „Äpfel“ mit „Birnen“ zu ver-

gleichen. Die Grundlagen wurden mit den Bauaufsichten abgestimmt. Die 

ermittelten Kennzahlen basieren auf deren Angaben. 

 

Da die Qualität der Dienstleistungen schwer messbar ist, wurden nur die 

Bearbeitungszeiten und die eingegangenen Widersprüche näher betrach-

tet. Die Leistungen der Bauaufsichten wurden somit vorrangig quantitativ 

geprüft. 

  

Die Auswertungen wurden auf die Antragseingänge des weit überwiegen-

den Kerngeschäfts als Vergleichsgröße beschränkt. Dies lag daran, dass 

die jeweilige Summe der weiteren Verfahren in einem annähernd identi-

schen Verhältnis zu der Summe der gewichteten Antragseingänge stand. 

Insofern konnten sie bei den Auswertungen vernachlässigt werden. 

 

                                                      
1  Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22.01.2009, GVOBl. 

Schl.-H. S. 6, zuletzt geändert am 17.01.2011, GVOBl. Schl.-H. S. 3. 



85 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Kommunalbericht 2013 

 

11.2 Finanzbedarf - Überschüsse sind möglich 

 

Ausgehend von der einheitlichen Vergleichsbasis hatten die Bauaufsichten 

einen unterschiedlich hohen Finanzbedarf. Da die Ausgaben regelmäßig 

höher ausfielen als die Einnahmen, ergab sich ein Zuschussbedarf, der 

aus allgemeinen Deckungsmitteln des Kreishaushalts auszugleichen war. 

Lediglich dem Kreis Nordfriesland gelang es, höhere Einnahmen als Aus-

gaben zu generieren. Dieser Kreis wies durchgängig einen Überschuss 

aus, der dem allgemeinen Haushalt zugutekam. 

 
Ø - Aufkommen (Rechnungsergebnisse) 

in den Jahren 2005 bis 2008 - T€ - 

 HEI IZ NF OD OH PI PLÖ RD RZ SE SL 

Einnahmen 
insgesamt 

507 412 1.397 1.135 868 881 514 1.032 752 857 1.097 

Ausgaben  
insgesamt 

845 755 1.193 1.249 1.627 1.513 1.028 1.529 1.094 1.508 1.222 

Ergebnis  

Zuschussbedarf (-) 
Überschuss (+)

-338 -343 204 -114 -758 -632 -514 -497 -342 -651 -125 

Ø Ergebnis pro  
Antragseingang*  

in € 

 
-106 -102 25 -26 -99 -102 -135 -64 -57

 
-118 

 
-17 

Nachrichtlich: 
Ø Personalaus- 
gaben pro  
Antragseingang*  

in € 

 

 
249 216 143 283 197 235 263 190 177

 

 
265 

 

 
158 

Die Zahlen sind gerundet. 
* Gewichtete Antragseingänge (vgl. Tz. 11.3). 

 

Die Zuschussbedarfe variierten zwischen 17 € pro Antragseingang beim 

Kreis Schleswig-Flensburg und 135 € beim Kreis Plön. Der Kreis Nord-

friesland erzielte pro Antragseingang einen Überschuss von 25 €. Der 

durchschnittliche Zuschussbedarf aller Kreise von 2005 bis 2008 betrug 

65 € pro Antragseingang. 

 

Die Personalausgaben beliefen sich von 143 € pro Antragseingang beim 

Kreis Nordfriesland bis auf 283 € beim Kreis Stormarn. Für alle Kreise 

ergaben sich durchschnittliche Personalausgaben von 206 € pro Antrags-

eingang. 

 

Der Kreis Schleswig-Flensburg hatte bei den Personalausgaben den 

zweitgeringsten Wert und gleichzeitig mit 17 € pro Antragseingang auch 

den geringsten Zuschussbedarf. Dem Kreis Stormarn gelang es dagegen 

mit den höchsten Personalausgaben, den zweitgeringsten Zuschussbedarf 

mit 26 € pro Antragseingang zu erzielen. Die überdurchschnittlich hohen 

Personalausgaben wurden durch überdurchschnittlich hohe Gebührenein-

nahmen gedeckt.  
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Die Einnahmenseite können die Bauaufsichten nur sehr begrenzt beein-

flussen. Die festzusetzenden Baugebühren werden durch die Baugebüh-

renverordnung weitgehend vorgegeben. Auf die Zahl und Verfahrensart 

der Anträge haben sie ebenfalls keinen Einfluss. Insofern ist zur Überprü-

fung der Wirtschaftlichkeit der Bauaufsichten die Ausgabenstruktur zu ana-

lysieren. 

 

Die zum Teil erheblichen Unterschiede der Finanzbedarfe der Bauaufsich-

ten wurden zum Anlass genommen, die Entwicklung des Arbeitsvolumens 

und des Personals näher zu betrachten. 

 

11.3 Rückläufiges Antragsvolumen 

 

Die Bearbeitung der einzelnen Verfahren (Kerngeschäft) ist unterschied-

lich arbeitsintensiv. Das schlägt sich in der unterschiedlichen Höhe der 

Genehmigungsgebühren nieder. Der undifferenzierte Vergleich aller Ver-

fahrensarten wäre daher unzureichend. Deshalb wurden für die Prüfung 

die Verfahrensarten anhand des Schwierigkeitsgrades und des Bearbei-

tungsaufwands gewichtet. Für Genehmigungsfreistellungsverfahren wurde 

der Faktor 1, für Vorbescheide und vereinfachte Baugenehmigungsverfah-

ren der Faktor 3 und für Regelverfahren der Faktor 5 berücksichtigt. 

 

Antragseingänge insgesamt (gewichtete Zahlen) 

Kreis 2005 2006 2007 2008 2009 2010 Veränderung in % 

2005/2008 2005/2009 2005/2010 

HEI 3.503 3.118 2.978 3.122 3.377 3.405 -10,88  -3,60  -2,80 

IZ 3.663 3.650 3.146 2.999 2.676 2.562 -18,13  -26,95  -30,06 

NF 8.701 7.814 8.097 7.593 7.027 7.419 -12,73  -19,24  -14,73 

OD 5.262 4.051 3.937 4.418 4.071 -21,17  -22,63   

OH 8.926 7.074 7.347 7.446 -16,58    

PI 7.211 5.965 6.137 5.515 5.361 -23,52  -25,66   

PLÖ 4.734 3.825 3.265 3.425 -27,65    

RD 9.491 7.039 7.315 7.214 -23,99    

RZ 6.963 5.881 5.646 5.311 5.048 -23,73  -27,50   

SE 6.229 5.410 5.158 5.360 5.355 - 13,95  -14,03   

SL 8.670 6.889 7.012 7.037 -18,84    

 

Alle Kreise bis auf den Kreis Steinburg verzeichneten 2006 den stärksten 

Rückgang der Antragszahlen. Dieser dürfte insbesondere auf die Abschaf-

fung der Eigenheimzulage ab 01.01.2006 zurückzuführen sein. Beim Kreis 

Steinburg erfolgte der sichtbare Antragsrückgang erst ab 2007. 

 

Insgesamt waren bei allen Kreisen die Antragseingänge im Vergleich zu 

2005 zum Teil stark rückläufig. Insbesondere die Genehmigungsfreistel-
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lungverfahren sind von 2005 bis 2008 mit Werten zwischen 24 % und 

52 % stark zurückgegangen. 

 

11.4 Heterogene Stellenentwicklung 

 

Das Personal der Bauaufsichten setzt sich aus der Leitungsebene, der 

Verwaltung (Registratur, Baulasten, Widersprüche etc.), den Bau- und 

Brandschutzingenieuren und den Baukontrolleuren zusammen. Die Ist-

Besetzungen zum 31.12. des jeweiligen Jahres offenbarten unterschiedli-

che Stellenentwicklungen: 

 

Entwicklung Personalstellen in VZK Bauaufsicht insgesamt 

Kreis jeweils 31.12. Veränderung in % 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2005/2008 2005/2009 2005/2010 

HEI 13,33 13,58 11,58 11,56 11,64 11,80 -13,30 -12,68 -11,48 

IZ 14,60 14,20 13,05 13,05 11,72 11,57 -10,60 -19,73 -20,75 

NF 21,42 21,39 20,84 20,88 21,07 22,86 -2,50 -1,63 +6,72 

OD 19,27 19,46 20,08 20,01 19,15  +3,84 -0,62   

OH 27,75 26,95 26,76 25,21   -9,15    

PI 24,65 24,10 24,97 24,62 23,42  -0,12 -4,99   

PLÖ 17,57 17,07 17,34 17,15   -2,39    

RD 26,26 26,26 25,06 23,21   -11,62    

RZ 18,90 18,85 18,99 18,64 18,54  -1,38 -1,90   

SE 25,67 25,27 24,42 24,67 24,67  -3,90 -3,90   

SL 22,41 20,50 20,06 20,55   -8,30    

 

Im Vergleich 2005 zu 2008 bzw. 2009 war bei allen Kreisen ein Rückgang 

des Gesamtpersonalbestands festzustellen. Die Kreise hatten somit auf 

die rückläufigen Antragszahlen reagiert, allerdings die meisten nicht im 

Umfang des Antragsrückgangs. Die obigen Stellenveränderungen in den 

Kreisen Rendsburg-Eckernförde und Dithmarschen gab es zu 87 % bzw. 

83 % bei den Bauingenieuren. Diese sind primär für die Antragseingänge 

zuständig. 

 

Auch der Kreis Plön hat sein Bauingenieurpersonal deutlich reduziert. 

Durch Zuwächse im Verwaltungsbereich wurden diese Veränderungen 

aber fast kompensiert, sodass der Gesamtpersonalbestand annähernd 

unverändert blieb.  

 

11.5 Ungleiche Personalausstattung und -auslastung wurde sichtbar 

 

Um zu beurteilen, ob die Personalausstattung angesichts der vorliegenden 

Fallzahlen zumindest annäherungsweise stimmig ist, wurden die Antrags-
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eingänge (Input) zunächst mit dem dafür zur Verfügung stehenden Ge-

samtpersonal in Beziehung gesetzt. 

 
Gewichtete Antragseingänge pro VZK 

Kreis 2005 2006 2007 2008 2009 2010 Ø - Wert  
2005 - 2008

Ø - Wert  
2005 - 2009 

HEI 263 230 257 270 290 289 254 261 

IZ 251 257 241 230 228 221 245 242 

NF 406 365 389 364 334 325 381 372 

OD 273 208 196 207 213   221 219 

OH 322 262 275 295    289  

PI 293 248 246 224 229   252 248 

PLÖ 269 224 188 200    221  

RD 361 268 285 311    306  

RZ 368 312 297 285 272   316 307 

SE 243 214 211 217 217   222 221 

SL 387 336 350 342    355  

 

Der Kennzahlendurchschnitt für 2005 bis 2008 betrug 281 gewichtete An-

tragseingänge pro Vollzeitkraft (VZK). 

 

Die Kennzahlenwerte zeigen eine sehr heterogene Personalausstattung 

der Kreise. Die Durchschnittswerte von 2005 bis 2008 reichten von 221 

Antragseingängen pro VZK bei den Kreisen Stormarn und Plön bis zu 381 

beim Kreis Nordfriesland. 

 

In den einzelnen Kennzahlen spiegelte sich auch die unter Tz. 11.4 darge-

stellte ungleichmäßige Stellenentwicklung wider. So konnte der Kreis 

Dithmarschen durch die Reduzierung des Personals die Bearbeitung von 

263 Anträgen pro VZK auf 290 in 2009 steigern. Der annähernd unverän-

derte Personalbestand und die rückläufigen Antragseingänge beispiels-

weise bei den Kreisen Herzogtum Lauenburg und Stormarn hingegen führ-

ten zu einer deutlich abnehmenden Gesamteffizienz. 

 

Neben der Kennzahl „Antragseingänge pro VZK“ (Input) wurde in einer 

weiteren Auswertung auch der jeweilige „Output“ der Kreise betrachtet. 

Hierzu wurde die Anzahl der beschiedenen (= genehmigte und abgelehn-

te) Verfahren ins Verhältnis zum Gesamtpersonal gesetzt. 
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Beschiedene Verfahren (gewichtete Werte) pro VZK  

Kreis 2005 2006 2007 2008 Ø - Wert 

HEI 245 244 242 248 245 

IZ 199 235 208 196 210 

NF 361 356 353 335 351 

OD 221 236 200 194 213 

OH 232 235 206 223 224 

PI 239 274 226 192 232 

PLÖ 234 187 163 166 188 

RD 290 290 243 288 278 

RZ 366 305 284 288 311 

SE 230 207 183 189 203 

SL 401 441 385 375 401 

 

Der Kennzahlendurchschnitt von 2005 bis 2008 betrug 261 gewichtete be-

schiedene Verfahren pro VZK. 

 

Auch diese Kennzahlen offenbarten erhebliche Unterschiede zwischen 

den Kreisen. So reichten die durchschnittlichen Fallzahlenwerte von 188 

beschiedenen Verfahren pro VZK beim Kreis Plön bis zu 401 beim Kreis 

Schleswig-Flensburg. 

 

Hierbei war auffällig, dass der Kreis Schleswig-Flensburg mehr Verfahren 

pro VZK beschieden hat, als Eingänge vorhanden waren. Ferner wurde 

festgestellt, dass der Kreis Ostholstein nur 79 % der Antragseingänge be-

schieden hat. 

 

Der Kreis Schleswig-Flensburg hatte den abweichenden Wert auf den 

Umstand zurückgeführt, dass im Erhebungszeitraum ein erheblicher Ar-

beitsrückstand abgearbeitet werden konnte. Dieser resultierte aus Anträ-

gen, die vor 2005 eingegangen sind.  

 

Beim Kreis Ostholstein wurden 21 % des Antragsvolumens „auf andere 

Weise“ erledigt. Hierbei handelte es sich meist um Antragsrücknahmen. 

Den Rücknahmen ging im Vorfeld eine kurze Durchsicht der Antragsunter-

lagen auf Genehmigungsfähigkeit voraus. Bei offensichtlich fehlender  

Genehmigungsfähigkeit wurde der Antragsteller telefonisch unterrichtet 

und eine gebührenfreie Rücknahme des Antrags empfohlen. Insofern führ-

te jeder 5. Antrag zu einem Aufwand (Prüfungstätigkeit), aber zu keinen 

Erträgen. Der Kreis subsumierte dies unter die Rubrik „Bürgerfreundliche 

Verwaltung“. 

Inzwischen wurde vom Kreis Ostholstein mitgeteilt, dass durch eine ein-

heitliche Gebührenrichtlinie die „Bürgerfreundliche Antragsrücknahme“ 

aufgegeben wurde. Diese Maßnahme erhöhte den Kostendeckungsgrad.  
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11.6 Fazit 

 

Ob und in welcher Höhe die Bauaufsichten Zuschüsse benötigen oder  

- wie Nordfriesland - Überschüsse erwirtschaften, wurde im Wesentlichen 

durch die Zahl der Stellen, die Effizienz des Personals und die Einnahmen 

beeinflusst.  

 

So hatten die Kreise Schleswig-Flensburg, Nordfriesland, Herzogtum 

Lauenburg und Rendsburg-Eckernförde sowohl bei den Input- als auch bei 

den Output-Fallzahlen die höchsten Durchschnittswerte. Gleichzeitig wie-

sen sie zusammen mit dem Kreis Stormarn auch die geringsten Zu-

schussbedarfe bzw. im Fall des Kreises Nordfriesland sogar Überschüsse 

auf. Offensichtlich konnten die hohen Werte bei den beschiedenen Verfah-

ren bzw. bei den Antragseingängen pro VZK den Zuschussbedarf reduzie-

ren.  

 

Eine Besonderheit wurde beim Kreis Stormarn festgestellt. Er hatte über-

durchschnittlich hohe Personalausgaben und sowohl die Input- als auch 

die Output-Werte waren deutlich unterdurchschnittlich. Trotz dieser niedri-

geren Kennzahlen wies er mit 26 € pro Antragseingang nach dem Kreis 

Schleswig-Flensburg den zweitniedrigsten durchschnittlichen Zuschuss-

bedarf auf. Dies war auf das überdurchschnittlich hohe Gebührenaufkom-

men zurückzuführen.  

 

Der Kreis Nordfriesland zeigt, dass Bauaufsichten auch Überschüsse er-

wirtschaften können. Daher sollten sich alle Kreise bemühen, den Kosten-

deckungsgrad dauerhaft zu erhöhen. 

 

Da die Höhe der Baugebühreneinnahmen nur bedingt beeinflusst werden 

kann, sollten insbesondere die Kreise mit unterdurchschnittlichen Kenn-

zahlenwerten ihre Geschäftsprozesse und die Effizienz des Personals  

optimieren. 

 

11.7 Stellungnahmen 

 

Der Landkreistag problematisiert, dass die Qualität der Dienstleistungen 

der Bauaufsicht nur eingeschränkt (Bearbeitungszeiten und eingegangene 

Widersprüche) betrachtet wurde. Entscheidender sei die Umsetzung der 

gesetzlich und untergesetzlich definierten Standards.  

Ferner sei es problematisch, dass viele Entwurfsverfasser unvollständige, 

nicht prüf- und genehmigungsfähige Unterlagen einreichen würden. Die re-

lativ langen Bearbeitungszeiten würden zum Teil auch dadurch verursacht, 

dass die Entwurfsverfasser Anträge unmittelbar vor den Ferienzeiten ab-

geben. Da die Bauaufsichten in den Ferienzeiten nicht voll besetzt seien, 
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könne mit einer Abarbeitung dieser Arbeitsspitzen erst nach Ende der Fe-

rienzeiten begonnen werden. Zudem würde nicht berücksichtigt, dass 

neue Mitarbeiter in den Bauaufsichten etwa 1½ bis 2 Jahre benötigen, bis 

das durchschnittliche Arbeitspensum geleistet werden könne. 

Eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit gehe in der Regel zulasten von Kun-

denorientierung und Leistungsqualität. Darüber hinaus ließe sich nach  

aktuellsten Erkenntnissen feststellen, dass ein kostendeckendes Arbeiten 

auch beim Kreis Nordfriesland nicht mehr möglich sei.  

 

Der LRH weist darauf hin, dass die Qualität der Dienstleistungen nur 

schwer messbar ist. Eine inhaltliche Prüfung der Sachbearbeitung, in der 

auch mögliche Ermessensentscheidungen zu beurteilen sind, obliegt der 

zuständigen Fachaufsicht. Daher erfolgte eine Aussage über die Qualität 

der Aufgabenerledigung lediglich anhand der messbaren Mengenindikato-

ren „Bearbeitungszeiten“ und „rechtsichere Entscheidungen“ (eingegange-

ne Widersprüche). Die vorgebrachten Hinweise zu den Bearbeitungszei-

ten, der Einarbeitung neuer Mitarbeiter sowie den unvollständigen 

Unterlagen gelten grundsätzlich für alle Kreise. Sie können deswegen den 

Kennzahlenvergleich nicht infrage stellen.  

Die Einschätzung des Landkreistages, eine Erhöhung der Wirtschaftlich-

keit gehe in der Regel zulasten von Kundenorientierung und Leistungsqua-

lität, wird vom LRH nicht geteilt. Bereits der behauptete Umstand, dass 

viele Entwurfsverfasser unvollständige Unterlagen einreichen, sollte zum 

Anlass genommen werden, durch geeignete Maßnahmen (beispielsweise 

Informationsschreiben, „Runder Tisch“, sofortige Vollständigkeitsprüfung) 

gegenzusteuern. Dies könnte nicht nur die Wirtschaftlichkeit dauerhaft 

steigern, sondern auch die Bearbeitungszeiten verkürzen. 

Zu der Aussage, dass nach aktuellsten Feststellungen ein kostendecken-

des Arbeiten im Bereich der Bauaufsicht nicht mehr möglich sein soll, lie-

gen dem LRH keine Erkenntnisse vor. Insbesondere fehlen Erkenntnisse 

über die Berechnungsgrundlagen, die zu dieser Aussage geführt haben. 

Nach dem Zwischenbericht des Kommunalen Benchmarking weist der 

Kreis Nordfriesland aber nach wie vor die höchsten Fallzahlen je VZK auf.  
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12. Nachhaltiges Gebäudemanagement hilft Folgekosten zu 
begrenzen 

 

Für alle Liegenschaften eines Kreises sollte ein zentrales Ge-

bäudemanagement zuständig sein. Es muss mit dem erforder-

lichen Personal und ausreichenden Mitteln ausgestattet sein.  

 

Eine unterlassene Bauunterhaltung vernichtet Vermögen und 

verlagert erhebliche Sanierungskosten in die Zukunft. 

 

Das Energiemanagement genießt häufig nicht den notwendigen 

Stellenwert. Einige Kreise übersehen, dass nachhaltiges Ener-

giemanagement dauerhaft zu erheblichen Einsparungen führt 

und praktizierter Umweltschutz ist. Viele Einsparpotenziale bei 

Energiekosten bleiben ungenutzt. Ein wesentlicher Grund hierfür 

ist, dass das Energiemanagement weder zentral organisiert noch 

mit den notwendigen Kompetenzen ausgestattet ist. 

 

12.1 Der Prüfungsansatz - was wurde untersucht? 

 

Der LRH hat das Gebäudemanagement (GM) aller 11 Kreise im Zeitraum 

von 2009 bis 2012 geprüft. Besonderes Augenmerk legte er auf die Orga-

nisationsstruktur und die Bewirtschaftungskosten der Kreisliegenschaften. 

 

Investitionsmaßnahmen der Kreise wurden daraufhin geprüft, ob in der 

Planungsphase auch Folgekosten für die laufende Nutzung berücksichtigt 

wurden. Hierzu gehören u. a. Energiekosten und die Kosten für die In-

standhaltung der technischen Anlagen.  

 

12.2 Zentrales Gebäudemanagement muss für alle Liegenschaften zu-

ständig sein 

 

Das GM hat das Ziel, die Bewirtschaftung der kommunalen Liegenschaf-

ten zu bündeln und damit zu optimieren. Entscheidend für den Erfolg eines 

GM 

 ist die Bündelung aller GM-Leistungen in einer Einheit, 

 sind klar geregelte Kompetenzen und 

 ist die Einbeziehung aller Liegenschaften. 

 

Fast alle Kreise haben vor rund 10 Jahren begonnen, die hier vorhande-

nen Einsparpotenziale zu heben. Die organisatorische Zuordnung ist 

durchaus unterschiedlich. Das Spektrum reicht von Fachbereichen der 

Kreisverwaltungen bis zu organisatorischen und zum Teil rechtlichen Aus-

gliederungen des GM als Anstalt öffentlichen Rechts oder Eigenbetrieb. 
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Ob das GM außerhalb oder innerhalb der Verwaltung angesiedelt wird, ist 

dabei nicht erheblich. Entscheidend ist, dass das GM zentralisiert wird und 

ihm gegenüber den anderen Verwaltungseinheiten eine gewisse Selbst-

ständigkeit eingeräumt wird. Dies verringert den Verwaltungs- und Ab-

stimmungsaufwand. Nur der Kreis Steinburg betreut die einzelnen Immo-

bilien dezentral durch die zuständigen Fachämter. Gleichwohl sind seine 

Kennzahlen überraschend gut. Durch ein zentrales GM könnte dieses  

Ergebnis noch gesteigert werden.  

 

Zentralisieren bedingt, dass sämtliche Liegenschaften des Kreises dem 

GM unterstellt werden. Das wird jedoch nicht immer strikt eingehalten. So 

haben einzelne Kreise z. B. ihre Schulen nicht in dem GM gebündelt. Dies 

sollte jedoch geschehen. Ebenso sollten die Liegenschaften eines Regio-

nalen Bildungszentrums nicht von diesem selbst bewirtschaftet werden. 

Dies ist wenig zielführend und im Zweifel teuer. 

 

12.3 Wie viel Personal braucht ein Gebäudemanagement? 

 

Der Personalbedarf ist abhängig von den wahrzunehmenden Aufgaben. Er 

ist auch abhängig von Zahl, Art und Qualität der zu betreuenden Liegen-

schaften. Die Zahl der Beschäftigten im GM der Kreise reichte von 7 bis 68 

Personen. Weil wahrgenommene Aufgaben und Liegenschaften von Kreis 

zu Kreis erheblich differieren, sind die reinen Zahlen nicht unmittelbar  

vergleichbar. Für die Prüfung wurde daher das eingesetzte Personal den 

Aufgabenbereichen des GM zugeordnet. Teilweise wurden erhebliche  

Unterschiede festgestellt, z. B. bei der Auslastung des Personals im kauf-

männischen und technischen GM. Wenn eine Halbtagskraft sämtliche Lie-

genschaften in einem Kreis betreute, stellt sich die Frage, warum andern-

orts für vergleichbare Flächen 2 bis 3 Vollzeitkräfte erforderlich waren.  

 

Für die Intensität der Arbeit an einer Immobilie sind viele Faktoren aus-

schlaggebend, wie Alter, Zustand, Technisierungsgrad, Nutzung etc. Die 

Kreise sollten diese Unterschiede analysieren. Sie sollten Anlass sein, den 

Gründen hierfür nachzugehen. Hierbei kann der Austausch über die Kreis-

grenze hinweg nur von Vorteil sein. 

 

12.4 Bauunterhaltung ist eine Investition in die Zukunft 

 

Die regelmäßige Unterhaltung der Gebäude dient dem Werterhalt und 

damit dem Erhalt kommunalen Vermögens. Die KGSt empfiehlt, 1,2 % des 

Wiederbeschaffungswertes (WBW) der Gebäude in die Bauunterhaltung 

zu investieren. Der LRH hält mindestens 1 % für ausreichend, aber auch 

erforderlich. Mancher Kreis bleibt deutlich unter diesem Wert. Der negative 

Spitzenreiter wendet gerade mal 0,48 % des WBW für die Unterhaltung 
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seiner Liegenschaften auf. Solch vordergründiges Sparen führt zwangsläu-

fig dazu, dass der Zustand der Gebäude sich stetig verschlechtert. Erhöh-

te Ausgaben für spätere Sanierungen sind die Folge. Wirtschaftlich ist das 

nicht. 

 

Bauunterhaltung setzt viele Detailkenntnisse über den Gebäudebestand 

voraus. Die Aufgaben können deshalb nicht an freiberuflich tätige Architek-

ten und Ingenieure übertragen werden. Sie müssen vom eigenen Personal 

erledigt werden. 7 von 11 Kreisen verfügten nicht über genügend Personal 

in der Bauunterhaltung, um die nötigen 1 % des WBW umsetzen zu kön-

nen. Sie müssten ihr Personal verstärken. 

 

12.5 Was kostet ein Gebäudemanagement? 

 

Für das Jahr 2009 wurden die Kosten des GM für die 11 Kreise ermittelt. 

Bezogen auf die Flächen der Liegenschaften (Bruttogrundfläche - BGF) 

ergaben sich dafür Werte zwischen 30,62 €/m² im Kreis Steinburg und 

83,87 €/m² im Kreis Ostholstein. Die Personalkosten lagen zwischen 

2,42 €/m² im Kreis Steinburg und 8,62 €/m² im Kreis Segeberg.  

 

Für die Reinigung wurden zwischen 4,49 €/m² BGF im Kreis Steinburg und 

15,15 €/m² im Kreis Rendsburg-Eckernförde aufgewendet. Dabei sind un-

terschiedliche Standards und teils reduzierte Reinigungsrhythmen zu be-

achten. Inzwischen sind die Kreise alle auf dem Weg zur Fremdvergabe, 

die sich bei der Prüfung als kostengünstiger als die Eigenreinigung her-

ausstellte. 

 

Mit der Gegenüberstellung der tatsächlichen Zahlen wurden den Kreisen 

die Handlungsfelder und Bereiche benannt, wo es Nachprüfungsbedarf 

gibt. Die Kreise mit auffälligen Werten sollten die Gründe hierfür ermitteln.  

 

12.6 Folgekosten von Hochbaumaßnahmen übersteigen die Erstinvesti-

tionen mehrmals 

 

Folgekosten müssen in jede Investitionsentscheidung einbezogen werden. 

Sie übersteigen die Investitionskosten um ein Mehrfaches: Über die ge-

samte technische Nutzungsdauer eines Gebäudes fallen durchschnittlich 

etwa alle 10 Jahre Folgekosten in Höhe der erstmaligen Investitionskosten 

an. 

 

Bei Investitionsplanungen sind Lösungsalternativen zu untersuchen. Be-

rechnungsgrundlage für Baukosten und Folgekosten sind die bauphysika-

lischen und anlagentechnischen Projektdaten. Diese beschreiben die indi-

viduelle bauliche und gebäudetechnische Ausstattung; pauschalierte 
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„Kennwerte“ sind unzureichend. Die jeweils ermittelten Folgekosten sind in 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen einzubeziehen. 

 

Investitionsentscheidungen für Neubau, Erweiterung, Sanierung oder 

Modernisierung fällen alle Kreise jedoch vornehmlich auf Basis der erst-

maligen Investitionskosten. Folgekosten bezogen die GM unterschiedlich 

intensiv in ihre Planungen ein.  

 

Alle Kreise sollten die Betriebs-, Wartungs- und Instandsetzungskosten für 

die Technische Gebäudeausrüstung zukünftig gesondert von den Kosten 

der Bauunterhaltung (Hochbau) erfassen. Dazu gehören auch die entspre-

chenden Aufwendungen für Personal (Bedienung) und Finanzierung. Al-

lein die Ausgaben für Wartung und Instandsetzung zu betrachten, ist unzu-

länglich.  

 

Auf gutem Weg ist der Kreis Dithmarschen. Er bewertet seit Jahren sein 

Immobilien-Portfolio und schreibt eine Schwachstellenanalyse seiner Lie-

genschaften fort. Die Ergebnisse fließen in eine Sanierungsplanung ein, in 

der Prioritäten gesetzt werden. Oberste Priorität bei der Sanierung von 

Kreisliegenschaften muss es sein, die Energieeffizienz zu steigern und die 

Betriebskosten zu senken. Im Ergebnis konnte der Kreis Dithmarschen 

über Jahre seine Bewirtschaftungskosten reduzieren, also den Haushalt 

entlasten. 

 

12.7 Energiemanagement stärken 

 

Die Kreise müssen organisatorische Maßnahmen ergreifen, um ein nach-

haltiges Energiemanagement (EM) zu etablieren. EM ist eine übergeord-

nete interdisziplinäre Querschnittsaufgabe. 

 

Nur qualifiziertes Personal kann ein EM erfolgreich betreiben. Personal mit 

Ingenieurstudium kann sowohl das administrative als auch das technische 

EM abdecken. Die Kompetenzen des Personals müssen umfassend sein 

und eindeutig geregelt werden. 

 

In den meisten Kreisen fehlten den für Energiefragen zuständigen Mitar-

beitern fachliche und organisatorische Kompetenzen. Sie beschränkten 

sich auf ein reines Energiecontrolling. Mehrere Kreise hatten ihr EM gänz-

lich aufgegeben. 

 

Ein erfolgreiches EM basiert auf verlässlichen Gebäude- und Anlagen-

daten. Aus unvollständigen bzw. falschen Daten kann keine qualifizierte 

Analyse erstellt werden. Diese wird aber als Grundlage benötigt, um zwi-

schen einer weiteren Instandsetzung oder einer Ersatzbeschaffung zu ent-
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scheiden. Aus unzureichenden Daten werden so falsche Prioritäten abge-

leitet. Die Folge sind unwirtschaftliche Entscheidungen der Selbstverwal-

tungsgremien. 

 

Nicht alle Kreise griffen auf Energieberichte zurück, um ihre Investitionen 

zu steuern und zu planen. Einige Kreise erstellten nur Energieberichte  

oder Datensammlungen, die vornehmlich dem Energiecontrolling dienten. 

Einige Kreise hatten überhaupt keine Energieberichte. Angesichts knapper 

Finanzmittel verschenkten sie damit ihre Chance, Energiekosten zu redu-

zieren. 

 

Die Kreise Herzogtum Lauenburg und Dithmarschen haben jeweils ein EM 

mit weitreichender Wirkung geschaffen. Sie erfassten ihre Gebäude- und 

Anlagendaten und schrieben diese fort. Sie legten seit Jahren regelmäßig 

umfängliche Energieberichte vor, aus denen das jeweilige GM seine Inves-

titionsplanungen ableiten konnte. Die Ergebnisse des EM trugen im Kreis 

Dithmarschen zur Haushaltskonsolidierung bei. 

 

Ein GM muss die Gebäude- und Anlagendaten systematisch erfassen. Es 

muss die Daten kontinuierlich pflegen und regelmäßig auswerten. Alle 

Wartungsintervalle, Prüfpflichten und Prüffristen sind darin aufzunehmen. 

Alle Kreise sollten Energieberichte erstellen lassen und sie auch veröffent-

lichen. Selbstverwaltung und Verwaltung sollten diese Energieberichte als 

Steuerungselement nutzen, um Energiekosten zu minimieren. 

 

12.8 Modernisierung von Heizungsanlagen forcieren 

 

Ältere Heizungsanlagen sind konsequent zu modernisieren. Hierfür sind 

Prioritätenlisten zu führen und fortzuschreiben. Bewährt hat sich der Ein-

satz von Fernwärme und erdgasbefeuerten Brennwertkesselanlagen. An-

hand von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen jeder einzelnen Wärmever-

sorgungsanlage sollte entschieden werden, ob die Modernisierung als 

konventionelle Investitionsfinanzierung oder als Anlagen-Contracting 

durchgeführt werden soll. 

 

Mehrere Gründe sprechen für eine Modernisierung: 

 Moderne Wärmeversorgungsanlagen arbeiten energieeffizienter als  

alte Anlagen.  

 Mit zunehmendem Anlagenalter steigen die Wartungs- und Instandhal-

tungsaufwendungen. 

 Energieerzeuger sollten nach Verbesserung der Gebäudehüllen ausge-

tauscht werden. Dadurch lassen sich geringer dimensionierte Anlagen 

mit besseren Wirkungsgraden installieren.  
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 Mit Erneuerung der Wärmeerzeuger sollte das gesamte Heizungssys-

tem hydraulisch berechnet und abgeglichen werden.  

Die Summe dieser Maßnahmen führt zu deutlich geringeren Energiebedar-

fen - und in Folge geringeren Energiekosten. 

 

Die Kreise verfolgten sehr unterschiedliche Strategien. Auf gutem Weg 

waren die Kreise Stormarn, Plön, Dithmarschen und Nordfriesland. Sie be-

trieben überwiegend neuere Anlagen, lediglich ein Drittel ihrer Liegen-

schaften hatte Wärmeversorgungsanlagen über 15 Jahre. 

 

12.9 Energieversorgungsverträge stets im Auge behalten! 

 

Die Kreise müssen alle Energielieferverträge regelmäßig überprüfen. 

Energieversorgungsverträge sind rechtzeitig vor Fristablauf zu kündigen, 

damit sie angepasst oder neu ausgeschrieben werden können. 

 

Die meisten Kreise schrieben den Bezug von Erdgas und elektrischer 

Energie in Sammelausschreibungen für mehrjährige Lieferperioden aus. 

Zunehmend beteiligten sich Kreise für den Bezug elektrischer Energie an 

den Ausschreibungen des Dienstleisters KUBUS. 

 

Am meisten lässt sich bei den Fernwärme-Lieferverträgen sparen. Viele 

der überprüften Verträge waren aber seit Jahren nicht mehr inhaltlich an-

gepasst worden. Die Konditionen waren ungünstig. Uneinheitliche Ver-

tragsgestaltung führte innerhalb eines Ortes zu unterschiedlichen Wärme-

preisen. 

 

Die Kreise müssen die zu erwartenden Energiebedarfe ihrer Liegenschaf-

ten berechnen, erfassen und fortschreiben. Darauf sollten Sammelaus-

schreibungen für Energielieferungen in einem mehrjährigen Zeitraum auf-

bauen. Die Ausschreibungen kann der Kreis selbst durchführen. Er kann 

sich aber auch an Sammelausschreibungen von Dienstleistern, wie der 

Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR oder Dritten, beteiligen. 

 

12.10 Verbindliche Betriebsvorgaben helfen beim Energiesparen 

 

Alle Kreise sollten nach belastbaren Anlagendaten technische Standards 

erarbeiten. Mit Dienstanweisungen kann gezielt auf das energiebewusste 

Verhalten der Mitarbeiter Einfluss genommen werden. Die Standards und 

Dienstanweisungen müssen dann verbindlich eingeführt werden. 

 

Die Techniker des EM bzw. des GM der einzelnen Kreise waren mit ihren 

Liegenschaften und technischen Anlagen weitgehend vertraut. Der Kreis 

Stormarn hatte damit begonnen, technische Standards und Betriebsan-
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weisungen auszuarbeiten. Im Kreis Rendsburg-Eckernförde versuchte das 

EM, auf das Nutzerverhalten der Verwaltungsmitarbeiter einzuwirken. Die 

verbindliche Einführung der hierzu ausgearbeiteten Standards und Dienst-

anweisungen stand aber noch aus. 

 

12.11 Stellungnahmen 

 

Der Landkreistag hat die Hinweise des LRH dankend aufgenommen. 
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13. Interkommunale Zusammenarbeit - ein gutes Modell mit 
geringer Haushaltsentlastung  

 

Alle Kooperationen verfolgten das Ziel, die Aufgabe gemeinsam 

besser zu erfüllen. In allen Kreisen überwogen die kleinen  

Kooperationen mit geringem Ausgabe- und demzufolge auch ge-

ringem Einsparvolumen. 

 

Viele Kooperationen waren erfolgreich, da sie mit gleichem Kos-

tenaufwand eine Qualitätssteigerung im Vergleich zur vorherigen 

Eigenerbringung erreichten. Haushaltsentlastungen wurde je-

doch nur in wenigen Fällen erzielt.  

 

Der wirtschaftliche Vorteil der Zusammenarbeit sollte im Vorwe-

ge ausreichend berechnet und im Nachhinein evaluiert werden. 

Dies ist bis auf wenige Ausnahmen nicht erfolgt. 

 

Die Kreise sollten bei Kooperationen alle Synergiemöglichkeiten 

der Informationstechnik ausschöpfen. Dies setzt die Bereitschaft 

voraus, die Hard- und Softwareausstattung zu vereinheitlichen.  

 

13.1 Vorteile der interkommunalen Zusammenarbeit  

 

Der zunehmende Druck auf die Kreise, Kosten zu senken und gleichzeitig 

Leistungen zu erhalten, bewirkt eine verstärkte Zusammenarbeit der Krei-

se mit anderen kommunalen Gebietskörperschaften. Durch die interkom-

munale Zusammenarbeit (IKZ) sollen die Leistungen gemeinsam effizien-

ter und damit kostengünstiger erbracht werden, beruhend auf der 

Annahme, Synergieeffekte realisieren zu können. Dabei geht es um die 

Ausnutzung von Größenvorteilen durch die Möglichkeit, 

 Fixkosten auf mehrere Träger bzw. eine größere Aufkommensgrund-

lage zu beziehen (Skaleneffekte), 

 vorhandene Personalkapazitäten oder Infrastrukturen effizienter auszu-

lasten (Verbundeffekte), 

 bei einem vergrößerten Personalstamm über Arbeitsteilung und fach-

liche Spezialisierung Geschäftsprozesse zu beschleunigen und zu ver-

bessern (Spezialisierungseffekte). 
 

Ein weiterer Vorteil liegt darin, bei der Umsetzung der IKZ bislang als  

gegeben akzeptierte Geschäftsprozesse zu hinterfragen und ggf. kosten-

reduzierend zu optimieren.  
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13.2 Die Verwaltungsgemeinschaft - beliebteste Zusammenarbeitsform 

wegen der umfangreichen Mitwirkungsmöglichkeiten  

 

Geprüft wurde die formalisierte und auf längere Dauer angelegte IKZ. Die-

se erfordert einen gewissen Autonomieverzicht, da die direkten Steue-

rungsmöglichkeiten im Vergleich zur Eigenerbringung einschränkt sind. 

Das Maß der Einschränkung hängt in großem Umfang von der Wahl der 

Rechtsform ab.  

 Am stärksten ist der Autonomieverzicht bei der Aufgabenübertragung 

(Delegation) nach § 18 GkZ1. Sämtliche mit der Aufgabe verbundenen 

Rechte und Pflichten gehen dadurch auf die übernehmende Körper-

schaft über. Der abgebenden Kommune kann in der öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung lediglich eine indirekte Einflussnahme in der 

Form eines Mitwirkungsrechts eingeräumt werden, § 18 Abs. 2 GkZ. 

Die Delegation wurde häufig bei kleineren, überschaubaren bzw. stan-

dardisierten Einzelaufgaben mit geringer strategischer Relevanz ge-

wählt (z. B. Landesblindengeld, örtliche Fürsorgestelle nach SGB IX, 

Stiftungsaufsicht, Zwangsstilllegung von Kraftfahrzeugen, Unterhalts-

sicherungsgesetz, Bußgeldstelle, Vollstreckung, Bekämpfung der 

Schwarzarbeit gemäß Zuständigkeit, Tierkörperbeseitigung).  

 Geringer ist der Autonomieverzicht, wenn lediglich die Aufgabenwahr-

nehmung nach § 19 a GkZ übertragen wird (Mandatierung). In diesem 

Fall nimmt ein Beteiligter zur Erfüllung seiner Aufgaben die Verwaltung 

eines anderen Beteiligten in Anspruch oder ein Beteiligter gestattet den 

übrigen Beteiligten die Mitbenutzung einer von ihm betriebenen Einrich-

tung (Verwaltungsgemeinschaft). Der Beteiligte, der die Verwaltung  

eines anderen Beteiligten in Anspruch nimmt, bleibt in diesem Fall Trä-

ger der Aufgaben mit allen Rechten und Pflichten; er hat deshalb auch 

ein umfassendes fachliches Weisungsrecht. Aufgrund der größeren 

Mitwirkungsrechte wurde diese Form der Zusammenarbeit bevorzugt 

bei umfangreichen Aufgabengebieten mit höherer strategischer Bedeu-

tung gewählt (z. B. Koordinierungsstelle soziale Hilfen der Schleswig-

Holsteinischen Kreise, gemeinsame Rechnungs- und Gemeindeprü-

fungsämter, gemeinsame Straßenverkehrsbehörde oder Zulassungs-

stelle, gemeinsamer Straßenbetriebsdienst). Zugleich wurde sie aber 

auch bei vielen kleinen, standardisierten Einzelaufgaben gewählt (z. B. 

Feststellung der Staatsangehörigkeit, Wohngeld, Aufenthaltsgesetz, 

Bereitstellung von Infrastruktur für Informationstechnik (IT) und Bezüge-

berechnung für den kreisangehörigen Bereich, Gesundheitsaufseher, 

Trichinenuntersuchung).  

                                                      
1  Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in der Fassung vom 28.02.2003, 

GVOBl. Schl.-H. S. 122, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.03.2012, GVOBl. Schl.-H. 
S. 382. 
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 Bei der institutionellen Zusammenarbeit wird zum Zweck der Leis-

tungserbringung eine gemeinsame Institution gegründet - Zweckver-

band (§ 2 GkZ), Anstalt des öffentlichen Rechts (§ 19 b GkZ) oder eine 

privatrechtliche Gesellschaft. Sie führt zu einer zusätzlichen Entschei-

dungsebene mit eigenen Organen, über die eine Mitwirkung der Betei-

ligten bei der Aufgabenerbringung ermöglicht wird. Aufgrund des damit 

verbundenen Errichtungsaufwands wurde sie nur selten gewählt, vor-

nehmlich bei größeren Aufgabenzusammenhängen, die ein selbststän-

diges, flexibles Handeln erforderten. Meist entschied man sich für die 

GmbH. Handlungsfelder waren z. B. Abfallentsorgung, Betrieb eines 

Klinikums, eines Theaters oder einer Regionalleitstelle, kreisübergrei-

fende Durchführung des Rettungsdienstes, Wirtschafts- und Touris-

musförderung und öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV).  
 

Überwiegend entschieden sich die Kreise für die Verwaltungsgemeinschaft 

nach § 19 a GkZ. Sie dominierte jedoch nur leicht. Häufig wurde auch die 

Delegation bei kleineren Kooperationen mit geringem Ausgabevolumen 

gewählt.  

 

13.3 Die Theorie - wie misst man den Vorteil der interkommunalen  

Zusammenarbeit? 

 

Grundlage einer jeden Kooperation und damit zentrales Erfolgskriterium 

sind die in den öffentlich-rechtlichen Verträgen vereinbarten Kooperations-

ziele. In der Regel sollte in erster Linie sichergestellt werden, dass die 

Aufgaben erfüllt werden. Gleichzeitig sollte das Dienstleistungsangebot 

verbessert werden. Ausgehend davon sollte die Wirtschaftlichkeit erhöht 

werden. Der Focus lag somit darauf, die Aufgaben gemeinsam besser  

(effektiver und effizienter) zu erfüllen. Keine der Kooperationen hatte das 

alleinige Ziel, Ausgaben zu reduzieren. 

Durch die angestrebte qualitative Verbesserung ist ein einfacher monetä-

rer Vorher-nachher-Vergleich (vorherige Eigenerbringung versus gemein-

same Aufgabenerfüllung) nicht sachgerecht. Der wirtschaftliche Vorteil be-

zieht sich vielmehr auf ein fiktives Modell der Eigenerbringung, das die 

gleichen Qualitätsstandards erfüllt wie die IKZ. 

 

13.4 Die Praxis - nur in wenigen Fällen vorherige Wirtschaftlichkeitsunter-

suchungen und keine Evaluationen 

 

Da es sich bei der IKZ in der Regel um eine weitreichende Organisations-

entscheidung handelt, bedarf es einer vorherigen Wirtschaftlichkeitsunter-

suchung. Im Nachhinein ist meist nicht mehr mit hinreichender Sicherheit 

festzustellen, was die vorherige Eigenerbringung „gekostet“ hat. Bei der 

weit überwiegenden Zahl der Kooperationen wurde der mögliche wirt-
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schaftliche Vorteil der IKZ im Vorwege jedoch nicht ausreichend unter-

sucht oder gar berechnet.  

 

Lediglich bei einigen größeren Kooperationen gab es Berechnungen, ins-

besondere bei den integrierten und kooperativen Regionalleitstellen. 

Ebenso gab es ein Gutachten für die Zusammenlegung der beiden 

IT-Abteilungen der Kreise Nordfriesland und Schleswig-Flensburg (Nord-

bits), das sich jedoch als nicht sehr belastbar herausstellte. Positiv hervor-

zuheben sind die Kreise Dithmarschen und Steinburg, die zumindest ihre 

IKZ, die deutliche wirtschaftliche Vorteile erwarten ließ, auf Wirtschaftlich-

keit untersuchten.  

 

Selbst hinreichend lange bestehende Kooperationen evaluierten die Kreise 

nicht. Prognostizierte Ergebnisse oder Einsparungen konnten so konkret 

nicht belegt werden. Es ist wichtig zu kontrollieren, ob die angestrebten 

Ergebnisse auch tatsächlich eingetreten sind. Nur so lassen sich die mit 

der Reorganisation angestrebten Ziele überzeugend durchsetzen. Aller-

dings ist bundesweit1 festzustellen, dass eine Evaluation von IKZ in aller 

Regel nicht stattfindet, allenfalls als reine „Vollzugskontrolle“. Dies ist nicht 

ausreichend, um zu prüfen, ob und inwieweit die jeweilige IKZ den  

ursprünglichen Zielen noch entspricht bzw. ob die Wirtschaftlichkeit der 

Zusammenarbeit gewährleistet ist, und dies - falls erforderlich - zu korrigie-

ren. 

 

13.5 Die Effizienzrendite als Maßeinheit für den wirtschaftlichen Erfolg 

einer interkommunalen Zusammenarbeit 

 

Bei umfangreichen organisatorischen Maßnahmen im öffentlichen Bereich, 

deren Umsetzung wirtschaftliche Vorteile erwarten lässt, wird häufig der 

Begriff „Effizienzrendite“ oder auch „Einsparrendite“ verwendet. Als z. B. 

2008 in Schleswig-Holstein noch über Kreisfusionen diskutiert wurde, wa-

ren diese nach den Leitlinien des Landes vermeidbar, wenn die mit Fusio-

nen zu erzielenden Effizienzrenditen auch durch Kooperationen erreichbar 

waren. Nachdem diese Überlegungen ad acta gelegt wurden, schloss das 

Land im März 2011 mit den kommunalen Landesverbänden eine Verein-

barung über die Erwirtschaftung „maximaler Effizienzrenditen“ durch kon-

sequente Fortsetzung interner Optimierungen, weitreichende Kooperatio-

nen und ggf. freiwillige Fusionen. 

Bisher gibt es keine Definition oder vorgegebene Berechnungsweise der 

Effizienzrendite. Eine Rendite ist grundsätzlich die Differenz zwischen  

einem Endwert und einem Ausgangswert im Verhältnis zum Ausgangs-

                                                      
1  Deutsches Institut für Urbanistik, Formen der interkommunalen Zusammenarbeit im 

Rahmen der kommunalen Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik, Berlin, Januar 2005, 
S. 8,45,46. 
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wert. Effizienz ist, ein konkret vorgegebenes Ziel mit dem geringsten Mittel-

einsatz, den geringsten Kosten oder den geringsten Nebenwirkungen o. Ä. 

zu erreichen (möglichst gute Zweck-Mittel-Relation). Setzt man beide Be-

griffe in Beziehung zueinander, meint man damit die Veränderungsrate im 

Vergleich zweier Zeitpunkte. Dabei nimmt man an, dass die eingetretene 

Veränderung durch bestimmte effizienzsteigernde Maßnahmen ausgelöst 

wurde. Da die Effizienzrendite zudem im Zusammenhang mit Begriffen wie 

„Haushaltskonsolidierung“ oder „Verringerung der Haushaltsdefizite“ ver-

wendet wird, soll damit offensichtlich eine Einsparung von Haushaltsmit-

teln gegenüber einer Ausgangssituation erzielt werden. 

Im optimalen Fall handelt es sich dabei um eine tatsächliche, ggf. aber 

auch nur um eine fiktive Entlastung des Kreishaushalts. Letzteres ist der 

Fall, wenn durch die veränderte Zielsetzung der gemeinschaftlichen Auf-

gabenwahrnehmung (z. B. höhere Qualität) ein der geänderten Zielset-

zung entsprechender fiktiver höherer Aufwand für die vorherige Eigener-

bringung gegengerechnet werden muss. Die durch IKZ erwirtschaftete 

Effizienzrendite muss zudem hauptursächlich durch Zusammenarbeit und 

nicht durch die Optimierung von Geschäftsprozessen erreicht werden. Des 

Weiteren kann nur die auf den Kreishaushalt entfallende Rendite berück-

sichtigt werden. Die bei sogenannten Dritten eintretende Rendite ist zwar 

ohne Zweifel auch ein Vorteil der jeweiligen IKZ. Die Kreise können sich 

diese Renditen jedoch nicht als eigene zurechnen. Dies sind z. B. Ein-

sparungen bei den Krankenkassen durch die integrierten bzw. koopera-

tiven Regionalleitstellen sowie durch die Rettungsdienst Kooperation in 

Schleswig-Holstein gGmbH der Kreise Dithmarschen, Pinneberg, Rends-

burg-Eckernförde und Steinburg. Des Weiteren sind dies Einsparungen 

der Gebührenzahler, die von niedrigen Abfallgebühren oder Schlachtge-

bühren profitieren. 

 

13.6 Häufig erfolgreiche kleinere Kooperationen - aber keine haushaltsent-

lastenden Effizienzrenditen  

 

Bei den älteren Kooperationen von vor 1990 bis Anfang 2000 zielen etliche 

allein darauf ab, die Aufgaben zu erfüllen und ggf. die Leistungen zu ver-

bessern. Das Ziel, Geld einzusparen, spielt keine Rolle. Dies erklärt sich 

vornehmlich aus dem zu diesem Zeitpunkt noch nicht so stark vorhande-

nen Konsolidierungsdruck. Messbare haushaltsentlastende Effizienzrendi-

ten sind bei diesen Kooperationen nicht feststellbar. Gleichwohl gibt es 

auch hier gute wirtschaftliche Lösungen, wie z. B. die Konzentration der 

Aufgaben der Ausgleichsverwaltung auf 4 Ämter mittels Landesverord-

nung. Öffentlich-rechtliche Verträge zwischen den Kreisen und kreisfreien 

Städten regeln die Umsetzung, insbesondere den Kostenausgleich.   
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Bei den neueren Kooperationen wurde verstärkt darauf geachtet, Hand-

lungsfelder auszuwählen, in denen umfangreiche wirtschaftliche Vorteile 

erzielt werden können. Allerdings hatten auch in diesen Fällen die Koope-

rationen nicht die alleinige Zielsetzung, zu sparen. Es ging immer um Qua-

litätsverbesserung und darauf abstellende Wirtschaftlichkeit. Häufig wurde 

zwar Kostenneutralität erreicht, nicht jedoch eine Einsparung gegenüber 

der vorherigen Eigenerbringung. Dennoch handelt es sich in der Regel um 

erfolgreiche Kooperationen, da mit gleichem Kostenaufwand mehr erreicht 

wird. Eine haushaltsentlastende Effizienzrendite wurde jedoch nicht erzielt. 

 

Überwiegend handelte es sich zudem um Kooperationen kleinerer Art mit 

geringem Ausgabevolumen und dementsprechend geringem Einsparpo-

tenzial. Meist ging es um Aufgaben, die mit sehr geringen Stellenanteilen 

wahrgenommen wurden. Häufig waren bei Eigenerbringung eine gute Aus-

lastung des Personals und zugleich die notwendige qualitative Wahrneh-

mung der Aufgabe schwierig zu erreichen. Durch die gemeinsame Aufga-

benerfüllung gelang es, die Ressourcen zu bündeln und so eine bessere 

Auslastung und Fachkompetenz sicherzustellen. Dies führte in den meis-

ten Fällen zu mehr Wirtschaftlichkeit und Qualität in der Aufgabenwahr-

nehmung. Die Einsparung war jedoch eher marginal, da Größenvorteile in 

Form der Skalen- und Verbundeffekte nur in geringem Maß genutzt wer-

den konnten.  

Hierzu gehören u. a. die Kooperationen beim Datenschutz, Landesblin-

dengeld, bei Teilaufgaben der Gesundheitsaufseher, der IT-Betreuung für 

einzelne Ämter, der Kriegsopferfürsorge, der Bezügeberechnung für den 

kreisangehörigen Bereich, der gemeinsamen örtlichen Fürsorgestelle nach 

§ 102 SGB IX1, der Stiftungsaufsicht sowie viele weitere Kooperationen 

bei kleineren Einzelaufgaben. 

 

13.7 Größere Kooperationen - größeres Renditepotenzial, in einigen Fällen 

auch erfolgreich umgesetzt 

 

Bei den größeren Kooperationen war das Bild heterogen. Ein Teil war von 

vornherein nicht auf haushaltsentlastende Einsparungen angelegt. Dies 

betraf insbesondere die Kooperationen, mit denen vornehmlich die Wirt-

schaft oder der Tourismus gefördert werden sollte, sowie die planerischen 

und koordinierenden ÖPNV-Kooperationen. Andere Kooperationen führten 

zwar zu Renditen, jedoch bei Dritten.2 

 

                                                      
1  Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) vom 19.06.2001, zuletzt geändert durch Arti-

kel 3 des Gesetzes vom 14.12.2012, BGBl. I S. 2598. 
2  Z. B. Rettungsdienst Kooperation in Schleswig-Holstein gGmbH (Rendite der Kranken-

kassen), gemeinsame Benutzung des Steinburger Trichinenlabors (Rendite der Schlacht-
betriebe). 
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Einige Kooperationen ließen ein hohes Einsparpotenzial vermuten. Zum 

Betrachtungszeitpunkt war dies jedoch noch nicht realisiert. Die Wirtschaft-

lichkeit der gemeinsamen Straßenverkehrsbehörde des Kreises Schles-

wig-Flensburg und der Stadt Flensburg konnte z. B. nicht ausreichend be-

urteilt werden, da der Betrieb zum Zeitpunkt der Prüfung gerade erst 

gestartet war. Einsparungen schienen nicht nur auf der Leitungsebene und 

bei den Sachkosten, sondern auch auf der Sachbearbeiterebene möglich. 

Dies sah die Konzeption allerdings nicht vor. Ebenso war das Einspar-

potenzial der Zusammenarbeit des Kreises Segeberg mit dem Wege-

Zweckverband der Gemeinden noch nicht hinreichend ausgeschöpft. Da-

her riet der LRH, die beiden Bauhöfe vollständig zusammenzulegen. Dies 

ist zwischenzeitlich umgesetzt. Zurzeit ebenfalls noch nicht erkennbar ist 

eine jährliche Effizienzrendite durch die Zusammenlegung der IT-Bereiche 

der Kreise Schleswig-Flensburg und Nordfriesland (Nordbits). Da die Um-

stellung der Basisinfrastruktur auch Anfang 2011 noch nicht abgeschlos-

sen war und die Vereinheitlichung der Fachanwendungen nicht wesentlich 

vorangeschritten ist, sind die prognostizierten kostentlastenden Synergie-

effekte noch nicht eingetreten. 

 

Folgende größere Kooperationen generierten umfangreiche Effizienzrendi-

ten: 

 Die gemeinsamen Rechnungs- und Gemeindeprüfungsämter der Krei-

se Dithmarschen und Steinburg sowie der Kreise Nordfriesland und 

Schleswig-Flensburg erzielen durch die Konzentration mit weniger Per-

sonal eine Stärkung der funktionalen Leistungsfähigkeit.  

 Die gemeinsame Bußgeldstelle der Kreise Dithmarschen und Steinburg 

erreicht bei deutlichem Personalabbau eine bessere Prozesssteuerung 

und größere Spezialisierung. Dies führt dazu, dass Qualität und Ertrag 

gesteigert werden.  

 Die integrierten Regionalleitstellen (IRLS) Süd und Mitte sowie die ko-

operativen Regionalleitstellen (KRLS) West und Nord unter Beteiligung 

der Polizei führen zu einer höheren Leistungsfähigkeit und Wirtschaft-

lichkeit. Im Vergleich zu den vormals kreiseigenen lokalen Leitstellen 

hat sich der Aufwand nicht verringert. Dies war auch nicht zu erwarten, 

da die lokalen Leitstellen in einigen Bereichen suboptimal waren (z. B. 

veraltete Leitstellentechnik, fehlende Redundanzen, keine ständige 

Doppelbesetzung). Würde jedoch jeder Kreis eine eigene Leitstelle 

vorhalten, die dem Standard einer IRLS bzw. KRLS entspräche, wären 

die Aufwendungen erheblich höher als der finanzielle Anteil des jeweili-

gen Kreises an der gemeinsamen IRLS/KRLS. Letztlich erhalten die 

Kreise für den gleichen „Preis“, den sie zuvor für eine eigene Leitstelle 

aufgewendet haben, eine deutlich leistungsfähigere Lösung. 
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Unter Einbeziehung weiterer kleinerer Kooperationen und deren wirtschaft-

licher Vorteile erzielten z. B. die Kreise Dithmarschen und Steinburg eine 

jährliche Effizienzrendite von je 370.000 € und der Kreis Nordfriesland von 

210.000 € im Jahr 2010. Bei den übrigen Kreisen waren solch umfängliche 

Effizienzrenditen zum Prüfungszeitpunkt nicht feststellbar.  

 

13.8 Fazit 

 

Die Effizienzrenditen der Kreise Dithmarschen, Steinburg und Nordfries-

land zeigen, dass IKZ als eine von mehreren Maßnahmen (z. B. Ge-

schäftsprozessoptimierung, Aufgabenkritik) zur Haushaltskonsolidierung 

beitragen kann. Gleichwohl liegen die Effizienzrenditen durch IKZ weit un-

ter den vorsichtigsten Schätzungen möglicher Fusionsrenditen. Dies hat 

mehrere Gründe. Die meisten Kooperationen sind kleinerer Art (Einzelauf-

gaben mit begrenztem Umfang und/oder geringem Ausgabevolumen). Die 

erzielten Einsparungen sind dementsprechend gering. Des Weiteren sind 

die Kooperationen überwiegend nicht primär auf Einsparungen, sondern 

auf eine bessere Leistungserfüllung und deren Wirtschaftlichkeit aus-

gelegt. Daher wird selten eine echte Haushaltsentlastung erreicht, oftmals 

eher eine Kostenneutralität. Zudem ist der Anteil der IKZ am gesamten 

Aufgabenbestand der Kreisverwaltung gering. Ohne entsprechenden 

Handlungsdruck tendieren Kreise zur Eigenerbringung und der damit ver-

bundenen Autonomie. Nur so ist es zu erklären, dass in vielen Kreisen 

lange Listen möglicher Kooperationsfelder erstellt wurden, von denen nur 

ein sehr kleiner Anteil umgesetzt wurde. Insoweit ist der Versuch der Krei-

se, entsprechend der Vereinbarung der kommunalen Landesverbände mit 

dem Land über die „Erwirtschaftung maximaler Effizienzrenditen“ Einspa-

rungen von 15 Mio. € wesentlich durch IKZ zu erreichen, bisher nicht er-

folgreich umgesetzt. 

 

Die Kreise sollten bei Kooperationen alle Synergiemöglichkeiten der In-

formationstechnik ausschöpfen. Die gemeinsame Nutzung von E-Govern-

ment-Anwendungen und eine entsprechende Vernetzung fördern und er-

leichtern die Kooperation zwischen Kommunen. Eine Beibehaltung 

unterschiedlichster Fachanwendungen - „harmonisiert“ über Schnittstellen - 

verhindert, dass das Einsparpotenzial im optimalen Umfang realisiert wird.  

 

13.9 Stellungnahmen 

 

Das Innenministerium verweist darauf, dass durch Verwaltungskoopera-

tionen Mehraufwendungen und damit zusätzliche Haushaltsbelastungen 

vermieden werden können. Ein wirtschaftliches und sparsames Verhalten 

sei auch dann gegeben, wenn mit den zur Verfügung stehenden Mitteln 

die Aufgaben effektiv erfüllt würden. Der LRH habe festgestellt, das in der 
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Vereinbarung über die Erwirtschaftung maximaler Effizienzrenditen nie-

dergelegte Einsparziel von 15  Mio. € sei noch nicht erreicht. Dabei müsse 

man berücksichtigen, dass der zeitliche Rahmen noch nicht ausgeschöpft 

sei. 

 

Der LRH merkt an, dass wirtschaftliches Handeln nicht nur Effektivität, 

sondern auch Effizienz verlangt. Viele Kooperationen erfüllten diese  

Voraussetzungen und wurden daher vom LRH als gute wirtschaftliche  

Lösungen bewertet. Darunter waren auch die Kooperationen, durch die 

Mehraufwendungen vermieden werden konnten (z. B. die integrierten und 

kooperativen Regionalleitstellen). Wirtschaftliches Verhalten führt jedoch 

nicht zwangsläufig zu einer Haushaltsentlastung, insbesondere dann nicht, 

wenn durch die Kooperation eine deutliche Qualitätsverbesserung bei glei-

chen Kosten erreicht wird. Häufig waren daher Kooperationen zwar wirt-

schaftlich, aber eben nicht haushaltsentlastend. Eine solche echte Haus-

haltsentlastung wird allerdings durch die Vereinbarung über die Erwirt-

schaftung maximaler Effizienzrenditen angestrebt. Auf der Homepage des 

Innenministeriums wird darauf hingewiesen, dass die Kreise und kreis-

freien Städte ab 2014 jährlich 15 Mio. € erwirtschaften und „mit diesem 

Geld die Haushaltsdefizite verringert werden“.1 Ob dies tatsächlich gelingt, 

bleibt abzuwarten.  

 

Der Landkreistag weist darauf hin, dass jede kleinere Kooperation neben 

dem Qualitätsaspekt sehr wohl auch eine haushaltsentlastende Wirkung 

habe. Die Aussage des LRH, Kreisfusionen würden höhere Renditen als 

Kooperationen erbringen, wird angezweifelt. Außerdem könnten die nach 

der Vereinbarung von den Kreisen und kreisfreien Städten zu erwirtschaf-

tenden Effizienzrenditen auch durch Prozessoptimierungen und Einspa-

rungen bei Dritten erbracht werden. Der Kreis Schleswig-Flensburg habe 

schon während der Prüfung durch Kooperationen ein jährliches Einsparvo-

lumen von 1,1 Mio. € nachweisen können. Das jetzige Einsparvolumen be-

trage 1,5 Mio. €. Einbezogen seien dabei nur die eindeutig messbaren Fäl-

le.  

 

Der LRH hat den Kreis Schleswig-Flensburg in 2009 geprüft. Viele Koope-

rationen waren damals noch in der Anfangsphase (z. B. KRLS Nord, 

Nordbits, gemeinsame Zulassungsstelle mit Flensburg). Das Kommunale 

Prüfungsamt Nord war erst in Planung. Die Berechnungen des Kreises 

basierten auf Einschätzungen, die durch Fakten nicht hinreichend abgesi-

chert waren. Daher war zum Zeitpunkt der Prüfung noch keine messbare 

Effizienzrendite zu verzeichnen. Gleichwohl wurden durch den LRH gute 

wirtschaftliche Kooperationen sowohl mit dem Kreis Nordfriesland als auch 

                                                      
1  http://www.schleswig-holstein.de/IM/DE/KommunalesSport/UnsereKommunen/ 

Verwaltungsreform/Effizienzrenditen/Effizienzrenditen_node.html 

http://www.schleswig-holstein.de/IM/DE/KommunalesSport/UnsereKommunen/Verwaltungsreform/Effizienzrenditen/Effizienzrenditen_node.html
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mit der Stadt Flensburg festgestellt. Zum heutigen Zeitpunkt wäre wahr-

scheinlich auch für den Kreis Schleswig-Flensburg eine den Kreisen Nord-

friesland, Dithmarschen und Steinburg in etwa vergleichbare Effizienzren-

dite nachweisbar, jedoch sicherlich keine haushaltsentlastende Rendite 

von 1,1 bzw. 1,5 Mio. €. 

Da in Relation zu allen Aufgaben eines Kreises nur bei wenigen Aufgaben 

kooperiert wird, können nicht die gleichen Effizienzrenditen erzielt werden 

wie bei einer den gesamten Aufgabenbestand umfassenden Fusion. Auch 

die Vereinbarung zur Erwirtschaftung maximaler Effizienzrenditen geht 

nicht davon aus, dass die besagten 15 Mio. € jährlich allein durch Koope-

rationen erwirtschaftet werden. Der Landkreistag weist daher zutreffend 

darauf hin, dass nach dem Vereinbarungstext die Rendite durch interne 

Optimierungen, weitreichende Kooperationen und gegebenenfalls freiwilli-

ge Fusionen zu erwirtschaften ist. Im Übrigen wird auf die Ausführungen 

des LRH zur Stellungnahme des Innenministeriums verwiesen.  
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14. Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion - wie die Kreise die 
Selbstverwaltung der Gemeinden unterstützen  

 

Die Kreise fördern die Gemeinden und ergänzen die gemeind-

liche Aufgabenwahrnehmung auf zahlreichen Feldern der kom-

munalen Selbstverwaltung mit erheblichen finanziellen Mitteln.  

 

Bei der Ausgestaltung der Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion 

haben sie ihre eigenen finanziellen Möglichkeiten zu beachten 

und die Auswirkungen auf die verbleibende Finanzkraft der 

kreisangehörigen Kommunen zu berücksichtigen. 

 

Die finanziellen Belastungen durch die Wahrnehmung der pflich-

tigen Selbstverwaltungsaufgaben insbesondere in den Aufga-

bengebieten Jugend, Soziales und öffentlicher Personennahver-

kehr übersteigen die der freiwilligen Bereiche um ein Vielfaches. 

Zur Verbesserung ihrer Finanzsituation müssen die Kreise die 

bestehenden Gestaltungsspielräume bei den Pflichtaufgaben 

nutzen.  

 

14.1 Was unter Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion zu verstehen ist 

 

Nach § 20 Abs. 2 KrO sollen Kreise und Gemeinden im Zusammenwirken 

alle Aufgaben der örtlichen Selbstverwaltung erfüllen. Dabei soll die 

Selbstverwaltung der Kreise die Selbstverwaltung der Gemeinden ergän-

zen und fördern. Die Kreise müssen sich dabei auf die Aufgaben be-

schränken, die für eine gleichmäßige Versorgung und Betreuung der Ein-

wohner erforderlich sind. Der Gesetzgeber hat darüber hinaus in § 2 

Abs. 1 Satz 1 KrO festgelegt, dass die Kreise berechtigt und im Rahmen 

ihrer Leistungsfähigkeit verpflichtet sind, in ihrem Gebiet alle öffentlichen 

Aufgaben in eigener Verantwortung zu erfüllen. Dies gilt jedoch nur, soweit 

diese öffentlichen Aufgaben von den kreisangehörigen Gemeinden und 

Ämtern wegen geringer Leistungsfähigkeit nicht erfüllt werden können  

oder Gesetze etwas anderes bestimmen. Im Ergebnis lässt sich die im 

Verhältnis zu den „allzuständigen“ Gemeinden subsidiäre Aufgabenzu-

ständigkeit der Kreise in Selbstverwaltungsangelegenheiten erkennen. 

Gleichwohl sind die Kreise unverzichtbar angesichts der Größenstruktur 

der schleswig-holsteinischen Gemeinden und des Erfordernisses, große 

Teile des Aufgabespektrums durch leistungsstarke größere Verwaltungs-

einheiten zu erfüllen. Dies zeigt sich nicht zuletzt an der Aufgabenzuord-

nung durch den Gesetzgeber, z. B. im Bereich Soziales und Jugend. 
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Die Begriffe der Ausgleichsfunktion und der Ergänzungsfunktion lassen 

sich nicht eindeutig trennen. Ein Unterscheidungskriterium bezieht sich auf 

die organisatorische Zuordnung der jeweiligen Aufgabe: 

 

Ausgleichsfunktion heißt, dass die Aufgabenerledigung bei den Gemein-

den bleibt. Der Kreis unterstützt sie aber darin, entweder finanziell durch 

Zuweisungen oder durch Verwaltungskraft. Ergänzungsfunktion bedeutet, 

dass der Kreis selbst eine Aufgabe durchführt oder Dritte beauftragt bzw. 

unterstützt.  

 

Wie aus den weiteren Ausführungen hervorgeht, hat der LRH zwischen  

einer Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion im engeren Sinne (freiwillige 

Selbstverwaltungsaufgaben der Kreise) und einer Ausgleichs- und Ergän-

zungsfunktion im weiteren Sinne (pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben) 

differenziert.  

 

14.2 Freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben - in welchem Umfang und auf 

welchen Gebieten die Kreise ihre Ausgleichs- und Ergänzungs-

funktion wahrnehmen 

 

Umfang und Wahrnehmung der Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion im 

engeren Sinne (i. e. S.) sind von verschiedenen Faktoren abhängig. Zu-

nächst spielt die finanzielle Situation des jeweiligen Kreises eine maßgeb-

liche Rolle. Dabei ist - nach Abzug der Kreisumlagen - die dem kreisange-

hörigen Bereich verbleibende Finanzkraft eine weitere Größe, die die 

Kreise bei der Ausgestaltung ihrer Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion 

i. e. S. zu berücksichtigen haben (vgl. Nr. 2 dieses Kommunalberichts). 

Darüber hinaus spielt die kommunale Gebiets- und Verwaltungsstruktur im 

kreisangehörigen Bereich eine Rolle, da größere Kommunen und Verwal-

tungen eher in der Lage sind, freiwillige kommunale Selbstverwaltungs-

aufgaben eigenständig zu erledigen. Außerdem gibt es oftmals Vereinba-

rungen zwischen dem Kreis und dem kreisangehörigem Bereich über den 

Umfang der Betätigung des Kreises bei der Wahrnehmung seiner Aus-

gleichs- und Ergänzungsfunktion. 

 

Die Netto-Auszahlungen aller Kreise summierten sich 2008 bei den freiwil-

ligen Leistungen auf 22,6 Mio. €.  
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Die folgende Grafik veranschaulicht die einwohnerbezogenen Werte: 

 

 
 

Das Diagramm zeigt, dass insbesondere die Westküstenkreise Dithmar-

schen und Nordfriesland sowie die Kreise Herzogtum Lauenburg, Schles-

wig-Flensburg und Plön trotz der schwierigen finanziellen Verhältnisse 

überdurchschnittlich hohe Ausgaben haben. Dies mag insoweit gerechtfer-

tigt sein, als dass die Finanzkraft für die kreisangehörigen Kommunen  

außer denen in Nordfriesland unterdurchschnittlich niedrig ist (vgl. Nr. 2 

dieses Kommunalberichts). Daneben dürften die überdurchschnittlichen 

Ausgaben auch durch die kleinteiligen Strukturen des kreisangehörigen 

Bereichs beeinflusst sein. 

 

Dementsprechend liegen die Ausgaben der Kreise Rendsburg-Eckern-

förde und Steinburg ebenfalls über dem Durchschnitt. Allerdings verfügen 

diese Kreise über eine bessere Finanzlage.  

 

Die kreisangehörigen Kommunen der Kreise Stormarn und Pinneberg  

gehören mit Abstand zu den finanzkräftigsten. Sie verfügen zudem über 

größere Verwaltungen und Gebietsstrukturen. Folgerichtig nehmen diese 

Kreise ihre Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion i. e. S. in geringerem Um-

fang wahr als die anderen Kreise.  

 

Im Bereich der freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben haben die Kreise 

folgende Schwerpunkte gesetzt: 
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Freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben 

Bezeichnung der Aufgabe Mio. € 

Wirtschafts- und Tourismusförderung 6,3 

Sportförderung/Sportstätten 3,9 

Musikschulen und -pflege 2,7 

Büchereien 2,0 

Heimat- und Kulturpflege 1,8 

Volkshochschulen und sonstige Volksbildung 1,4 

Museen/zoologische und botanische Gärten 1,3 

Theater 0,5 

Sonstiges 2,7 

 

Die Bereiche und Schwerpunkte, in denen die Kreise ausgleichend bzw. 

ergänzend tätig werden, sind weitgehend identisch und der finanzielle Um-

fang ist überschaubar. Damit sind grundsätzlich auch die Möglichkeiten 

begrenzt, in diesen Bereichen durch Einsparungen zur Haushaltskonsoli-

dierung beizutragen.  

 

Den finanzschwächeren Kreisen wird empfohlen, dennoch verstärkt 

Schwerpunkte zu setzen und Belastungen der Kreisfinanzen zu reduzieren 

bzw. diese in Abstimmung mit dem kreisangehörigen Bereich durch ent-

sprechende Anhebung der Kreisumlage zu refinanzieren. Diese Kreise 

sollten prüfen, inwieweit sie sich von althergebrachten Förderbereichen 

oder Beteiligungen trennen können. Ebenso sollten die Kreise lange ver-

tragliche Bindungen möglichst vermeiden.  

 

14.3 Pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben - ein Überblick bei 7 Kreisen 

 

Um die finanziellen Auswirkungen zu verdeutlichen, hat der LRH bei 

7 Kreisen zusätzlich zu den o. a. freiwilligen Aufgaben die Ausgaben und 

Einnahmen einiger ausgewählter pflichtiger Selbstverwaltungsaufgaben 

erfasst. Sie werden den folgenden Produktgruppen zugeordnet. Die Kreise 

Plön, Ostholstein, Rendsburg-Eckernförde und Schleswig-Flensburg wur-

den in diese Betrachtung nicht einbezogen, weil der Prüfungsansatz erst 

nach Abschluss der Prüfung dieser Kreise auf die pflichtigen Selbstverwal-

tungsaufgaben erweitert wurde. 
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Pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben 

Produktgruppe Bezeichnung der Aufgabe 

126 Brandschutz (Feuerwehrwesen) 

127 Rettungsdienst 

361 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege 

365 Kindertagesstättenförderung 

367 Sonstige Einrichtungen der Jugendhilfe 

411 Krankenhäuser 

547 ÖPNV 

Mit Gesamtausgaben von 156 Mio. € abzüglich der erzielten Einnahmen 

von 91 Mio. € hatten die Kreise 2008 Nettoausgaben von insgesamt 

64 Mio. €. Damit überstiegen die finanziellen Belastungen allein aus die-

sen ausgewählten pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben die der freiwilli-

gen Aufgaben um ein Vielfaches.  

 

Bei den pflichtigen Aufgaben hat der Gesetzgeber sein Recht der gesetzli-

chen Regelung bestimmter Selbstverwaltungsaufgaben genutzt und den 

Kreisen die Wahrnehmung der Aufgaben auferlegt. Die Kreise können in-

sofern zwar nicht über das „Ob“ der Aufgabenerfüllung entscheiden, 

gleichwohl bestehen auch in den pflichtigen Aufgabenbereichen teilweise 

erhebliche Gestaltungsspielräume. Dazu einige Beispiele: 

 Im Brandschutz sind die Kreise durch gesetzliche Zuweisung Träger 

bestimmter Aufgaben. Nicht gesetzlich definiert ist aber, ob Übungs-

plätze o. Ä. vorgehalten werden müssen. 

 Die Kreise sind örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Jugend-

arbeit ist ein Teil der Jugendhilfe. Als örtliche Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe müssen sie unter anderem ein bedarfsgerechtes Angebot 

an Kindertageseinrichtungen und Tagespflegestellen gewährleisten. 

Auch sind sie Träger der Arbeit im Sinne des Gesetzes über das  

Jugendaufbauwerk. Spielräume haben die Kreise jedoch insoweit, als 

sie bestimmen können, in welchem Umfang sie z. B. Kindertages-

einrichtungen, Jugendarbeit bzw. Jugendpfleger in den Gemeinden för-

dern und die Gemeinden beraten. Darüber hinaus können sie selbst 

entscheiden, ob sie bestimmte Projekte selbst betreiben. Der Kreis 

Schleswig-Flensburg hat z. B. Projekte zu Themen wie Kinderarbeit 

und zu kinder-, jugend- und familienfreundlichen Gemeinden durchge-

führt und betreibt ein eigenes Jugendaufbauwerk. 

 Die Kreise sind regelmäßig Aufgabenträger für den nicht schienen-

gebundenen ÖPNV. Dabei können sie z. B. den Umfang des Leis-

tungsangebots bestimmen, eine eigene Gesellschaft vorhalten oder 

Stadtverkehre übernehmen. 
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Bei der einwohnerbezogenen Betrachtung der Nettoausgaben zeigt sich 

im folgenden Diagramm, dass der Kreis Herzogtum Lauenburg bei den 

genannten pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben zusammen mit dem 

Kreis Stormarn die höchsten Ausgaben aufweist. Beim Kreis Stormarn 

kommt das besondere Engagement des Kreises im Jugendbereich zum 

Ausdruck.  

 

  
 

Auch bei diesen Aufgaben gibt es im finanziellen Engagement der einzel-

nen Kreise sehr große Unterschiede. Grund sind die unterschiedlich ge-

nutzten kommunalen Entscheidungsspielräume und die verschiedenen 

Organisationsformen. Insofern sind die Grenzen zwischen den freiwilligen 

und pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben fließend. So sehen einige  

Kreise ihre Aufgaben in den Bereichen der sozialen Einrichtungen und der 

Jugendhilfe trotz der gesetzlichen Vorgaben weitgehend als freiwillige 

Leistungen an.  

 

14.4 Fazit und Empfehlungen 

 

Umfang und Wahrnehmung der Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion sind 

von verschiedenen Faktoren abhängig: 

 Eine maßgebliche Bedeutung kommt der finanziellen Situation der 

Kreise zu, wobei sich auch finanzschwächere Kreise durchaus ihrer 

Verpflichtung bewusst sind, durch die Gewährung freiwilliger Leistun-

gen den kreisangehörigen Bereich zu unterstützen.  

 Die nach Abzug der Kreisumlagen dem kreisangehörigen Bereich ver-

bleibende Finanzkraft ist eine weitere Größe, die alle Kreise bei der 

Ausgestaltung ihrer Ausgleichs- und Ergänzungsfunktion i. e. S.  

berücksichtigen sollten. 
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 Daneben spielen die Gebiets- und Verwaltungsstrukturen sowie Ver-

einbarungen zwischen dem Kreis und dem kreisangehörigen Bereich 

eine Rolle. 

 Bei den Ausgaben sind zum Teil deutliche Unterschiede festzustellen. 

Allerdings ist der finanzielle Umfang bei den freiwilligen Selbstverwal-

tungsaufgaben überschaubar. Damit sind die Möglichkeiten begrenzt, 

durch Einsparungen zur Haushaltskonsolidierung beizutragen. 

 Bei den ausgewählten pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben liegt die 

unterschiedliche Ausgabenhöhe insbesondere an den verschiedenen 

Organisationsformen und der Intensität der Aufgabenwahrnehmung  

 

Den finanzschwächeren Kreisen wird empfohlen, bei den freiwilligen Leis-

tungen verstärkt Schwerpunkte zu setzen bzw. zusätzliche Aufgaben in 

Abstimmung mit dem kreisangehörigen Bereich durch entsprechende An-

hebung der Kreisumlage zu finanzieren. Wenn möglich, sollten sich diese 

Kreise von der Unterstützung althergebrachter Förderbereiche oder Betei-

ligungen trennen. Ebenso sollten die Kreise lange vertragliche Bindungen 

möglichst vermeiden.  

 

Den Kreisen sollte bewusst sein, dass auch bei den pflichtigen Selbstver-

waltungsaufgaben ein erheblicher Gestaltungsspielraum sowohl beim 

Verwaltungsvollzug als auch bei den kommunalpolitischen Grundsatzent-

scheidungen besteht. Vor diesem Hintergrund und wegen des deutlich  

höheren Finanzvolumens müssen die Kreise die Ausgaben für diese Auf-

gaben unter dem Gesichtspunkt der Haushaltskonsolidierung betrachten 

und bewerten. 

 

14.5 Stellungnahmen 

 

Der Landkreistag kritisiert in seiner Stellungnahme, der LRH verkenne bei 

der im Verhältnis zu den Gemeinden subsidiären Aufgabenzuständigkeit 

der Kreise, dass diesen nicht beliebig Aufgaben entzogen werden könn-

ten. Vor diesem Hintergrund konstituiere allein der gesetzlich bestimmte 

Aufgabenbereich den Wirkungskreis der Landkreise. Der Landkreistag be-

dauere, dass der LRH die Ursachen der Finanzschwäche der Kreise nicht 

angesprochen habe. Nach Auffassung des Landkreistages sei die aufga-

benunangemessene Finanzausstattung das Problem und nicht die Art und 

Weise der Aufgabenerfüllung durch die Kreise im Bereich der freiwilligen 

und pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben. 

Im Übrigen seien die Kreise in erster Linie ihren kreisangehörigen Ge-

meinden verpflichtet. Die Kreise seien deshalb auch nicht Vollzugsorgane 

für die staatliche Aufgabenwahrnehmung.  
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Der LRH nimmt die Ausführungen des Landkreistages zur Kenntnis. Er 

vermag keinen grundsätzlichen Widerspruch zu seinen Ausführungen un-

ter dieser Tz. zu erkennen. Im Übrigen bleibt abzuwarten, ob und inwieweit 

mit der beabsichtigte Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs der 

nach Auffassung des Landkreistages nicht ausreichenden Finanzausstat-

tung der Kreise Rechnung getragen wird. 
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15. Fazit 
 

Ein wesentliches Ziel der vergleichenden Prüfung aller 11 Kreise ist er-

reicht worden: Die Prüfung hat zu einer bislang noch nicht vorhandenen 

Transparenz der ausgewählten Aufgabenbereiche und der damit verbun-

denen Ausgaben geführt. Die Kreise wurden in die Lage versetzt, auf Ba-

sis vergleichbarer Daten und aufgezeigter Verbesserungsmöglichkeiten 

Handlungsoptionen zu entwickeln, um die Ausgaben zu reduzieren. 

 

Die Kreise hatten in ihren Stellungnahmen zu den Prüfungsmitteilungen in 

Bezug auf die Bewertung einiger Sachverhalte teilweise deutliche Kritik 

geübt. Gleichwohl wurden die Prüfungsergebnisse insgesamt als eine 

wichtige Hilfestellung angesehen. Viele Anregungen und Hinweise wurden 

bereits aufgegriffen und umgesetzt bzw. befinden sich in der Umsetzung. 

Die folgenden Beispiele verdeutlichen dies: 

 Viele Kreise bemühen sich, Personalausgaben und Stellen (weiter) zu 

reduzieren. So hat z. B. der Kreis Dithmarschen im Laufe der Prüfung 

die Zahl der Stellen um 18 reduziert und Personalausgaben von 

1 Mio. € eingespart. Auch der Kreis Pinneberg prüft anhand eines 

9 Punkte umfassenden Maßnahmenkatalogs, wie er die Personal-

ausgaben nachhaltig auf das unabweisbare Maß beschränken kann. 

Darüber hinaus beabsichtigen viele Kreise, höherwertige Stellen zu ver-

ringern und Planstellen restriktiver auszuweisen.  

 Bei der Suchtberatung wollen die Kreise die Verträge vereinheitlichen 

und keine pauschalen Zuschüsse mehr gewähren. 

 Im Bereich der Kindertagespflege stimmen sich Kreise nunmehr mit 

den Nachbarkreisen ab, um Doppelförderungen zu vermeiden. Ergän-

zend sollen die Richtlinien angepasst und leistungsgerechte Entgelte 

für Tagesmütter ermittelt und gezahlt werden.  

 Die Angemessenheit der Gebühren für Leistungen von Gesundheits-

ämtern wird nunmehr regelmäßig überprüft und angepasst. Der sozial-

psychiatrische Bereitschaftsdienst einiger Kreise soll umorganisiert und 

wirtschaftlicher gestaltet werden. Die Abrechnungen mit den Kranken-

kassen werden intensiviert.  

 Die Eintrittspreise für Kreismuseen und die Unterrichtsentgelte für  

Musikschulen sollen überprüft und ggf. angehoben werden. Bei den 

Musikschulen sollen zur Kostenreduzierung außerdem verstärkt Hono-

rarkräfte statt hauptamtliche Musiklehrer eingesetzt werden.  

 Bei Bauaufsichten sollen regelmäßige Überprüfungen der Fallzahlen 

und Maßnahmen zur Beschleunigung der Arbeitsabläufe zu einer ver-

besserten Wirtschaftlichkeit führen. Ein Kreis hat mitgeteilt, dass er die 

Stellen in der Bauaufsicht um 2,5 reduziert und das Gebührenaufkom-

men erhöht hat. Ein weiterer Kreis hat seinen Personalaufwand um 

11 % reduziert. 
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 Dem Energiemanagement wird grundsätzlich eine hohe Priorität bei-

gemessen, um die Energieverbräuche und -kosten zu reduzieren. So 

sollen zukünftig insbesondere Gasversorgungsverträge ausgeschrie-

ben, Fernwärmeversorgungsverträge neu verhandelt und Wärmever-

sorgungsanlagen modernisiert werden.  

 Der Kreis Segeberg hat die empfohlene Weiterentwicklung der ARGE 

Bauhof aufgegriffen und die Arbeitsbereiche des Kreises und des 

Wegezweckverbands im Straßenbetriebsdienst zusammengelegt. 

 Beim Gebäudemanagement des Kreises Segeberg wurden 2 getrennte 

Einheiten zu einem Eigenbetrieb zusammengeführt. 

 

Insgesamt haben die Reaktionen gezeigt, dass die Kreise den verglei-

chenden Prüfungsansatz positiv aufgenommen haben. Mit dem seit Au-

gust 2010 laufenden Benchmarking-Projekt und den aus 17 Aufgabenbe-

reichen zu entwickelnden Kennzahlen wird der vergleichende Ansatz 

fortgesetzt. Dabei sollen die Leistungsfähigkeit, der Personaleinsatz und 

die Kostenstrukturen vertieft untersucht werden. Es ist zu begrüßen, dass 

die gewonnenen Erkenntnisse zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit ge-

nutzt werden sollen.  

 

Letztlich konnten aus der vergleichenden Betrachtung aller 11 schleswig-

holsteinischen Kreise erneut Anhaltspunkte dafür gewonnen werden, dass 

größere, einwohnerstärkere Gebietskörperschaften wirtschaftlicher zu ver-

walten sind als kleinere.1 Es ist daher bedauerlich, dass die Landesregie-

rung die Gestaltung größerer Strukturen auf Kreisebene lediglich auf frei-

williger Basis und ohne finanzielle Anreize für angezeigt hält.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Kiel, 23. April 2013 

 
Landesrechnungshof Schleswig-Holstein 

Dr. Aloys Altmann 

Aike Dopp            Dr. Ulrich Eggeling 

Dr. Gaby Schäfer        Claus Asmussen 

 

 

                                                      
1  Vgl. auch Kommunalbericht 2011 des LRH, Nr. 14. 
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